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I. Struktur der EU

1. Der Drei Säulen Tempel

a) EUV als Rahmen für das Gesamte

(einheitlicher institutioneller Rahmen nach Art. 3-5 EUV, Art. 7-9 EGV, aber EG-Organe keine Organe der EU im eigentlichen Sinne; Inanspruchnahme der Organe auch bei verstärkter Zusammenarbeit, Art. 43 EUV, Art. 11 EGV)

Die Europäische Union, Art. 1 Abs. 1 EUV

Aufbau der Europäischen Union

[image: image19.png]



(seit 2002 ist EGKSV beendet)

2 Europäische Gemeinschaften                      GASP                       PJZS

EG      EAG     


                  Art. 11-28 EUV      Art. 29-42 EUV

Gemeinsame Organe                                    Einheitlicher Institutioneller Rahmen

                                                                                   Art. 3 Abs. 1 EUV

Rechnungshof    EuGH     EP    Kommission   Rat                  Europäischer Rat

                           EuG

EU: Funktion der Organe

I. Europäischer Rat: Art. 4 EUV

    Staats- und Regierungschefs der Mitgliedstaaten + Präsident der Kommission

    Organqualität umstritten

    - hL: Keine Rechtspersönlichkeit der EU ( keine Organqualität

                                                                aber „Leitungsorgan“ der EU in politischer Hinsicht

    - MM: Rechtspersönlichkeit der EU ( Europäischer Rat als Unionsorgan

II. Funktion der Organe der EG innerhalb der EU

    Art. 3 Abs.1, Art. 5 EUV ( Tätigkeit der Organe der EG im Bereich der EU

    (operative Felder)

    Dogmatische Einordnung dieser Tätigkeit strittig.

         Eine Ansicht: zugleich Organe der EU (wenn diese Rechtspersönlichkeit hat)

         Andere Ansicht: „Organleihe“

III. Zuständigkeiten des EuGH (Art. 46 EUV)

     Differenzierte Regelung:

      1. Bereich des EGV allgemein: Art. 220, Art. 226 EGV 

      2. Besondere Regelung für den Titel IV EGV: Art. 68 EGV: Eingeschränkte Zuständigkeit

          im Vorabentscheidungsverfahren

      3. Bereich des EUV, soweit dieser „Klammer“ für EGV und EAGV (früher auch

          EGKSV): Art. 46-53 EUV.

          Kontrolle der Grundrechtsbindung (Art. 6 Abs. 2 EUV), soweit Organe in den

          Bereichen handeln, die nach EGV oder EUV der Jurisdiktion des EuGH unterliegen.

      4. PJZS: Fakultative Zuständigkeit nach Unterwerfung der Mitgliedstaaten gem. Art. 35

                    EUV. EuGH-Gesetz.  

b) Rechtsnatur der EU und Verhältnis zur EG

Die Rechtsnatur der EG und der EU

	I. Europäische Gemeinschaften
	II. Europäische Union

	1. Rechtspersönlichkeit
	1. Rechtspersönlichkeit

	    a) völkerrechtlich
         (1) gegenüber den Mitgliedstaaten:
               ja, vgl. Art. 281 EGV
         (2) gegenüber Drittstaaten:
               bei Anerkennung
	    a) völkerrechtlich
        nein, da keine Übertragung von 
        Kompetenzen auf die EU

        Strittig. Vgl. Art. 49, 18, 19, 37 EUV. 

        Praxis: Tendenz zur

        Rechtspersönlichkeit

        Künftig aber Art. I-6 VerfassungsE

	    b) innerstaatlich
        (1) in den Mitgliedstaaten:
             ja, vgl. Art. 282 EGV
        (2) in Drittstaaten:
             nach nationalem Recht
	    b) innerstaatlich
        nein, da keine vertragliche Regelung

	2. Struktur
     supranationale Integration
     - Beschlußfassung auch ohne oder gegen 
       den Willen der Mitglieder
     - unmittelbare Geltung der Beschlüsse
     - obligatorische Gerichtsbarkeit

    Übertragung von Hoheitsrechten
	2. Struktur
    intergouvernementale Zusammenarbeit

    Aber: Stark integriert. Rechtsakte Rahmen-

              beschlüsse

   Keine eigenen Hoheitsrechte

	3. Rechtsnatur
    selbständige (vgl. Art. 305 EGV, 
    Art. 47 EUV)
    internationale Organisationen
→ Rechtsakte der Gemeinschaftsorgane sind 
     der jeweiligen Gemeinschaft (EG, EAG)
     zuzurechnen.
	3. Rechtsnatur
    keine internationale Organisation
    (hL; str. auch nach AV)

→ Rechtsakte der „Unionsorgane“ sind der
     Gesamtheit der Mitgliedstaaten 
     zuzurechnen

    Tendenz: Rechtspersönlichkeit.

    Zurechnung zur EU. 

   Abkommen gem. Art. 24, Art. 38 EUV


2. EU und Mitgliedstaaten als Verfassungs- und Verwaltungsverbund 

Europäische Verfassung als Netzwerk

Verwaltungsverbund: Vollzug des EG-Rechts v.a. durch Mitgliedstaaten

( Verzahnung zwischen EG-Recht und nationalem Recht

einheitliche dritte Gewalt: Einbezug des EuGH durch 234 EGV als gesetzlicher Richter in den Mitgliedstaaten 

Wahrung nationaler Grundrechte als Beschränkung der Grundfreiheiten

EGV als Verfassungsurkunde


EuGH, Gutachten 1/91 vom 14.12.1991, Slg. 1991, I 6079 - Gutachten EWR I

Sachverhalt: Im ursprünglichen EWR Abkommen sollte ein EWR Gerichtshof geschaffen werden, der personell und funktionell mit dem EuGH verbunden sein sollte und in seiner Auslegung des EWR Abkomens die Homogenität mit dem EGV sicherstellen sollte. Der EWR-Gerichtshof sollte auch Streitigkeiten zwischen den Vertragsparteien des EWR Abkommens entscheiden

Da diese Bestimmungen streitig waren, wurde der EuGH von der Kommission um ein Gutachten zur Prüfung der Vereinbarkeit des EWR Abkommens mit dem EGV ersucht.

EuGH:

„20 Der Europäische Wirtschaftsraum ist nämlich auf der Grundlage eines völkerrechtlichen Vertrags zu verwirklichen, der Rechte und Pflichten im wesentlichen zwischen seinen Vertragsparteien begründet und keine Übertragung von Souveränitätsrechten auf die mit ihm eingesetzten zwischenstaatlichen Organe vorsieht. Dagegen stellt der EWGV, obwohl er in der Form einer völkerrechtlichen Übereinkunft geschlossen wurde, nichtsdestoweniger die Verfassungsurkunde einer Rechtsgemeinschaft dar.“

22 [Aus den Unterschieden zwischen EWR Abkommen und EGV, die eine unterschiedliche Auslegung ermöglichen] ergibt sich, daß die Homogenität der Rechtsnormen im gesamten Europäischen Wirtschaftsraum nicht dadurch gewährleistet ist, daß die Bestimmungen des Gemeinschaftsrechts inhaltlich oder in ihrem Wortlaut mit den entsprechenden Bestimmungen des Abkommens übereinstimmen.
23 Daher ist zu prüfen, ob das Abkommen andere Mittel zur Gewährleistung dieser Homogenität vorsieht. 
24 Artikel 6 des EWR-Abkommens verfolgt dieses Ziel, indem er vorsieht, daß die Regeln des Abkommens im Einklang mit den Entscheidungen des Gerichtshofes zu den entsprechenden Regeln des Gemeinschaftsrechts auszulegen sind.
25 Dieser Auslegungsmechanismus vermag jedoch aus zwei Gründen die angestrebte rechtliche Homogenität nicht zu gewährleisten.
26 Zunächst betrifft dieser Artikel nur die bis zum Tag der Unterzeichnung des Abkommens ergangene Rechtsprechung des Gerichtshofes. Da sich diese Rechtsprechung weiterentwickeln wird, wird sich nur schwer zwischen neuer und alter Rechtsprechung und damit zwischen Vergangenheit und Zukunft unterscheiden lassen.
27 Obwohl aus Artikel 6 des Abkommens nicht eindeutig hervorgeht, ob er sich auf die Rechtsprechung des Gerichtshofes in ihrer Gesamtheit ... bezieht, ergibt sich weiter aus dem Protokoll Nr. 35 zu dem Abkommen, daß sich die Vertragsparteien, ... lediglich verpflichten, in ihre jeweilige Rechtsordnung eine Rechtsvorschrift aufzunehmen, die den Bestimmungen des Abkommens Vorrang vor entgegenstehenden Rechtsvorschriften einräumt.
28 Daraus folgt, daß sich die in Artikel 6 des Abkommens vorgeschriebene Beachtung der Rechtsprechung des Gerichtshofes nicht auf wesentliche Elemente dieser Rechtsprechung erstreckt, die mit den spezifischen Merkmalen des Abkommens unvereinbar sind. Artikel 6 kann somit als solcher das Ziel der Homogenität des Rechts im gesamten Europäischen Wirtschaftsraum weder für die Vergangenheit noch für die Zukunft sicherstellen. ...
30 Unter Berücksichtigung des aufgezeigten Widerspruchs ist zu prüfen, ob das ins Auge gefaßte Gerichtssystem die Autonomie der Rechtsordnung der Gemeinschaft bei der Verfolgung der ihr eigenen Ziele in Frage stellen kann. ...
34 Der EWR-Gerichtshof kann sich also, wenn er mit einer Streitigkeit über die Auslegung oder die Anwendung einer oder mehrerer Bestimmungen des Abkommens befaßt ist, veranlaßt sehen, den Begriff Vertragspartei im Sinne des Artikels 2 Buchstabe c des Abkommens auszulegen, um festzustellen, ob sich der Begriff Vertragspartei im Sinne dieser Bestimmung auf die Gemeinschaft, auf die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten oder auf die Mitgliedstaaten allein bezieht. Der EWR-Gerichtshof wird daher über die jeweiligen Befugnisse der Gemeinschaft und ihrer Mitgliedstaaten auf den durch die Bestimmungen des Abkommens geregelten Gebieten zu entscheiden haben. 
35 Folglich ist die dem EWR-Gerichtshof in den Artikeln 2 Buchstabe c, 96 Absatz 1 Buchstabe a und 117 Absatz 1 des Abkommens eingeräumte Zuständigkeit geeignet, die in den Verträgen festgelegte Zuständigkeitsordnung und damit die Autonomie des Rechtssystems der Gemeinschaft zu beeinträchtigen, deren Wahrung nach Artikel [220 EGV] der Gerichtshof sichert. Diese ausschließliche Zuständigkeit des Gerichtshofes wird durch Artikel [292 EGV] bestätigt, wonach sich die Mitgliedstaaten verpflichten, Streitigkeiten über die Auslegung oder Anwendung dieses Vertrages nicht anders als hierin vorgesehen zu regeln....
36 Die Übertragung dieser Zuständigkeit auf den EWR-Gerichtshof ist daher mit dem Gemeinschaftsrecht unvereinbar.
39 Sieht aber ein internationales Abkommen ein eigenes Gerichtssystem mit einem Gerichtshof vor, der für die Regelung von Streitigkeiten zwischen den Vertragsparteien dieses Abkommens und damit für die Auslegung seiner Bestimmungen zuständig ist, so sind die Entscheidungen dieses Gerichtshofes für die Organe der Gemeinschaft, einschließlich des Gerichtshofes, verbindlich.....
40 Ein internationales Abkommen, das ein solches Gerichtssystem vorsieht, ist grundsätzlich mit dem Gemeinschaftsrecht vereinbar. Die Zuständigkeit der Gemeinschaft im Bereich der internationalen Beziehungen und ihre Fähigkeit zum Abschluß internationaler Abkommen umfaßt nämlich notwendig die Fähigkeit, sich den Entscheidungen eines durch solche Abkommen geschaffenen oder bestimmten Gerichts zu unterwerfen, was die Auslegung und Anwendung ihrer Bestimmungen angeht.
41 Das in Rede stehende Abkommen übernimmt jedoch einen wesentlichen Teil der Regeln, einschließlich solcher des abgeleiteten Rechts, die für die Wirtschafts- und Handelsbeziehungen innerhalb der Gemeinschaft gelten und bei denen es sich in ihrer Mehrzahl um grundlegende Bestimmungen der Rechtsordnung der Gemeinschaft handelt.
42 Damit bewirkt das Abkommen, daß in die Rechtsordnung der Gemeinschaft ein umfangreicher Komplex von Rechtsnormen eingefügt wird, der neben eine Gruppe von gleichlautenden Gemeinschaftsnormen tritt. ...

45 Folglich bestimmt das Ziel des Abkommens, mit dem die Homogenität des Rechts im gesamten Europäischen Wirtschafsraum sichergestellt werden soll, nicht nur die Auslegung der Regeln des Abkommens, sondern auch die der entsprechenden Regeln des Gemeinschaftsrechts. 
46 Daraus folgt, daß der in dem Abkommen vorgesehene gerichtliche Mechanismus dadurch, daß er Festlegungen für die zukünftige Auslegung der Gemeinschaftsregeln auf dem Gebiet des freien Verkehrs und des Wettbewerbs trifft, Artikel [220 EGV] und allgemeiner die Grundlagen der Gemeinschaft selbst beeinträchtigt.
70 Wie schon in Randnummer 40 ausgeführt wurde, ist ein internationales Abkommen, das ein Gerichtssystem mit einem Gerichtshof vorsieht, der für die Auslegung der Bestimmungen dieses Abkommens zuständig ist, nicht grundsätzlich unvereinbar mit dem Gemeinschaftsrecht und kann daher seine Rechtsgrundlage in Artikel [310 EGV] finden.
71 Artikel [310] bietet jedoch keine Grundlage für die Errichtung eines Gerichtssystems, das Artikel [220] EGV und allgemeiner die Grundlagen der Gemeinschaft selbst beeinträchtigt. 
72 Aus denselben Gründen könnte eine Änderung dieser Bestimmung in dem von der Kommission angesprochenen Sinne
 die Unvereinbarkeit des Gerichtssystems des Abkommens mit dem Gemeinschaftsrecht nicht beseitigen.
( Der EuGH folgerte somit, dass selbst Änderungen des EGV einen von der EG abgeschlossenen völkerrechtlichen Vertrag nicht vereinbar machen können, durch den Art. 220 EGV und allgemeiner die Grundlagen der Gemeinschaft selbst beeinträchtigt würden. Damit scheint der EuGH bestimmten Normen einen vertragsänderungsfesten Gehalt zuzubilligen.

(Infolge der Entscheidung wurde das EWR Abkommen geändert: Der EWR Gerichtshof wurde gestrichen, stattdessen ein EFTA Gerichtshof eingerichtet, und die Homogenität durch stärkere rechtliche Pflichten (etwa Verbindlichkeit von Entscheidungen des EuGH) gesichert. Das war nunmehr EGV konform, vgl. EuGH, Gutachten 1/92, Slg. 1992, I-2821.)

EuGH als gesetzlicher Richter:

BVerfG, Beschluß vom  22.10.1986, BVerfGE 73, 339 - Solange II

Sachverhalt:
Im Juli 1976 beantragte die Firma Wünsche eine Einfuhrlizenz für Champignonkonserven aus Taiwan. Das zuständige Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft versagte die Lizenz unter Berufung auf mehrere EWG-Verordnungen, welche die Kommission auf Ermächtigung des Rates als handelspolitische Schutzmaßnahmen zum Schutz des gemeinschaftlichen Binnenmarktes gegen billige Champignon-Importe erlassen hatte. Die Firma klagte vor dem VG Frankfurt auf Erteilung der Genehmigung. Nachdem das VG diese Klage durch Urteil vom 25. Juli 1978 als unbegründet zurückgewiesen hatte, legte das Unternehmen Sprungrevision zum BVerwG ein. Dieses setzte das Verfahren aus und legte durch Beschluß vom 25. März 1981 nach Art. 177 III EWGV [nun Art. 234 III EG] dem EuGH die betreffenden VOen zur Auslegung und Entscheidung über ihre Gültigkeit vor. Der EuGH bestätigte durch Urteil vom 2. Mai 1982, gestützt auf umfangreiches Zahlenmaterial der Kommission, die Rechtmäßigkeit der VOen über die handelspolitischen Schutzmaßnahmen (Rs. 126/81, Wünsche I, Slg. 1982, S. 1479). In dem danach weitergeführten Revisionsverfahren vor dem BVerwG behauptete Wünsche, daß die Auslegung der Verordnungen durch den EuGH gegen deutsches Verfassungsrecht verstoße. Unter Berufung auf die Solange I-Entscheidung des BVerfG regte sie unter anderem eine konkrete Normenkontrolle nach Art. 100 I GG an. Andernfalls solle der EuGH erneut im Wege der Vorabentscheidung über die Wirksamkeit der VOen entscheiden. Das BVerwG folgte beiden Anregungen nicht, sondern legte seiner Entscheidung die Auslegung des EuGH zugrunde und wies die Revision am 1. Dezember 1981 als unbegründet zurück (BVerwG, NJW 1983, S. 2781 ff). Gegen dieses Urteil erhob Wünsche Verfassungsbeschwerde. Die Entscheidung verstoße gegen Art. 19 IV, 101 I 2 und 103 GG, weil das BVerwG nicht nach Art. 177 III EWGV [nun Art. 234 III EGV] dem EuGH die Sache erneut vorgelegt habe. Im durchgeführten Vorabentscheidungsverfahren habe der EuGH den Grundsatz des rechtlichen Gehörs verletzt, weil er entscheidungserhebliches Vorbringen der Klägerin nicht berücksichtigt habe. Folglich sei seine Entscheidung unklar gewesen und entfalte nach der eigenen Rechtsprechung des Gerichtshofs keine Bindungswirkung gegenüber dem BVerwG. Indem das BVerwG sich durch die Entscheidung des EuGH gebunden sah, sei der Klägerin effektiver Rechtsschutz i.S.d. Art. 19 IV GG versagt worden. Das BVerwG sei vielmehr nach Art. 177 III [nun Art. 234 III EG] zur erneuten Vorlage an den EuGH verpflichtet gewesen. Nach dieser Vorschrift habe der EuGH das Auslegungsmonopol über die Gültigkeit von Gemeinschaftsrecht und sei somit gesetzlicher Richter i.S.d. Art. 101 I 2 GG.
 BVerfG:
"Der Europäische Gerichtshof ist gesetzlicher Richter im Sinne des Art. 101 Abs. 1 Satz 2 GG; diese bisher vom Bundesverfassungsgericht nicht entschiedene Frage [...] ist zu bejahen.“

Der EuGH ist zwar kein Organ der Bundesrepublik, sondern ein Gemeinschaftsorgan. Die funtionelle Verschränkung der Gerichtbarkeit der EG mit der Gerichtsbarkeit der Mitgliedstaaten zusammen mit dem Umstand, dass die Gemeinschaftsverträge kraft der durch die Zustimmungsgesetze gemäß Art. 23 I 2, 59 II 1 GG erteilten Rechtsanwendungsbefehle und das auf vertraglicher Grundlage erlassene abgeleitete Gemeinschaftsrecht Teil der innerstaatlich geltenden Rechtsordnung der Bundesrepublik Deutschland sind und von ihren Gerichten beachtet, ausgelegt und angewandt werden müssen, qualifizieren den EuGH als gesetzlichen Richter im Sinne des Art. 101 I 2 GG, soweit ihm durch die Zustimmungsgesetze zu den Gemeinschaftsverträgen darin enthaltene Rechtsprechungsfunktionen aufgetragen sind. Hierzu rechnet insbesondere die Kompetenz des EuGH zu Vorabentscheidungen nach Art. 234 EGV.

2. Leitsatz:
Solange die Europäischen Gemeinschaften, insbesondere die Rechtsprechung des Gerichtshofs der Gemeinschaften einen wirksamen Schutz der Grundrechte gegenüber der Hoheitsgewalt der Gemeinschaften generell gewährleisten, der dem vom Grundgesetz als unabdingbar gebotenen Grundrechtsschutz im wesentlichen gleichzuachten ist, zumal den Wesensgehalt der Grundrechte generell verbürgt, wird das Bundesverfassungsgericht seine Gerichtsbarkeit über die Anwendbarkeit von abgeleitetem Gemeinschaftsrecht, das als Rechtsgrundlage für ein Verhalten deutscher Gerichte oder Behörden im Hoheitsbereich der Bundesrepublik Deutschland in Anspruch genommen wird, nicht mehr ausüben und dieses Recht mithin nicht mehr am Maßstab der Grundrechte des Grundgesetzes überprüfen; entsprechende Vorlagen nach Art. 100 Abs. 1 GG sind somit unzulässig.

Vgl. auch BVerfG NJW 2001, 1267 Teilzeitarbeit: Nationale Gerichte sind verpflichtet, vorzulegen, wenn ein Gemeinschaftsakt möglicherweise gegen Gemeinschaftsgrundrechte verstößt, sonst ist der gesetzliche Richter entzogen. Hier gilt die „Willkürlichkeitsrechtsprechung“ zu Art. 101 GG nicht.

Wahrung nationaler Grundrechte als Beschränkung der Grundfreiheiten: praktische Konkordanz zwischen den EG-Grundfreiheiten und nationalen Grundrechten

EuGH, Urteil vom 12.6.2003, Rs. C-112/00 – Schmidberger/Österreich – JuS 2004, 429

Nationale Grundrechte als Rechtfertigung für unterbliebenes Einschreiten gegen eine Verletzung der EG-Grundfreiheiten durch Private ( praktische Konkordanz zwischen EG-Grundfreiheiten und nationalen Grundrechten

Sachverhalt: Das Transitforum Austria Tirol, Verein zum Schutz des Lebensraumes in der Alpenregion, kündigte am 15. Mai 1998 bei der Bezirkshauptmannschaft Innsbruck gemäß § 2 VersG sowie § 86 StVO für den Zeitraum Freitag, 12. Juni 1998, 11 Uhr, bis Samstag, 13. Juni 1998, 15 Uhr, eine Versammlung auf der Brenner-Autobahn (A 13) an, die im angeführten Zeitraum zu einer völligen Blockade des Verkehrs auf dieser Autobahn im Bereich Raststätte Europabrücke bis zur Mautstelle Schönberg (Österreich) führte. Am selben Tag gab der Obmann dieses Vereins eine Pressekonferenz, in deren Folge die österreichischen und deutschen Medien über die bevorstehende Blockade der Brenner-Autobahn berichteten. Auch die österreichischen und deutschen Automobilclubs wurden verständigt, die den Benutzern der Autobahn wiederum praktische Hinweise gaben, insbesondere, dass die Brenner-Autobahn im fraglichen Zeitraum weiträumig zu umfahren sei. 

Am 21. Mai 1998 ersuchte die Bezirkshauptmannschaft die Sicherheitsdirektion für Tirol um eine Weisung zu der angemeldeten Demonstration. Am 3. Juni 1998 erteilte der Sicherheitsdirektor Weisung, diese nicht zu untersagen. Die Bezirkshauptmannschaft hielt diese Demonstration für nach österreichischem Recht zulässig, prüfte allerdings nicht, ob diese Entscheidung etwa gegen Gemeinschaftsrecht verstoße. Die Demonstration fand dann statt. Entsprechend wurden LKWs, die über die Brenner-Autobahn hätten fahren sollen, am Freitag, 12. Juni 1998, ab 9 Uhr angehalten. Die Autobahn wurde am Samstag, 13. Juni 1998, gegen 15.30 Uhr wieder für den Verkehr freigegeben, vorbehaltlich der nach österreichischem Recht an Samstagen und Sonntagen zu bestimmten Zeiten geltenden Fahrverbote für LKWs über 7,5 t zulässiges Gesamtgewicht. 

Die Klägerin des Ausgangsverfahrens ist ein internationales Transportunternehmen mit Sitz in Deutschland, das über sechs lärm- und rußarme LKWs mit Sattelauflegern verfügt. Die Klägerin klagte beim Landesgericht Innsbruck (Österreich) auf Verurteilung der Beklagten zur Zahlung von 140 000 ATS Schadensersatz mit der Begründung, fünf ihrer LKWs hätten die Brenner-Autobahn an vier aufeinander folgenden Tagen nicht benutzen können, da der Donnerstag, 11. Juni 1998, in Österreich ein Feiertag und der 13. und der 14. Juni ein Samstag und ein Sonntag gewesen seien und nach österreichischem Recht am größten Teil des Wochenendes und an Feiertagen für LKWs über 7,5 t ein Fahrverbot gelte. Diese Autobahn sei die einzige für sie in Frage kommende Transitroute zwischen Deutschland und Italien. Dass die österreichischen Behörden die Versammlung nicht verboten und nichts unternommen hätten, um eine Blockade dieser Straßenverbindung zu verhindern, stelle eine Beschränkung des freien Warenverkehrs dar. Da diese Beschränkung nicht durch die Meinungsäußerungsfreiheit und das Versammlungsrecht der Demonstranten gerechtfertigt werden könne, sei sie gemeinschaftsrechtswidrig und führe zu einer Haftung des betreffenden Mitgliedstaats. Die Beklagte beantragte Klageabweisung mit der Begründung, die Entscheidung, die angemeldete Versammlung nicht zu untersagen, sei nach sorgfältiger Prüfung der Sachlage getroffen worden. Die Beschränkung des Warenverkehrs durch eine Demonstration sei gestattet, solange sie nicht dauerhaft und nicht schwerwiegend sei. Die Abwägung der fraglichen Interessen müsse zugunsten der Meinungsäußerungs- und der Versammlungsfreiheit ausfallen, da Grundrechte für eine demokratische Gesellschaftsordnung unabdingbar seien. Das Landesgericht Innsbruck wies die Klage mit Urteil vom 23. September 1999 ab, da die Klägerin einerseits ihre (dem österreichischen materiellen Recht zuzuordnende) Behauptungs- und Beweislast für den Eintritt des behaupteten Schadens nicht erfüllt und andererseits die (dem österreichischen Verfahrensrecht zuzuordnende) Substanziierungspflicht, nämlich die Pflicht zum vollständigen Vortrag der das gestellte Begehren begründenden Tatsachen, verletzt habe. Die Klägerin legte beim Oberlandesgericht Innsbruck Berufung ein. Nach Auffassung dieses Gerichts sind bei Ansprüchen, die wie vorliegend zumindest teilweise gemeinschaftsrechtlich begründet seien, die Anforderungen des Gemeinschaftsrechts zu berücksichtigen, insbesondere des freien Warenverkehrs. Wie ist die Rechtslage?
EuGH: Tz. 55 ff: Nach Artikel 30 EGV sind mengenmäßige Einfuhrbeschränkungen sowie alle Maßnahmen gleicher Wirkung zwischen den Mitgliedstaaten verboten. Desgleichen sind nach Artikel 34 zwischen den Mitgliedstaaten mengenmäßige Ausfuhrbeschränkungen sowie alle Maßnahmen gleicher Wirkung verboten. 

56 Nach ständiger Rechtsprechung seit dem Urteil vom 11. Juli 1974 in der Rechtssache 8/74 (Dassonville, Slg. 1974, 837, Rn. 5) bedeutet dies nach dem Kontext dieser Bestimmungen, dass alle unmittelbaren oder mittelbaren, tatsächlichen oder potenziellen Beeinträchtigungen der Handelsströme innerhalb der Gemeinschaft beseitigt werden sollen. 

57. So hat der Gerichtshof insbesondere entschieden, dass Artikel 30 EG-Vertrag, da er für die Verwirklichung des Marktes ohne Binnengrenzen unabdingbar ist, nicht nur Maßnahmen verbietet, die auf den Staat zurückgehen und selbst Beschränkungen für den Handel zwischen den Mitgliedstaaten schaffen, sondern auch dann Anwendung finden kann, wenn ein Mitgliedstaat nicht die erforderlichen Maßnahmen ergriffen hat, um gegen Beeinträchtigungen des freien Warenverkehrs einzuschreiten, deren Ursachen nicht auf den Staat zurückgehen (Urteil Kommission/Frankreich, Rs. C-265/95, Slg. 1997 I-6959, Rnr. 30). 

58. Der innergemeinschaftliche Handelsverkehr kann nämlich ebenso wie durch eine Handlung dadurch beeinträchtigt werden, dass ein Mitgliedstaat untätig bleibt oder es versäumt, ausreichende Maßnahmen zur Beseitigung von Hemmnissen für den freien Warenverkehr zu treffen, die insbesondere durch Handlungen von Privatpersonen in seinem Gebiet geschaffen wurden, die sich gegen Erzeugnisse aus anderen Mitgliedstaaten richten. 

59. Folglich verbieten die Artikel 30 und 34 EG-Vertrag den Mitgliedstaaten nicht nur eigene Handlungen oder Verhaltensweisen, die zu einem Handelshemmnis führen könnten, sondern verpflichten sie in Verbindung mit Artikel 5 EG-Vertrag auch dazu, alle erforderlichen und geeigneten Maßnahmen zu ergreifen, um in ihrem Gebiet die Beachtung dieser Grundfreiheit sicherzustellen. Nach Artikel 5 EGV (nunmehr Art. 10) sind die Mitgliedstaaten nämlich verpflichtet, alle geeigneten Maßnahmen allgemeiner oder besonderer Art zur Erfüllung der Verpflichtungen zu treffen, die sich aus dem Vertrag ergeben, und alle Maßnahmen zu unterlassen, die die Verwirklichung der Ziele des Vertrages gefährden könnten. 

60. Angesichts der grundlegenden Bedeutung des freien Warenverkehrs im System der Gemeinschaft und insbesondere für das ordnungsgemäße Funktionieren des Binnenmarktes besteht diese Verpflichtung jedes Mitgliedstaats, den freien Warenverkehr in seinem Gebiet zu gewährleisten, indem er die erforderlichen und geeigneten Maßnahmen ergreift, um gegen Beeinträchtigungen durch Handlungen von Privatpersonen einzuschreiten, unabhängig davon, ob diese Handlungen die Einfuhr, die Ausfuhr oder die bloße Durchfuhr von Waren betreffen. 

61. Wie nämlich aus Randnummer 53 des Urteils Kommission/Frankreich hervorgeht, betraf die diesem Urteil zugrunde liegende Rechtssache nicht nur die Einfuhr nach, sondern auch die Durchfuhr von aus anderen Mitgliedstaaten stammenden Waren durch Frankreich. 

62. Folglich haben die zuständigen nationalen Stellen, wenn sie in einer Situation wie der im Ausgangsverfahren streitigen damit konfrontiert sind, dass eine im Vertrag verankerte Grundfreiheit wie der freie Warenverkehr durch Handlungen von Privatpersonen beeinträchtigt wird, auch dann angemessene Maßnahmen zu ergreifen, um diese Freiheit im betreffenden Mitgliedstaat zu gewährleisten, wenn sich diese Waren wie im Ausgangsrechtsstreit nur auf der Durchfuhr durch Österreich nach Italien oder nach Deutschland befinden. 

63. Zudem kommt dieser Verpflichtung der Mitgliedstaaten besondere Bedeutung zu, wenn es um eine wichtige Straßenverbindung wie die Brenner-Autobahn geht, die eine der Hauptrouten des Überland-Handelsverkehrs zwischen Nordeuropa und Norditalien ist. 

64. Aus alldem ist zu folgern, dass der Umstand, dass die zuständigen Behörden eines Mitgliedstaats eine Versammlung, die zu einer ununterbrochenen nahezu 30-stündigen völligen Blockade einer wichtigen Verkehrsverbindung wie der Brenner-Autobahn führte, nicht untersagten, eine Beeinträchtigung des innergemeinschaftlichen Warenverkehrs darstellen kann und daher als Maßnahme gleicher Wirkung wie mengenmäßige Beschränkungen anzusehen ist, die grundsätzlich mit den gemeinschaftsrechtlichen Verpflichtungen, die sich aus den Artikeln 30 und 34 EGV in Verbindung mit Artikel [10] EGV ergeben, unvereinbar ist, sofern die Nichtuntersagung nicht objektiv gerechtfertigt werden kann. 

Zur Frage einer Rechtfertigung der Beeinträchtigung 

65. Mit seiner vierten Frage möchte das vorlegende Gericht im Wesentlichen wissen, ob die Zielsetzung der Versammlung vom 12. und 13. Juni 1998 - mit der die Demonstranten auf die Gefährdung der Umwelt und der Gesundheit durch einen ständig steigenden Schwerlastverkehr auf der Brenner-Autobahn hinweisen und die zuständigen Stellen veranlassen wollten, die Maßnahmen zur Verringerung dieses Verkehrs und der dadurch verursachten Umweltbelastung der hochempfindlichen Alpenregion zu verstärken - die gemeinschaftlichen Verpflichtungen im Bereich des freien Warenverkehrs verdrängen kann. 66. Auch wenn jedoch der Schutz der Umwelt und der Gesundheit der Bevölkerung insbesondere in dieser Region unter bestimmten Umständen ein dem Allgemeininteresse dienendes legitimes Ziel darstellen kann, das geeignet ist, eine Beschränkung der durch den Vertrag gewährleisteten Grundfreiheiten, zu denen der freie Warenverkehr gehört, zu rechtfertigen, ist hervorzuheben, wie dies der Generalanwalt in Nummer 54 seiner Schlussanträge getan hat, dass die spezifischen Ziele dieser Versammlung als solche im Rahmen einer Klage wie derjenigen der Klägerin auf Haftung eines Mitgliedstaats wegen eines angeblichen Verstoßes gegen Gemeinschaftsrecht nicht erheblich sind, da dieser Verstoß aus dem Umstand hergeleitet wird, dass die nationalen Stellen die Behinderung des Verkehrs auf der Brenner-Autobahn nicht verhinderten. 

67. Für die Beurteilung der Voraussetzungen eines Haftungsanspruchs gegen einen Mitgliedstaat und insbesondere für die Frage, ob dieser gegen Gemeinschaftsrecht verstoßen hat, ist nämlich allein das Handeln oder Unterlassen dieses Mitgliedstaats in Betracht zu ziehen. 

68. Hier ist daher allein das Ziel zu berücksichtigen, das die nationalen Stellen mit der stillschweigend erteilten Genehmigung bzw. der Nichtuntersagung dieser Versammlung verfolgten. 

69. Dazu ergibt sich aus den Akten des Ausgangsverfahrens, dass sich die österreichischen Behörden von Überlegungen leiten ließen, die mit der Achtung der Grundrechte der Demonstranten auf Meinungsäußerungs- und Versammlungsfreiheit zusammenhängen, die in der EMRK und der österreichischen Verfassung verankert und durch diese gewährleistet sind. 

70. Das vorlegende Gericht wirft in seinem Vorlagebeschluss außerdem die Frage auf, ob der im EG-Vertrag verankerte Grundsatz des freien Warenverkehrs diesen Grundrechten vorgeht. 

71. Insoweit ist daran zu erinnern, dass die Grundrechte nach ständiger Rechtsprechung zu den allgemeinen Rechtsgrundsätzen gehören, deren Wahrung der Gerichtshof zu sichern hat. Dabei lässt sich der Gerichtshof von den gemeinsamen Verfassungstraditionen der Mitgliedstaaten sowie von den Hinweisen leiten, die die völkerrechtlichen Verträge über den Schutz der Menschenrechte geben, an deren Abschluss die Mitgliedstaaten beteiligt waren oder denen sie beigetreten sind. Hierbei kommt der EMRK besondere Bedeutung zu. 

73. Daraus folgt, dass in der Gemeinschaft keine Maßnahmen als rechtens anerkannt werden können, die mit der Beachtung der so anerkannten und gewährleisteten Menschenrechte unvereinbar sind. 

74. Da die Grundrechte demnach sowohl von der Gemeinschaft als auch von ihren Mitgliedstaaten zu beachten sind, stellt der Schutz dieser Rechte ein berechtigtes Interesse dar, das grundsätzlich geeignet ist, eine Beschränkung von Verpflichtungen zu rechtfertigen, die nach dem Gemeinschaftsrecht, auch kraft einer durch den Vertrag gewährleisteten Grundfreiheit wie dem freien Warenverkehr, bestehen. 

75. So hat der Gerichtshof nach ständiger Rechtsprechung im Vorabentscheidungsverfahren dann, wenn wie im Ausgangsverfahren eine innerstaatliche Situation in den Anwendungsbereich des Gemeinschaftsrechts fällt, den nationalen Gerichten alle Auslegungshinweise zu geben, die diese benötigen, um beurteilen zu können, ob die Grundrechte, deren Wahrung der Gerichtshof sichert und wie sie sich insbesondere aus der EMRK ergeben, in dieser Situation beachtet sind. 

76. Hier haben die staatlichen Stellen geltend gemacht, die Notwendigkeit der Achtung der durch die EMRK und die Verfassung des betreffenden Mitgliedstaats gewährleisteten Grundrechte erlaube es, eine im Vertrag verankerte Grundfreiheit zu beschränken. 

77. Die vorliegende Rechtssache wirft somit die Frage auf, wie die Erfordernisse des Grundrechtsschutzes in der Gemeinschaft mit den aus einer im Vertrag verankerten Grundfreiheit fließenden Erfordernissen in Einklang gebracht werden können, und insbesondere die Frage, welche Tragweite die durch die Artikel 10 und 11 EMRK gewährleistete Meinungsäußerungs- und Versammlungsfreiheit und der Grundsatz des freien Warenverkehrs jeweils haben, wenn die erstgenannten Freiheiten als Rechtfertigung für eine Beschränkung des letztgenannten Grundsatzes herangezogen werden. 

78. Hierzu ist zum einen festzustellen, dass der freie Warenverkehr zwar eines der Grundprinzipien des Systems des EG-Vertrags darstellt, dass er aber unter bestimmten Voraussetzungen aus den in Artikel 36 dieses Vertrages aufgezählten Gründen oder aufgrund zwingender Erfordernisse des Allgemeininteresses, wie sie der Gerichtshof in ständiger Rechtsprechung seit dem Urteil vom 20. Februar 1979 in der Rechtssache 120/78 (Rewe-Zentral, Cassis de Dijon, Slg. 1979, 649) anerkennt, beschränkt werden kann. 

79. Zum anderen sind die Grundrechte, um die es im Ausgangsrechtsstreit geht, zwar ausdrücklich durch die EMRK anerkannt und stellen wesentliche Grundlagen einer demokratischen Gesellschaft dar, doch können, wie sich aus dem Wortlaut des jeweiligen Absatzes 2 der Artikel 10 und 11 EMRK ergibt, auch die Meinungsäußerungs- und die Versammlungsfreiheit bestimmten durch Ziele des Allgemeininteresses gerechtfertigten Beschränkungen unterworfen werden, sofern diese Ausnahmen gesetzlich vorgesehen, von einem oder mehreren nach diesen Bestimmungen berechtigten Zielen getragen und in einer demokratischen Gesellschaft notwendig sind, d. h. durch ein zwingendes gesellschaftliches Bedürfnis gerechtfertigt sind und insbesondere in einem angemessenen Verhältnis zu dem verfolgten berechtigten Ziel stehen (vgl. in diesem Sinne Urteile vom 26. Juni 1997 in der Rechtssache C-368/95, Familiapress, Slg. 1997, I-3689, Rn. 26, und vom 11. Juli 2002 in der Rechtssache C-60/00, Carpenter, Slg. 2002, I-6279, Rn. 42, sowie EGMR, Urteil Steel u. a./Vereinigtes Königreich vom 23. September 1998, Recueil des arrêts et décisions 1998-VII, § 101). 

80. So können auch das Recht auf freie Meinungsäußerung und das Recht, sich friedlich zu versammeln, die durch die EMRK gewährleistet sind - anders als andere durch diese Konvention gewährleistete Grundrechte wie das Recht jedes Menschen auf Leben oder das Verbot der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe, die keinerlei Beschränkung unterliegen -, keine uneingeschränkte Geltung beanspruchen, sondern müssen im Hinblick auf ihre gesellschaftliche Funktion gesehen werden. Folglich kann die Ausübung dieser Rechte Beschränkungen unterworfen werden, sofern diese Beschränkungen tatsächlich dem Gemeinwohl dienenden Zielen der Gemeinschaft entsprechen und nicht einen im Hinblick auf den mit den Beschränkungen verfolgten Zweck unverhältnismäßigen, nicht tragbaren Eingriff darstellen, der die geschützten Rechte in ihrem Wesensgehalt antastet. 

81. Demgemäß sind die bestehenden Interessen abzuwägen, und es ist anhand sämtlicher Umstände des jeweiligen Einzelfalls festzustellen, ob das rechte Gleichgewicht zwischen diesen Interessen gewahrt worden ist. 

82. In dieser Hinsicht verfügen die zuständigen Stellen über ein weites Ermessen. Dennoch ist zu prüfen, ob die Beschränkungen, denen der innergemeinschaftliche Handel unterworfen wurde, in einem angemessenen Verhältnis zu dem berechtigten Ziel stehen, das mit ihnen verfolgt wird, hier dem Schutz der Grundrechte. 

83. Zum Ausgangsrechtsstreit ist zunächst darauf hinzuweisen, dass die ihn kennzeichnenden Umstände sich eindeutig von der Situation unterscheiden, wie sie in der Rechtssache vorlag, die zum Urteil Kommission/Frankreich führte, das die Klägerin im Kontext ihrer in Österreich erhobenen Klage als Präzedenzfall angeführt hat. 

84. Gegenüber den Tatsachen, von denen der Gerichtshof in den Randnummern 38 bis 53 des Urteils Kommission/Frankreich ausgegangen ist, ist nämlich erstens festzustellen, dass die im Ausgangsrechtsstreit fragliche Versammlung stattfand, nachdem gemäß dem nationalen Recht ein Antrag auf Genehmigung eingereicht worden war und die zuständigen Stellen beschlossen hatten, sie nicht zu untersagen. 

85. Zweitens wurde durch die Anwesenheit der Demonstranten auf der Brenner-Autobahn der Straßenverkehr auf einer einzigen Strecke, ein einziges Mal und für nahezu 30 Stunden blockiert. Überdies war die Behinderung des freien Warenverkehrs durch diese Versammlung gegenüber der geografischen Ausdehnung und der Schwere der Unruhen, um die es in der dem Urteil Kommission/Frankreich zugrunde liegenden Rechtssache ging, von begrenzter Tragweite. 

86. Drittens ist unstreitig, dass es sich um eine Versammlung handelte, mit der Bürger ihre Grundrechte ausübten und bei der sie eine ihnen im öffentlichen Leben wichtig erscheinende Meinung äußerten; außerdem steht fest, dass diese öffentliche Demonstration nicht den Zweck hatte, den Handel mit Waren einer bestimmten Art oder Herkunft zu beeinträchtigen. Dagegen hatten die Demonstranten in der Rechtssache Kommission/Frankreich eindeutig den Zweck verfolgt, den Verkehr mit bestimmten Erzeugnissen aus anderen Mitgliedstaaten als der Französischen Republik zu unterbinden, indem sie nicht nur den Transport der fraglichen Erzeugnisse behinderten, sondern diese während des Transports nach bzw. durch Frankreich und sogar dann noch zerstörten, als sie bereits in Geschäften im betroffenen Mitgliedstaat auslagen. 

87. Viertens ist festzustellen, dass die zuständigen Stellen im vorliegenden Fall verschiedene Rahmen- und Begleitmaßnahmen getroffen hatten, um die Störungen des Straßenverkehrs möglichst gering zu halten. So waren sie insbesondere zusammen mit Polizeikräften, den Veranstaltern der Demonstration und verschiedenen Automobilclubs bestrebt, einen ordnungsgemäßen Ablauf der Versammlung zu gewährleisten. Bereits lange vor dem dafür vorgesehenen Termin waren mit Hilfe der Medien und der Automobilclubs eine groß angelegte Informationskampagne in Österreich und den angrenzenden Ländern gestartet und verschiedene Ausweichstrecken vorgeschlagen worden, so dass die betroffenen Wirtschaftsteilnehmer über die Verkehrsbeschränkungen am vorgesehenen Versammlungsort und -termin angemessen informiert waren und rechtzeitig disponieren konnten, um diesen Beschränkungen zu begegnen. Zudem war am Versammlungsort ein Ordnungsdienst eingerichtet worden. 

88. Im Übrigen steht fest, dass die isolierte Aktion, um die es geht, im Gegensatz zu den schweren und wiederholten Störungen der öffentlichen Ordnung in der dem Urteil Kommission/Frankreich zugrunde liegenden Rechtssache keine allgemeine Atmosphäre der Unsicherheit schuf, die sich auf die gesamten Handelsströme nachteilig ausgewirkt hätte. 

89. Schließlich ist, was die anderen von der Klägerin im Hinblick auf diese Versammlung genannten Möglichkeiten angeht, angesichts des weiten Ermessens, über das die Mitgliedstaaten verfügen, davon auszugehen, dass die nationalen Stellen unter solchen Umständen wie denen des Ausgangsrechtsstreits annehmen durften, dass ein schlichtes Verbot der Versammlung einen nicht hinnehmbaren Eingriff in die Grundrechte der Demonstranten, sich zu versammeln und ihre Meinung friedlich öffentlich zu äußern, dargestellt hätte. 

90. Strengere Auflagen hinsichtlich des Ortes der fraglichen Versammlung - z. B. neben der Brenner-Autobahn - wie ihrer Dauer - nur wenige Stunden - hätten als übermäßige Beschränkung wahrgenommen werden können, die der Aktion einen wesentlichen Teil ihrer Wirkung hätte nehmen können. Zwar müssen die zuständigen nationalen Stellen bestrebt sein, die mit einer Demonstration auf öffentlichen Straßen verbundenen unausbleiblichen Auswirkungen auf die Freiheit des Verkehrs möglichst gering zu halten, doch haben sie dieses Interesse gegenüber dem der Demonstranten, die öffentliche Meinung auf die Ziele ihrer Aktion aufmerksam zu machen, abzuwägen. 

91. Zwar bringt eine derartige Aktion gewöhnlich für unbeteiligte Personen bestimmte Nachteile mit sich, insbesondere was die Freiheit des Verkehrs angeht, doch können diese grundsätzlich hingenommen werden, wenn damit im Wesentlichen der Zweck verfolgt wird, auf rechtmäßige Weise eine Meinung öffentlich zu äußern. 

92. Die Beklagte hat hierzu unwidersprochen vorgetragen, dass alle denkbaren Ersatzlösungen die Gefahr schwer beherrschbarer Reaktionen mit sich gebracht hätten, die möglicherweise ungleich schwerer wiegende Störungen des innergemeinschaftlichen Handels und der öffentlichen Ordnung verursacht hätten, etwa in Form von wilden Demonstrationen, Zusammenstößen zwischen Anhängern und Gegnern der betreffenden Protestbewegung oder Gewalttaten von Demonstranten, die sich in der Ausübung ihrer Grundrechte beeinträchtigt fühlten. 

93. Daher konnten die nationalen Stellen angesichts des weiten Ermessens, das ihnen auf diesem Gebiet zusteht, vernünftigerweise annehmen, dass das mit der Versammlung in legitimer Weise verfolgte Ziel im vorliegenden Fall nicht durch Maßnahmen erreicht werden konnte, die den innergemeinschaftlichen Handel weniger beschränkt hätten. 

94. Nach alledem ist daher auf die erste und die vierte Frage zu antworten, dass der Umstand, dass die zuständigen Behörden eines Mitgliedstaats eine Versammlung unter Umständen wie denjenigen des Ausgangsrechtsstreits nicht untersagten, nicht mit den Artikeln 30 und 34 EGV in Verbindung mit Artikel [10] EGV unvereinbar ist. 

3. Geltungsbereich und exterritoriale Wirkungen des EG-Rechts

EuGH, Urt. v. 14.7.76, verb. Rs. 3, 4 u. 6/76, Slg. 1976, 1279 - Kramer

Sachverhalt:
Vor den Arrondissementsrechtsbanken Zwolle und Alkmaar sind Strafverfahren gegen niederländische Fischer anhängig, denen zur Last gelegt wird, gegen die in den Niederlanden erlassenen Vorschriften zur Beschränkung der Zungen- und Schollenfischerei verstoßen zu haben. Diese Vorschriften beruhen auf den Bestimmungen des Übereinkommens über die Fischerei im Nordostatlantik (im folgenden "Nordostatlantik-Fischereiübereinkommen"). Die vorgenannten Gerichte haben dem Gerichtshof Fragen über die Auslegung insbesondere der Art. 30, 31, 34, 38 bis 47) EWG-Vertrag [nun Art. 28, 29, 32 bis 38 EG], des Art. 102 der Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge - die gemäß seinem Artikel 1 Bestandteil des Beitrittsvertrages ist, und im folgenden als "Beitrittsakte" bezeichnet wird - sowie der Verordnungen Nr. 2141/70 und 2142/70 des Rates vom 20. Oktober 1970 über die Einführung einer gemeinsamen Strukturpolitik für die Fischwirtschaft bzw. die gemeinsame Marktorganisation für Fischereierzeugnisse vorgelegt. Im wesentlichen geht es hierbei um die Frage, ob die Mitgliedstaaten weiterhin zuständig sind, Maßnahmen der hier vorliegenden Art zu treffen, ob derartige Maßnahmen der Sache nach mit dem Gemeinschaftsrecht vereinbar sind und ob allein die Organe der Gemeinschaft befugt sind, internationale Abkommen auf diesem Gebiet zu schließen.

EuGH:
Zum geographischen Geltungsbereich der gemeinschaftlichen Kompetenz zur Regelung von Fischereifragen (Rz. 30/33):
"Aus der Gesamtheit dieser Bestimmungen folgt, daß die Gemeinschaft im Innenverhältnis befugt ist, alle Maßnahmen zur Erhaltung der biologischen Schätze des Meeres einschließlich der Festsetzung und Zuteilung von Fangquoten an die einzelnen Mitgliedstaaten zu treffen. Zwar gilt Art. 5 der Verordnung Nr. 2141/70 nur für ein geographisch begrenztes Fischereigebiet, doch folgt aus Art. 102 der Beitrittsakte (Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge v. 22.1.72 aus Anlaß des Beitritts Dänemarks, Irlands und Großbritanniens, ABl. 1972 L 73, S. 14), aus Art. 1 der genannten Verordnung, sowie aus der Natur der Sache, daß sich die sachliche Regelungsbefugnis der Gemeinschaft - in dem Maße, in dem den Staaten eine entsprechende Befugnis kraft Völkerrechts zusteht - auch auf die Fischerei auf hoher See erstreckt. Die Erhaltung der biologischen Schätze des Meeres kann wirksam und zugleich gerecht nur durch eine Regelung sichergestellt werden, die für alle interessierten Staaten einschließlich der Drittländer verbindlich ist."

EuGH, verb. Rs. 89,104,114,116,117, 125-129, Slg. 1988, 5193 - Ahlstrom

Sachverhalt: Hersteller von Zellstoff mit Sitz im Vereinigten Königreich und einigen Drittstaaten hatten ein internationales Kartell gebildet und Absprachen zur einheitlichen Preisgestaltung getroffen, die auch für Verkäufe in der EG gelten sollen. Dadurch wurden über 60% des Zellstoffabsatzes innerhalb der EG beeinträchtigt. Die Kommission erkannte einen Verstoß gegen den EGV und verhängte Bußen. Die Firmen erhoben Nichtigkeitsklage u.a. mit dem Argument, die EG habe keine Jurisdiktion für Staatsangehörige dritter Staaten und für Verhaltensweisen außerhalb der EG. Zu recht?

Lösung:

Würde man die Anwendbarkeit des EG-Kartellrechts vom Ort der Eingehung eines Kartells abhängig machen, könnten sich die Unternehmen leicht der Anwendung des EG-Kartellrechts entziehen. Entscheidend ist daher vielmehr der Ort, an dem sich das Kartell auswirkt (Vollzug, Effekte). Der EuGH legt insoweit das Auswirkungsprinzip zugrunde, das auf das Territorialitätsprinzip gestützt werden kann Der EuGH stellt auf den Erfolgsort ab, nicht auf den die Störung herbeiführenden Handlungsort. Das ist völkerrechtlich in Ordnung, obschon damit Hoheitsakte gegenüber im Ausland ansässigen Ausländern gesetzt werden. Ein Staat kann an internationale Sachverhalte anknüpfen und insoweit Regelungen treffen (jurisdiction to prescribe). Unzulässig ist aber die Setzung von Hoheitsakten im Ausland. Das EG-Auswirkungsprinzip hat mit dem Abstellen auf die Auswirkung im Inland einen präzise fassbaren Inlandsbezug und dient der Beseitigung der Inlandsauswirkung, bringt es die Interessen der Staaten zum Ausgleich und ist völkerrechtlich daher akzeptabel.
 Die Vollstreckung der Entscheidung im Ausland ist aber nicht möglich. In der Praxis schließt die EG Abkommen über die gegenseitige Anerkennung der Anwendung des Kartellrechts.


EuGH, Urteil vom 30.4.1996, Rs. C-214/94, Slg. 1996, I-2253 - Boukhalfa

Sachverhalt: Frau Boukhalfa, eine belgische Staatsbürgerin, arbeitet in der Botschaft der Bundesrepublik Deutschland in Algerien. Ihr Arbeitsverhältnis wurde in Algier begründet. Bereits zuvor war die Klägerin in Algerien ansässig; dort hat sie ihren ständigen Aufenthaltsort. Die Rechtsstellung des Personals der deutschen Auslandsvertretungen, das sich aus vom Auswärtigen Amt entsandten Beschäftigten und aus nichtentsandten Beschäftigten (Ortskräften) zusammensetzt, wird durch das Gesetz über den Auswärtigen Dienst (GAD) geregelt. Das GAD unterscheidet zwischen deutschen und nichtdeutschen Ortskräften. Die Rechtsverhältnisse der deutschen Ortskräfte richten sich gemäß § 32 GAD nach den deutschen Tarifverträgen und sonstigen Bestimmungen des deutschen Rechts. Nach § 33 GAD werden die Arbeitsverhältnisse nichtdeutscher Ortskräfte unter Berücksichtigung des Rechts im Gastland nach der Ortsüblichkeit gestaltet. Ferner werden danach unter Berücksichtigung der örtlichen Verhältnisse angemessene soziale Bedingungen gewährleistet. Gemäß § 33 GAD unterliegt das Arbeitsverhältnis algerischem Recht. Frau B verlangte Gleichbehandlung mit den deutschen Ortskräften, für die § 32 GAD gilt. Dieses Begehren wurde von der Bundesrepublik Deutschland abgelehnt. Frau B klagte dann und berief sich zur Begründung auf die Artikel 39 Absatz 2 EGV und Art. 7 Absätze 1 und 4 Verordnung Nr. 1612/68, nach denen jede auf der Staatsangehörigkeit beruhende unterschiedliche Behandlung der Arbeitnehmer der Mitgliedstaaten unzulässig ist. Die Bundesrepublik Deutschland machte geltend, Gemeinschaftsrecht sei im vorliegenden Fall nicht anwendbar, da sein räumlicher Geltungsbereich gemäß Artikel 299 EGV auf das Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten der Europäischen Union beschränkt sei; die Klägerin befinde sich nicht in der Lage eines Staatsangehörigen eines Mitgliedstaats, der in einem anderen Mitgliedstaat beschäftigt sei, sie habe vielmehr immer in einem Drittland gearbeitet.

Lösung: 

Die Vorschriften über die Grundfreiheiten sind auf alle Rechtsbeziehungen anwendbar, die infolge des Ortes, an dem sie entstanden sind oder an dem sie ihre Wirkungen entfalten, einen räumlichen Bezug zum EG-Gebiet aufweisen. So genügt es, wenn ein Arbeitsverhältnis in einem Drittstaat einen hinreichend engen Bezug zum Gemeinschaftsraum hat. Das war hier der Fall, da die belgische Staatsangehörige in der deutschen Botschaft in Algier arbeitete und ihr Vertrag deutschem Recht unterlag, also dem Recht eines Mitgliedstaats der EG. Zu dessen Recht zählt aber mittlerweile infolge der verfassungsrechtlichen Verschränkungen auch das EG-Recht.

„Nicht nur Artikel [39 EGV], sondern als auf der Grundlage des Vertrages erlassene Handlungen der Gemeinschaftsorgane auch Verordnungen haben grundsätzlich den gleichen räumlichen Geltungsbereich wie der Vertrag selbst (EuGH, Slg. 1978, 417, Rn. 46). 
14 Der Geltungsbereich des Vertrages wird durch seinen Artikel 299 festgelegt. Dieser Artikel schließt jedoch nicht aus, dass die Regeln des Gemeinschaftsrechts auch ausserhalb des Gemeinschaftsgebiets Wirkungen entfalten können. 
15 So können nach der Rechtsprechung des Gerichtshofes Gemeinschaftsvorschriften auf eine außerhalb des Gemeinschaftsgebiets ausgeübte Berufstätigkeit anwendbar sein, wenn das Arbeitsverhältnis einen hinreichend engen Bezug zum Gemeinschaftsgebiet behält (siehe in diesem Sinn insbesondere Urteile Prodest, Slg. 1984, 3153, Rn. 6, Lopes da Veiga, Slg. 1989, 2989, Rn. 15, und Aldewereld, Slg. 1994, I-2991, Rn. 14). Dieser Grundsatz ist dahingehend zu verstehen, dass er auch für Fälle gilt, in denen das Arbeitsverhältnis einen hinreichend engen Bezug zum Recht eines Mitgliedstaats und damit zu den einschlägigen Regeln des Gemeinschaftsrechts besitzt. 
16 Im vorliegenden Fall gilt ausweislich der Akten deutsches Recht für mehrere Teilfragen bezüglich der Lage der Klägerin. Erstens wurde ihr Arbeitsvertrag nach dem Recht des Mitgliedstaats geschlossen, der sie beschäftigt; ihre Arbeitsbedingungen bestimmen sich nur aufgrund einer Verweisung dieses Rechts nach algerischem Recht. Zweitens enthält der Vertrag eine Klausel, nach der der Gerichtsstand für alle sich aus dem Vertrag ergebenden Streitigkeiten zwischen den Parteien Bonn und später Berlin ist. Drittens gehört die Klägerin hinsichtlich der Rentenversicherung dem deutschen Sozialversicherungssystem an, sie ist in Deutschland, wenngleich nur beschränkt, einkommensteuerpflichtig. 
17 In Fällen wie dem der Klägerin ist das Gemeinschaftsrecht und damit das in den genannten Gemeinschaftsbestimmungen niedergelegte Verbot der Diskriminierung aufgrund der Staatsangehörigkeit hinsichtlich aller Aspekte des Arbeitsverhältnisses anwendbar, die das Recht eines Mitgliedstaats regelt. 
18 Dagegen macht die deutsche Regierung geltend, die Arbeitsbedingungen der Klägerin unterlägen algerischem Recht. Infolgedessen seien die genannten Gemeinschaftsvorschriften über das Verbot der Diskriminierung aufgrund der Staatsangehörigkeit nicht anwendbar. 
19 Dazu ist festzustellen, dass das algerische Recht, wie in der Randnummer 16 ausgeführt, für die Arbeitsbedingungen der Klägerin nur in Anwendung von § 33 GAD maßgebend ist, dessen Unvereinbarkeit mit dem Gemeinschaftsrecht im Ausgangsverfahren gerade geltend gemacht wird. 
20 Die deutsche Regierung wendet außerdem ein, die Klägerin habe ihren Wohnsitz auch schon vor Abschluss des Arbeitsvertrags in Algerien, nicht jedoch in einem der Mitgliedstaaten gehabt. Wie vom vorlegenden Gericht dargelegt, sei ferner der Arbeitsvertrag in Algerien geschlossen worden und werde dauernd dort erfüllt. 
21 Diese Umstände sind jedoch nicht geeignet, die genannten Anknüpfungspunkte, die zum Gemeinschaftsrecht führen, in Frage zu stellen.“

II. Verhältnis der EG zu den Mitgliedstaaten

1. Beziehungen zwischen der EG und den Mitgliedstaaten

Die Mitgliedstaaten sind die Herren der Verträge, d.h. die Träger der EG. Sie errichteten die EG und bestimmen Fortbestand und Fortentwicklung der EG/EU, vgl. die Vertragsänderungsbestimmung des Art. 48 EUV und Art. 49 EUV zu den Beitritten. Im Rat haben sie erheblichen Einfluß auf EG-Rechtsetzung, ferner vollziehen die MS das EG-Recht (zur Verzahnung beider Rechtsordnungen, der nationalen und der der EG s. bereits oben II.)

Aber in gewissem Widerspruch dazu stehen die Ausführungen des EuGH im Gutachten EWR I.

a) Kompetenzverteilung und Prinzip der Einzelermächtigung 

Grundsätze der Kompetenzordnung in der EG (nach I. Pernice):

(1)  Unterteilung der Kompetenzen nach Intensität:

+ Ausschließliche Kompetenzen (vgl. Art. 5 II EGV). 

Beispiel: Art. 133 EGV (GHP, Zoll), Fischerei, Landwirtschaft, Geldpolitik, 

ferner überall dort, wo EG-Sekundärrecht erlassen wurde (infolge Art. 10 EGV und des Anwendungsvorrangs geht die Handlungskompetenz auf die EG über)

+ Konkurrierende oder „parallele“ Rechtsetzungskompetenz 

alle sonstigen Politiken der EG: Transport, Umwelt, Verbraucher, Sozialpolitik

+ Koordinierungs- und Überwachungskompetenzen: 

Wirtschaftspolitik (Art. 99 ff.), Beschäftigungspolitik (Art. 128 EGV), Transeuropäische Netze (Art. 154, s. aber Abs. 1: ggf. mit Harmonisierung).

+ Förderung und Ergänzung der Politik der Mitgliedstaaten:

149, 151, 152 EGV: Bildung, Kultur, Gesundheit (mit Negativklauseln);

Art. 157 EGV: Industriepolitik;

Art. 158 ff. EGV: Regionalpolitik, Kohäsion, Strukturfonds;

Art. 163 ff. EGV: Forschungspolitik

+ Ausschlußklauseln: Keine Harmonisierung (Art. 149 IV, 152 IV lit. c) EGV), Anwendung des Strafrechts und Strafrechtspflege (Art. 135 EGV),

Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und Schutz der inneren

Sicherheit (Art. 64 I, 68 II EGV, Art. 33, 35 V EUV); Art. 152 V EGV:

Organisation des Gesundheitswesens, medizinische Versorgung,

Organ- und Blutspende

(2) Funktionelle Zuständigkeitsverteilung:

+ Gesetzgebung und Verwaltung durch die EG erfolgt durch Einzelzuweisung 

+ Grundsatz für die Ausführung des Gemeinschaftsrechts: das ist grds. Sache der Mitgliedstaaten, vgl. Art. 175 IV EGV und Erklärung Nr. 43 zum AV über Anwendung des Subsidiaritätsprotokolls (Ausnahmen etwa EG-Beamtenrecht, Kartellrecht, Strukturfonds, zT Beihilfen, Involvierung der Kommission in den Verwaltungsvollzug nach Sekundärrecht, zB Erteilung der Importlizenzen für FCKW nach der Ozon-Verordnung etc.)

+ Gerichtsbarkeit bei den Mitgliedstaaten, außer explizite Kompetenzen des EuGH, vgl. Art. 240 EGV

(3) Der Grundsatz der begrenzten Einzelermächtigung

Prinzip der begrenzten Einzelermächtigung (Art. 5 EUV, Art. 5 I EGV) 

Art. 5 EUV Die Organe „üben ihre Befugnisse nach Maßgabe und im Sinne der Verträge zur Gründung der Europäischen Gemeinschaften sowie nachfolgender Verträge ... aus.“
Danach ist die EU/EG nicht berechtigt, verbindlich über ihre Zuständigkeiten selbst zu entscheiden (keine sog. Kompetenz-Kompetenz, auch nicht infolge Art. 6 IV EUV; str.). Sie bedarf zur Begründung verbindlicher Rechtsakte einer Ermächtigungsnorm  des primären Gemeinschaftsrechts.

Durchbrechungen durch weite Auslegung der Kompetenznormen, Art. 308 EGV und implied powers Lehre? 

Ungeschriebene Gemeinschaftskompetenzen: "implied powers" oder

Kompetenz kraft Sachzusammenhangs: EuGH, Slg. 1971, 263/275 - AETR;

EuGH, Slg. 1976, 1297 - Kramer; EuGH, Slg. 1977, 743 - Stillegungsfonds:

Außenkompetenz dort, wo EG im Binnenbereich Recht setzen darf (Parallelität von Innen- und Außenkompetenz)

Beitritt zu Menschenrechtsvertrag infolge Art. 308 EGV (Vertragsergänzungskompetenz)?


EuGH, Gutachten 2/94, Slg. 1996, I-1759 – EMRK-Beitritt

Grenze der Rechtsetzung durch die EG etwa nach Art. 308 EGV dort, wo Rechtsänderungen von verfassungsrechtlicher Dimension resultieren würden. Dafür wäre eine Vertragsänderung nötig. Daher kann der Beitritt der EG zur EMRK nur nach vorheriger Vertragsänderung erfolgen, weil er eine wesentliche Änderung des gegenwärtigen Gemeinschaftssystems zum Schutz der Menschenrechte mit sich brächte, die grundlegende institutionelle Auswirkungen sowohl auf die Gemeinschaft als auch auf die Mitgliedstaaten hätte, und zwar von verfassungsrechtlicher Dimension. Sie ginge daher ihrem Wesen nach über die Grenzen des Art [308] EGV hinaus. Sie kann nur im Wege der Vertragsänderung vorgenommen werden.

(Im neuen Verfassungsentwurf ist nunmehr ausdrücklich die EU zum Beitritt zur EMRK ermächtigt worden.)

zur Auslegung des Art. 95 EGV (Rechtsangleichungskompetenz für den Binnenmarkt) 

Abgrenzungsprobleme zu Art. 152 (Gesundheitswesen), Art. 153 (Verbraucherschutz) und Art. 175 (Umweltschutz).


EuGH, Rs. C-376/98, Slg. 2000, I-8419 – Tabakwerberichtlinie

Sachverhalt:

Rat und EP beschlossen gemäß Art. 95 EGV die Richtlinie 98/43/EG zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über Werbung und Sponsoring zugunsten von Tabakerzeugnissen, die jede Form der Werbung und Sponsoring für Tabakerzeugnisse in der EG verbot. Zweck der RL sollte u.a. eine Verbesserung des Gesundheitsschutzes sowie der Abbau von Hemmnissen für den freien Waren- und Dienstleistungsverkehr sein.  Deutschland, das im Rat gegen die RL gestimmt hat, erhob gegen diese Nichtigkeitsklage, weil es meinte, dass wegen des ebenfalls angestrebten Gesundheitsschutzes Art. 95 EGV keine geeignete Rechtsgrundlage darstelle, insbesondere, weil Art. 152 VI lit. c) EGV jegliche Harmonisierung von Rechtsvorschriften zum Schutz der Gesundheit ausschließe. Darüber hinaus war Deutschland der Auffassung, dass die RL nichts zur Vollendung des Binnenmarktes beitragen könnte, da ein innergemeinschaftlicher Austausch von Waren und Dienstleistungen in bezug auf Tabakerzeugnisse praktisch nicht existiere.

EuGH:

Die Heranziehung von Artikel 100a, Artikel 57 Absatz 2 und Artikel 66 EG-Vertrag als Rechtsgrundlage und ihre gerichtliche Kontrolle 
76 Die Richtlinie betrifft die Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über Werbung und Sponsoring zugunsten von Tabakerzeugnissen. Es handelt sich dabei um nationale Bestimmungen, denen großteils gesundheitspolitische Ziele zugrunde liegen. 
77 Artikel 129 Absatz 4 erster Gedankenstrich EG-Vertrag [nun Art. 152 IV lit. c) EGV] schließt jegliche Harmonisierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten zum Schutz und zur Förderung der menschlichen Gesundheit aus. 
78 Aus dieser Bestimmung folgt jedoch nicht, dass auf der Grundlage anderer Vertragsbestimmungen erlassene Harmonisierungsmaßnahmen nicht Auswirkungen auf den Schutz der menschlichen Gesundheit haben dürften. Ferner sind die Erfordernisse im Bereich des Gesundheitsschutzes gemäß Artikel 129 Absatz 1 Unterabsatz 3 Bestandteil der übrigen Politiken der Gemeinschaft [vgl. nunmehr Art. 152 I EGV]. 
79 Allerdings dürfen andere Artikel des EG-Vertrags nicht als Rechtsgrundlage herangezogen werden, um den ausdrücklichen Ausschluss jeglicher Harmonisierung gemäß Artikel 129 Absatz 4 EG-Vertrag zu umgehen. 
80 Im vorliegenden Fall wurde die von der Richtlinie vorgesehene Angleichung der nationalen Vorschriften über die Werbung und das Sponsoring zugunsten von Tabakerzeugnissen auf die Artikel 100a [nunmehr Art. 95 EGV], Artikel 57 Absatz 2 und Artikel 66 EG-Vertrag gestützt. 
81 Gemäß Artikel 100a Absatz 1 EG-Vertrag erlässt der Rat im Verfahren des Artikels 189b EG-Vertrag (nach Änderung jetzt Artikel 251 EG) nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses die Maßnahmen zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten, die die Errichtung und das Funktionieren des Binnenmarktes zum Gegenstand haben. 
82 Nach Artikel 3 Buchstabe c EG-Vertrag (nach Änderung jetzt Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe c EG) ist der Binnenmarkt durch die Beseitigung der Hindernisse für den freien Waren-, Personen-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehr zwischen den Mitgliedstaaten gekennzeichnet. Gemäß Artikel 7a EG-Vertrag (nach Änderung jetzt Artikel 14 EG), der die erforderlichen Maßnahmen für die Verwirklichung des Binnenmarktes zum Gegenstand hat, umfasst der Binnenmarkt einen Raum ohne Binnengrenzen, in dem der freie Verkehr von Waren, Personen, Dienstleistungen und Kapital gemäß den Bestimmungen des Vertrages gewährleistet ist (Absatz 2). 
83 Aus der Zusammenschau dieser Bestimmungen ergibt sich, dass Maßnahmen gemäß Artikel 100a Absatz 1 EG-Vertrag die Voraussetzungen für die Errichtung und das Funktionieren des Binnenmarktes verbessern sollen. Diesen Artikel dahin auszulegen, dass er dem Gemeinschaftsgesetzgeber eine allgemeine Kompetenz zur Regelung des Binnenmarktes gewährte, widerspräche nicht nur dem Wortlaut der genannten Bestimmungen, sondern wäre auch unvereinbar mit dem in Artikel 3b EG-Vertrag (jetzt Artikel 5 EG) niedergelegten Grundsatz, dass die Befugnisse der Gemeinschaft auf Einzelermächtigungen beruhen. 
84 Ein auf der Grundlage von Artikel 100a EG-Vertrag erlassener Rechtsakt muss zudem tatsächlich den Zweck haben, die Voraussetzungen für die Errichtung und das Funktionieren des Binnenmarktes zu verbessern [Hervorhebung von W.W.]. Genügten bereits die bloße Feststellung von Unterschieden zwischen den nationalen Vorschriften und die abstrakte Gefahr von Beeinträchtigungen der Grundfreiheiten oder daraus möglicherweise entstehenden Wettbewerbsverzerrungen, um die Wahl von Artikel 100a als Rechtsgrundlage zu rechtfertigen, so könnte der gerichtlichen Kontrolle der Wahl der Rechtsgrundlage jede Wirksamkeit genommen werden. Damit wäre der Gerichtshof jedoch an der Wahrnehmung der ihm gemäß Artikel 164 EG-Vertrag (jetzt Artikel 220 EG) obliegenden Aufgabe gehindert, die Wahrung des Rechts bei der Auslegung und Anwendung des Vertrages zu sichern. 
85 So hat der Gerichtshof im Rahmen der Prüfung, ob Artikel 100a zu Recht als Rechtsgrundlage gewählt wurde, festzustellen, ob mit dem Rechtsakt, dessen Gültigkeit in Frage steht, tatsächlich die vom Gemeinschaftsgesetzgeber angeführten Zwecke verfolgt werden (vgl. insbesondere Urteile Spanien/Rat, Randnrn. 25 bis 41, und vom 13. Mai 1997 in der Rechtssache C-233/94, Deutschland/Parlament und Rat, Slg. 1997, I-2405, Randnrn. 10 bis 21). 
86 Zwar kann Artikel 100a, wie der Gerichtshof in der Randnummer 35 des Urteils Spanien/Rat festgestellt hat, als Rechtsgrundlage herangezogen werden, um der Entstehung neuer Hindernisse für den Handel infolge einer heterogenen Entwicklung der nationalen Rechtsvorschriften vorzubeugen. Das Entstehen solcher Hindernisse muss jedoch wahrscheinlich sein und die fragliche Maßnahme ihre Vermeidung bezwecken. 
87 Die vorstehenden Erwägungen gelten auch für die Auslegung des Artikels 57 Absatz 2 EG-Vertrag in Verbindung mit Artikel 66 EG-Vertrag, der sich ausdrücklich auf Maßnahmen zur Erleichterung des Zugangs zu Dienstleistungstätigkeiten und ihrer Ausübung bezieht. Auch mit diesen Bestimmungen wird dem Gemeinschaftsgesetzgeber eine Zuständigkeit eingeräumt, die spezifisch den Erlass von Maßnahmen zur Verbesserung des Funktionierens des Binnenmarktes erlaubt. 
88 Sind die Voraussetzungen für die Anwendung von Artikel 100a, Artikel 57 Absatz 2 und Artikel 66 als Rechtsgrundlage erfüllt, so steht deren Heranziehung durch den Gemeinschaftsgesetzgeber nicht entgegen, dass dem Gesundheitsschutz bei den zu treffenden Entscheidungen maßgebende Bedeutung zukommt. Vielmehr sind nach Artikel 129 Absatz 1 Unterabsatz 3 [vgl. jetzt Art. 152 I EGV] die Erfordernisse im Bereich des Gesundheitsschutzes gerade Bestandteil der übrigen Politiken der Gemeinschaft; Artikel 100a Absatz 3 schreibt ausdrücklich vor, dass bei Harmonisierungen von einem hohen Gesundheitsschutzniveau ausgegangen wird. 
89 Im Licht dieser Erwägungen ist zu prüfen, ob die Richtlinie auf der Grundlage von Artikel 100a, Artikel 57 Absatz 2 und Artikel 66 EG-Vertrag erlassen werden durfte. 
Die Richtlinie 
90 In der ersten Begründungserwägung der Richtlinie stellt der Gemeinschaftsgesetzgeber fest, dass die nationalen Vorschriften für die Werbung und das Sponsoring zugunsten von Tabakerzeugnissen unterschiedlich seien. Da diese Werbung und dieses Sponsoring über die Grenzen der Mitgliedstaaten hinaus reichten, könnten diese Unterschiede Hemmnisse für den freien Verkehr von Waren … sowie von Dienstleistungen in diesem Bereich bilden und zu Wettbewerbsverzerrungen führen. … 
91 In der zweiten Begründungserwägung der Richtlinie heißt es, diese Hemmnisse seien zu beseitigen und zu diesem Zweck seien die Vorschriften über die Werbung und das Sponsoring zugunsten von Tabakerzeugnissen anzugleichen. Den Mitgliedstaaten sei jedoch die Möglichkeit zu belassen, unter bestimmten Voraussetzungen Anforderungen festzulegen, die sie aus Gründen des Gesundheitsschutzes für notwendig hielten. 
92 Gemäß … der Richtlinie ist jede Form der Werbung und des Sponsoring zugunsten von Tabakerzeugnissen und … jede Gratisverteilung mit dem Ziel oder der Wirkung der Verkaufsförderung für ein Tabakerzeugnis verboten. Außerhalb des Anwendungsbereichs der Richtlinie verbleiben jedoch Mitteilungen unter den am Tabakhandel Beteiligten, die Werbung an Verkaufsstellen und in Drittländern herausgegebene und gedruckte Veröffentlichungen, die nicht hauptsächlich für den Gemeinschaftsmarkt bestimmt sind. 
93 Die Richtlinie untersagt weiter vom 30. Juli 1998 an die Verwendung desselben Namens für Tabakerzeugnisse und für andere Erzeugnisse und Dienstleistungen mit Ausnahme von Erzeugnissen und Dienstleistungen, die vor diesem Zeitpunkt unter einem Namen vermarktet wurde, der auch für ein Tabakerzeugnis verwendet wurde … 
94 Nach der Richtlinie bleibt das Recht der Mitgliedstaaten unberührt, im Einklang mit dem Vertrag strengere Vorschriften, die sie zum Schutz der Gesundheit für erforderlich halten, im Bereich der Werbung oder des Sponsoring zugunsten von Tabakerzeugnissen zu erlassen. 
95 Es ist demnach zu prüfen, ob die Richtlinie tatsächlich zur Beseitigung von Hemmnissen des freien Warenverkehrs und der Dienstleistungsfreiheit sowie von Wettbewerbsverzerrungen beiträgt. 
Die Beseitigung von Hemmnissen des freien Warenverkehrs und der Dienstleistungsfreiheit 
96 Es ist davon auszugehen, dass wegen der vorhandenen Unterschiede zwischen den nationalen Rechtsvorschriften über Werbung für Tabakerzeugnisse Hemmnisse für den freien Warenverkehr und die Dienstleistungsfreiheit bestehen oder wahrscheinlich entstehen können. 
97 Zwar existieren gegenwärtig, wie die Klägerin aufgezeigt hat, etwa für Zeitschriften und Zeitungen, die Tabakwerbung enthalten, keine Hemmnisse für die Einfuhr in Mitgliedstaaten, in denen diese Werbung untersagt ist. Wegen der Entwicklung der nationalen Rechtsvorschriften, die zu einer immer stärkeren Beschränkung der Werbung für Tabakerzeugnisse führt und der Überzeugung entspricht, dass diese Werbung den Tabakkonsum spürbar erhöht, erscheint es jedoch wahrscheinlich, dass künftig Hindernisse für den freien Verkehr von Presseerzeugnissen entstehen werden. 
98 Entsprechend der Richtlinie 89/552, die zur Förderung der freien Verbreitung von Fernsehprogrammen in Artikel 13 die Fernsehwerbung für Tabakerzeugnisse untersagt, könnte deshalb grundsätzlich die Verabschiedung einer Richtlinie auf der Grundlage des Artikels [95 EGV] zulässig sein, die ein Verbot der Werbung für Tabakerzeugnisse in Zeitschriften und Zeitungen enthielte, um den freien Verkehr von solchen Presseerzeugnissen zu gewährleisten. 
99 Für einen großen Teil der Formen von Tabakwerbung lässt sich das in Artikel 3 Absatz 1 der Richtlinie enthaltene Verbot jedoch nicht damit rechtfertigen, Hemmnisse für den freien Verkehr von Werbeträgern oder für die Dienstleistungsfreiheit in diesem Werbesektor müssten beseitigt werden. Das gilt insbesondere für das Verbot von Werbung auf Plakaten, auf Sonnenschirmen, Aschenbechern und sonstigen in Hotels, Restaurants und Cafés verwendeten Gegenständen sowie für das Verbot von Werbespots im Kino, denn diese Verbote fördern den Handel mit den betroffenen Erzeugnissen nicht. 
100 Zwar kann ein auf der Grundlage von Artikel [95, 47 II, 55 EGV] erlassener Rechtsakt auch Bestimmungen umfassen, die zur Beseitigung von Hemmnissen der Grundfreiheiten nichts beitragen, wenn sie erforderlich sind, um die Umgehung bestimmter diesem Ziel dienender Verbote zu verhindern. Für die in der vorstehenden Randnummer genannten Verbote trifft dies jedoch offensichtlich nicht zu. 
101 Die Richtlinie stellt auch nicht den freien Verkehr von Erzeugnissen sicher, die ihren Bestimmungen entsprechen. 
102 Insoweit lässt sich Artikel 3 Absatz 2 der Richtlinie, der die Diversifizierungsprodukte betrifft, entgegen dem Vorbringen des Parlaments und des Rates nicht dahin auslegen, dass solche Produkte, die in einem Mitgliedstaat vertrieben werden dürfen, bei Vorliegen der in der Richtlinie festgelegten Voraussetzungen in den anderen Mitgliedstaaten einschließlich selbst jener, in denen diese Erzeugnisse verboten sind, frei vertrieben werden könnten. 
103 Die Richtlinie lässt nämlich das Recht der Mitgliedstaaten unberührt, im Bereich der Werbung oder des Sponsoring zugunsten von Tabakerzeugnissen im Einklang mit dem EGV strengere Vorschriften zu erlassen, die sie zum Schutz der Gesundheit für erforderlich halten. 
104 Im Unterschied zu anderen Richtlinien, die den Mitgliedstaaten die Möglichkeit belassen, aus Gründen des Allgemeinwohls strengere Vorschriften zu normieren (vgl. u. a. Artikel 7 Absatz 1 der Richtlinie 90/239/EWG des Rates zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften über den höchstzulässigen Teergehalt von Zigaretten, ABl. L 137, S. 36, und Artikel 8 Absatz 1 der Richtlinie 89/622/EWG des Rates über die Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Etikettierung von Tabakerzeugnissen, ABl. L 359, S. 1) enthält die Richtlinie auch keine Bestimmung, die den freien Handel mit solchen Erzeugnissen gewährleistet, die ihren Bestimmungen entsprechen. 
105 Demnach kann der Gemeinschaftsgesetzgeber die Wahl von Artikel [95, 47 II, 55 EGV] als Rechtsgrundlage der Richtlinie nicht mit der Erwägung rechtfertigen, Hemmnisse für den freien Verkehr von Werbeträgern und die Dienstleistungsfreiheit müssten beseitigt werden. 
Die Beseitigung von Wettbewerbsverzerrungen 
106 Im Rahmen der Rechtmäßigkeitskontrolle einer auf der Grundlage von Artikel [95 EGV] erlassenen RL ist vom Gerichtshof zu prüfen, ob die Wettbewerbsverzerrungen, auf deren Beseitigung der Rechtsakt zielt, spürbar sind (Urteil Titandioxid, Slg. 1991, I-2867 Rn. 23). 
107 Bestünde diese Voraussetzung nicht, wären der Zuständigkeit des Gemeinschaftsgesetzgebers praktisch keine Grenzen gezogen. Zwischen den nationalen Rechtsvorschriften über die Voraussetzungen der Ausübung bestimmter Tätigkeiten bestehen nämlich vielfach Unterschiede, was sich unmittelbar oder mittelbar auf die Wettbewerbsbedingungen der betroffenen Unternehmen auswirkt. Eine Auslegung des Artikels [95, 47 II, 55 EGV] dahin, dass der Gemeinschaftsgesetzgeber diese Bestimmungen auch zur Beseitigung nur geringfügiger Wettbewerbsverzerrungen heranziehen dürfte, wäre deshalb mit dem (oben in Randnummer 83 bereits genannten) Grundsatz unvereinbar, dass die Befugnisse der Gemeinschaft auf Einzelermächtigungen beruhen. 
108 Es ist deshalb zu prüfen, ob die Richtlinie tatsächlich zur Beseitigung spürbarer Verzerrungen des Wettbewerbs beiträgt. 
109 Was erstens Werbeagenturen und Hersteller von Werbeträgern angeht, so sind zwar Unternehmen, die in Mitgliedstaaten mit einer weniger restriktiven Regelung der Tabakwerbung ansässig sind, hinsichtlich der Größenvorteile und der Gewinnerzielung begünstigt. Diese Vorteile wirken sich jedoch auf den Wettbewerb nur entfernt und mittelbar aus und führen nicht zu Verzerrungen, die als spürbar betrachtet werden könnten. Sie sind nicht vergleichbar mit Wettbewerbsverzerrungen infolge unterschiedlicher Herstellungskosten, wie sie den Gemeinschaftsgesetzgeber etwa zum Erlass der Richtlinie 89/428/EWG des Rates vom 21. Juni 1989 über die Modalitäten zur Vereinheitlichung der Programme zur Verringerung und späteren Unterbindung der Verschmutzung durch Abfälle der Titandioxid-Industrie (ABl. L 201, S. 56) veranlassten. 
110 Zwar können Unterschiede zwischen bestimmten Regelungen der Tabakwerbung spürbare Wettbewerbsbeschränkungen herbeiführen. So kann das Verbot des Sponsoring in manchen Mitgliedstaaten und seine Zulässigkeit in anderen, wie die Kommission, die finnische Regierung und die Regierung des Ver. Königreichs ausgeführt haben, zur Verlegung insbesondere von Sportwettkämpfen führen und sich damit auf die Wettbewerbsbedingungen der an solchen Veranstaltungen beteiligten Unternehmen erheblich auswirken. 
111 Derartige Verzerrungen, die die Heranziehung von Artikel [95 EGV] für die Untersagung bestimmter Formen des Sponsoring begründen könnten, rechtfertigen es jedoch nicht, diese Rechtsgrundlage für ein allgemeines Werbeverbot, wie es die Richtlinie vorsieht, zu verwenden. 
112 Was zweitens Wettbewerbsverzerrungen auf dem Markt für Tabakerzeugnisse angeht, so ist die RL auch in diesem Bereich nicht zur Beseitigung spürbarer Wettbewerbsverzerrungen geeignet; das Vorbringen der Klägerin, die RL ziele auf diese Verzerrungen nicht ab, kann daher dahinstehen. 
113 Zwar weist die Kommission zu Recht darauf hin, dass Hersteller und Verkäufer von Tabakerzeugnissen in Mitgliedstaaten mit restriktiven Rechtsvorschriften ihre Marktposition nur über den Preiswettbewerb entwickeln könnten. Hierin liegt indessen keine Verzerrung des Wettbewerbs, sondern eine Beschränkung der Wettbewerbsarten, die in gleicher Weise für alle Wirtschaftsteilnehmer in diesen Mitgliedstaaten gilt. Durch eine weitgehende Untersagung der Tabakwerbung würde die Richtlinie diese Beschränkung künftig generalisieren und die Mittel, mit denen sich die Wirtschaftsteilnehmer Zugang zum Markt verschaffen und sich dort behaupten können, in sämtlichen Mitgliedstaaten einschränken. 
114 Demnach kann der Gemeinschaftsgesetzgeber die Wahl von Artikel [95, 47 II, 55 EGV] als Rechtsgrundlage der Richtlinie auch nicht mit der Erwägung rechtfertigen, Wettbewerbsverzerrungen in der Werbebranche oder in der Tabakbranche müssten beseitigt werden. 
115 Nach alledem ist festzustellen, dass die Richtlinie nicht auf der Grundlage von Artikel [95, 47 II, 55 EGV] erlassen werden durfte. 
117 Wie oben (Randnrn. 98 und 111) ausgeführt, wäre der Erlass einer Richtlinie, die bestimmte Formen der Werbung und des Sponsoring zugunsten von Tabakerzeugnissen verboten hätte, auf der Grundlage von Artikel [95 EGV] zulässig gewesen. Wegen des allgemeinen Charakters des in der Richtlinie normierten Verbotes der Werbung und des Sponsoring für Tabakerzeugnisse liefe jedoch eine teilweise Nichtigerklärung der Richtlinie auf eine Änderung ihrer Bestimmungen durch den Gerichtshof hinaus; eine solche Änderung ist dem Gemeinschaftsgesetzgeber vorbehalten. Eine teilweise Nichtigerklärung der Richtlinie kommt deshalb nicht in Betracht. 
118 … Die Richtlinie wird insgesamt für nichtig erklärt.

( infolge von Art. 5 EGV enthält Art. 95 EGV keine allgemeine Kompetenz zur Regelung jeglicher Fragen im Zusammenhang mit dem Binnenmarkt. Ein Rechtsakt muss vielmehr tatsächlich den Zweck haben, das Funktionieren und die Errichtung des Binnenmarkts spürbar zu verbessern. Der EG-Gesetzgeber hat insoweit eine Begründungslast.

Kompetenzausübungsschranken der Verhältnismäßigkeit und des Subsidiaritätsprinzips

Art. 5 II , III EGV, Protokoll Nr. 30 zum EGV (Subsidiaritätsprotokoll) und die zugehörige Erklärung

EuGH, Rs. C-233/94, Slg. 1997, I-2405 – Deutschland/EP und Rat

Sachverhalt: Die Bundesrepublik Deutschland hat mit Klageschrift die Nichtigerklärung der Richtlinie 94/19/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 1994 über Einlagensicherungssysteme (ABl. L 135, S. 5) beantragt, und zwar unter anderem wegen eines Verstosses gegen die in Artikel 253 EGV vorgesehene Begründungspflicht. 
Die Richtlinie wurde auf der Grundlage von Artikel 57 Absatz 2 Sätze 1 und 3 EG-Vertrag (nun Art. 47 EGV) und gemäß dem Verfahren des Artikels 189b (nun Art. 251) erlassen. Die Bundesrepublik Deutschland stimmte im Rat gegen ihren Erlaß.
EuGH:

Zum Klagegrund des Verstosses gegen die Begründungspflicht 
22 Die Bundesregierung trägt vor, die Richtlinie müsse wegen Verstosses gegen die in Artikel 190 des Vertrages vorgesehene Begründungspflicht für nichtig erklärt werden. Sie enthalte nämlich keine Ausführungen zu ihrer Vereinbarkeit mit dem Subsidiaritätsprinzip. Da dieses Prinzip die Kompetenzen der Gemeinschaft beschränke und da der Gerichtshof zu prüfen habe, ob der Gemeinschaftsgesetzgeber nicht die Grenzen seiner Kompetenzen überschritten habe, müsse es der Kontrolle durch den Gerichtshof unterliegen. Überdies verlange die in Artikel 253 verankerte Begründungspflicht, auf die wichtigsten tatsächlichen und rechtlichen Erwägungen Bezug zu nehmen, die einem Rechtsakt zugrunde lägen; zu ihnen gehöre auch die Einhaltung des Subsidiaritätsprinzips. ...
24 Zunächst ist darauf hinzuweisen, daß die klagende Regierung im Rahmen dieses Klagegrundes keinen Verstoß der Richtlinie gegen das Subsidiaritätsprinzip geltend macht, sondern dem Gemeinschaftsgesetzgeber nur vorwirft, keine Gründe zur Rechtfertigung seines Handelns im Hinblick auf dieses Prinzip angegeben zu haben. 
25 Die in Artikel 253 des Vertrages verankerte Begründungspflicht verlangt, daß alle dort genannten Rechtsakte eine Darstellung der Gründe enthalten, die das Organ zu ihrem Erlaß veranlasst haben, so daß der Gerichtshof seine Kontrollaufgabe wahrnehmen kann und sowohl die Mitgliedstaaten als auch die Betroffenen die Bedingungen erfahren, unter denen die Gemeinschaftsorgane den Vertrag angewandt haben ... 
26 Im vorliegenden Fall haben das Parlament und der Rat in der zweiten Begründungserwägung der Richtlinie der Ansicht Ausdruck gegeben, daß es zweckmässig sei, sich "mit der Situation zu befassen, die im Falle des Nichtverfügbarwerdens der Einlagen in einem Kreditinstitut mit Zweigstellen in anderen Mitgliedstaaten entstehen kann", und daß ein "Mindestmaß an Harmonisierung der Einlagensicherung ... gewährleistet sein [muß] ohne Rücksicht darauf, wo in der Gemeinschaft die Einlagen lokalisiert sind". Diese Erwägungen zeigen, daß der Gemeinschaftsgesetzgeber der Auffassung war, daß das mit seinem Tätigwerden verfolgte Ziel wegen der Dimensionen der vorgesehenen Maßnahme besser auf Gemeinschaftsebene verwirklicht werden konnte. Der gleiche Gedankengang findet sich auch in der dritten Begründungserwägung, nach der die Entscheidung über das zuständige Sicherungssystem im Fall der Zahlungsunfähigkeit einer Zweigstelle in einem anderen als dem Mitgliedstaat, in dem das Kreditinstitut seinen Sitz hat, Auswirkungen hat, die über die Grenzen einzelner Mitgliedstaaten hinaus spürbar sind. 
27 Ausserdem haben das Parlament und der Rat in der fünften Begründungserwägung ausgeführt, daß das mit der Empfehlung der Kommission angestrebte Ziel durch die von den Mitgliedstaaten daraufhin ergriffenen Maßnahmen nicht vollständig erreicht worden sei. Damit hat der Gemeinschaftsgesetzgeber festgestellt, daß das Ziel seines Tätigwerdens von den Mitgliedstaaten nicht in ausreichendem Maß verwirklicht werden konnte. 
28 Aus diesen Erwägungen geht hervor, daß das Parlament und der Rat jedenfalls die Gründe für ihre Ansicht erläutert haben, daß ihr Handeln mit dem Subsidiaritätsprinzip im Einklang stehe, so daß sie der in Artikel 190 des Vertrages verankerten Begründungspflicht genügt haben. Eine ausdrückliche Erwähnung dieses Prinzips ist insoweit nicht zu verlangen. 
29 Aus diesen Gründen geht der Klagegrund des Verstosses gegen die Begründungspflicht in tatsächlicher Hinsicht fehl und ist daher zurückzuweisen. 


Zum Hilfsantrag 
30 Hilfsweise beantragt die Bundesregierung die Nichtigerklärung von 
- Artikel 4 Absatz 1 Unterabsatz 2 der Richtlinie, der vorsieht, daß die den Einlegern der Zweigstellen von Kreditinstituten in anderen Mitgliedstaaten als dem Staat, in dem sie zugelassen sind, zur Verfügung stehende Deckung die von dem entsprechenden Sicherungssystem des Aufnahmemitgliedstaats gewährte Deckung nicht überschreiten darf ("Ausfuhrverbot"), 
- Artikel 4 Absatz 2, wonach der Mitgliedstaat, dessen Einlagensicherungssystem die Höhe oder den Umfang der Deckung überschreitet, die in einem anderen Mitgliedstaat geboten wird, ein Einlagensicherungssystem schaffen muß, dem sich die Zweigstellen der im letztgenannten Staat zugelassenen Kreditinstitute anschließen können, um ihre Sicherung zu ergänzen ("ergänzende Sicherung"), und 
- Artikel 3 Absatz 1 Unterabsatz 1 Satz 2 der Richtlinie, der die Kreditinstitute zur Mitgliedschaft in einem Sicherungssystem verpflichtet ("Pflichtmitgliedschaft"). 
Zu Artikel 4 Absatz 1 Unterabsatz 2 
31 Die deutsche Regierung macht erstens geltend ...
34 Viertens verstosse es gegen den Grundsatz der Verhältnismässigkeit. 
 
Zum Klagegrund des Verstosses gegen den Grundsatz der Verhältnismässigkeit 
50 Die Bundesregierung macht geltend, daß sich der Gemeinschaftsgesetzgeber auch bei rechtsangleichenden Maßnahmen innerhalb seines Ermessensspielraums halten müsse, der unter anderem durch den Grundsatz der Verhältnismässigkeit begrenzt werde. Dieser Grundsatz sei aber im vorliegenden Fall nicht beachtet worden. 
51 Das in Artikel 4 Absatz 1 Unterabsatz 2 der Richtlinie verankerte "Ausfuhrverbot" sei grundsätzlich mit Artikel 52 des Vertrages unvereinbar, da es die Niederlassungsfreiheit beschränke. Den Zweigstellen werde ein Mittel im Wettbewerb mit den einheimischen Banken des Aufnahmemitgliedstaats genommen, so daß die Kreditinstitute in einigen Fällen sogar gezwungen sein könnten, aus diesem Grund darauf zu verzichten, in einem anderen Mitgliedstaat ein Filialnetz aufzubauen. 
52 Das "Ausfuhrverbot" sei aber zur Erreichung des Zieles der Richtlinie, das darin bestehe, Marktstörungen zu verhindern, die dann aufträten, wenn Kunden ihre Einlagen von einheimischen Kreditinstituten abzögen und sie bei Zweigstellen von in anderen Mitgliedstaaten zugelassenen Kreditinstituten deponierten, nicht erforderlich, da es Alternativen zu diesem Verbot gebe, die die Tätigkeit der Kreditinstitute nicht so stark beeinträchtigen würden. So hätte man z. B. eine Schutzklausel zugunsten der Kreditinstitute in Mitgliedstaaten mit niedrigerem Einlegerschutz schaffen können, die erst dann zum Eingreifen ermächtige, wenn eine Marktstörung in einem Mitgliedstaat bevorstehe. 
53 Eine solche Schutzklausel für den Krisenfall hätte im Einklang mit der Konzeption von Schutzmaßnahmen im Gemeinschaftsrecht gestanden und wäre hier völlig ausreichend gewesen. Marktstörungen durch Kapitalübertragungen der Einleger auf Zweigstellen von in anderen Mitgliedstaaten zugelassenen Banken wären deshalb nicht zu befürchten gewesen, weil Artikel 9 Absatz 3 der Richtlinie die Nutzung von Angaben über die Einlagensicherungssysteme zu Werbezwecken begrenze. Ohne Werbung hätten die Einleger nur nach und nach von der Existenz vorteilhafterer Sicherungssysteme erfahren, und nicht alle hätten sofort erhebliche Abhebungen vorgenommen, so daß die betroffenen Behörden Zeit zum Erlaß von Schutzmaßnahmen gehabt hätten. 
54 Nach der Rechtsprechung des Gerichtshofes kommt es für die Frage, ob eine Vorschrift des Gemeinschaftsrechts dem Grundsatz der Verhältnismässigkeit entspricht, darauf an, ob die gewählten Mittel zur Erreichung des angestrebten Zweckes geeignet sind und ob sie das Maß des hierzu Erforderlichen nicht übersteigen... 
55 Bei der Würdigung der Erforderlichkeit der fraglichen Maßnahme ist hervorzuheben, daß der Sachverhalt, um dessen Regelung sich der Gemeinschaftsgesetzgeber bemüht hat, wirtschaftlich komplex ist. Vor dem Erlaß der Richtlinie gab es nicht in allen Mitgliedstaaten Einlagensicherungssysteme; zudem schützten die meisten von ihnen nicht die Einleger von Zweigstellen der in anderen Mitgliedstaaten zugelassenen Kreditinstitute. Der Gemeinschaftsgesetzgeber hatte somit die künftigen und ungewissen Wirkungen seines Tätigwerdens zu beurteilen. Dabei hatte er die Wahl zwischen einer allgemeinen Risikovorsorge und der Einführung eines punktuellen Schutzsystems. 
56 In einem solchen Fall kann der Gerichtshof die Beurteilung des Gemeinschaftsgesetzgebers nicht durch seine eigene ersetzen. Er könnte dessen gesetzgeberische Entscheidung allenfalls dann beanstanden, wenn sich diese als offensichtlich fehlerhaft erwiese oder wenn die Nachteile, die sich aus ihr für bestimmte Wirtschaftsteilnehmer ergeben, zu den im übrigen mit ihr verbundenen Vorteilen völlig ausser Verhältnis stünden. 
57 Aus der vierzehnten Begründungserwägung der Richtlinie geht hervor, daß sich das Parlament und der Rat dafür entschieden haben, von vornherein jede Marktstörung zu verhindern, die dadurch entstehen könnte, daß Zweigstellen von Kreditinstituten eine höhere Deckung anbieten als die im Aufnahmemitgliedstaat zugelassenen Kreditinstitute. Da die Möglichkeit einer solchen Störung nicht ganz ausgeschlossen werden konnte, hat der Gemeinschaftsgesetzgeber in rechtlich hinreichender Weise dargetan, daß er ein berechtigtes Ziel verfolgte. Im übrigen ist die mit dem "Ausfuhrverbot" verbundene Einschränkung der Tätigkeit der betroffenen Kreditinstitute nicht offensichtlich unverhältnismässig. 
58 Folglich ist auch der Klagegrund eines Verstosses gegen den Grundsatz der Verhältnismässigkeit zurückzuweisen. 
59 Aus diesen Gründen ist der Antrag auf Nichtigerklärung von Artikel 4 Absatz 1 Unterabsatz 2 der Richtlinie zurückzuweisen. 
Zu Artikel 4 Absatz 2 
60 Nach Ansicht der Bundesregierung verstösst die in Artikel 4 Absatz 2 der Richtlinie normierte Pflicht, Zweigniederlassungen zur Ergänzung der in ihrem Herkunftsstaat vorgesehenen Sicherung in das Sicherungssystem des Aufnahmemitgliedstaats einzubeziehen, gegen das Prinzip der Kontrolle durch den Herkunftsmitgliedstaat und den Grundsatz der Verhältnismässigkeit. 
Zum Klagegrund eines Verstosses gegen das Prinzip der Herkunftslandkontrolle 
61 Die klagende Regierung trägt vor, der Gemeinschaftsgesetzgeber sei zur Zeit des Erlasses der Richtlinie bereits an das Prinzip der Herkunftslandkontrolle gebunden gewesen. Dieses Prinzip, das durch die Zweite Bankenrichtlinie, die von den Mitgliedstaaten bis zum 1. Januar 1993 habe umgesetzt werden müssen, endgültig festgeschrieben worden sei, sei schon 1985 im Weißbuch der Kommission als maßgebliches Mittel zur Harmonisierung und Koordinierung der nationalen Vorschriften über die Finanzdienstleistungen bezeichnet worden. Dieses Weißbuch habe der Europäische Rat 1985 ausdrücklich gebilligt. 
62 Das Parlament und der Rat hätten durch den Erlaß von Artikel 4 Absatz 2 gegen dieses Prinzip verstossen. Werde nämlich von der Möglichkeit der ergänzenden Sicherung Gebrauch gemacht, so lägen die Bankenaufsicht, die Prüfungszuständigkeit und die Einlagensicherung nicht mehr allein in der Hand der Behörden oder des Sicherungssystems des Herkunftsmitgliedstaats, sondern verteilten sich auf Herkunfts- und Aufnahmestaat. Dies habe zur Folge, daß das Einlagensicherungssystem des Aufnahmemitgliedstaats, das das Insolvenzrisiko der Zweigstelle trage, aufgrund der Zweiten Bankenrichtlinie deren liquide Mittel und Solvenz nicht in ausreichendem Masse überprüfen könne. 
63 Darüber hinaus könne der Gemeinschaftsgesetzgeber nach der Rechtsprechung des Gerichtshofes bei der Ausübung seiner Befugnisse nicht ohne Rechtfertigung von seiner früheren Praxis abweichen. 
64 Hierzu ist zunächst festzustellen, daß nicht dargetan worden ist, daß der Gemeinschaftsgesetzgeber das Prinzip der Herkunftslandkontrolle im Bereich des Bankrechts mit der Absicht aufgestellt hätte, ihm systematisch alle übrigen Regeln für diesen Bereich unterzuordnen. Ausserdem konnte der Gemeinschaftsgesetzgeber, da es sich nicht um ein im Vertrag verankertes Prinzip handelt, davon abweichen, sofern er nicht das berechtigte Vertrauen der Betroffenen verletzt. Da er auf dem Gebiet der Einlagensicherung noch nicht tätig geworden war, konnte kein solches berechtigtes Vertrauen bestehen. 
65 Aus diesen Gründen ist der Klagegrund des Verstosses gegen das Prinzip der Herkunftslandkontrolle zurückzuweisen. 
Zum Klagegrund des Verstosses gegen den Grundsatz der Verhältnismässigkeit 
66 Nach Ansicht der Bundesregierung verstösst Artikel 4 Absatz 2 der Richtlinie gegen den Grundsatz der Verhältnismässigkeit, da die dort vorgesehene Maßnahme zur Erreichung des verfolgten Zieles nicht erforderlich sei. 
67 Die Einlagensicherungssysteme des Aufnahmemitgliedstaats müssten für die Differenz zwischen der im Herkunftsmitgliedstaat vorgesehenen niedrigeren Deckung und der im Aufnahmemitgliedstaat gewährten höheren Deckung und in bestimmten Fällen sogar für die gesamte Sicherung eintreten. 
68 Die ergänzende Sicherung berge somit erhebliche Risiken für die Einlagensicherungssysteme des Aufnahmemitgliedstaats, da diese zur Entschädigung der Einleger verpflichtet seien, obwohl der Aufnahmestaat die liquiden Mittel und die Solvenz der Zweigstelle nicht mehr hinreichend überprüfen könne und daher auch einen eventuellen Konkurs einer Zweigstelle eines ausländischen Kreditinstituts nicht vorhersehen oder vermeiden könne. Diese Risiken könnten jedenfalls nicht dadurch ausgeschaltet werden, daß jedes Sicherungssystem gemäß den Leitprinzipien im Anhang II der Richtlinie die Übermittlung aller einschlägigen Angaben fordern und diese Angaben im Benehmen mit der Aufsichtsbehörde des Herkunftsmitgliedstaats überprüfen könne. Die Aufsichtsbehörden des Herkunftsmitgliedstaats seien nämlich nicht verpflichtet, die erforderlichen Angaben zu übermitteln. 
69 Eine Bestimmung, nach der die Einlagensicherungssysteme des Herkunftsmitgliedstaats den Zweigstellen in einem anderen Mitgliedstaat eine ergänzende Sicherung anbieten würden, damit diese das Sicherungsniveau des Aufnahmemitgliedstaats erreichen könnten, hätte eine weniger einschneidende Alternative geboten. Der Vorteil dieser Regelung, die im übrigen in der dreizehnten Begründungserwägung der Richtlinie als Alternative zur ergänzenden Sicherung genannt worden sei, bestehe darin, daß das Insolvenzrisiko - und damit die Pflicht zur Entschädigung der Einleger - nicht mehr auf das Sicherungssystem des Aufnahmemitgliedstaats abgewälzt werde, sondern beim Herkunftsstaat verbleibe, der weit bessere Kontrollmöglichkeiten habe. 
70 Artikel 4 Absatz 2 der Richtlinie dient nach deren dreizehnter Begründungserwägung dazu, den unliebsamen Begleiterscheinungen abzuhelfen, die sich aus unterschiedlich hohen Entschädigungen und unterschiedlichen Wettbewerbsbedingungen für inländische Institute und Zweigstellen von Instituten aus einem anderen Mitgliedstaat in ein und demselben Hoheitsgebiet ergeben. Ausserdem hat der Gemeinschaftsgesetzgeber in der sechzehnten Begründungserwägung die Auffassung vertreten, daß die Finanzierungskosten des Sicherungssystems berücksichtigt werden sollten und daß es zweckmässig erscheine, den harmonisierten Mindestdeckungsbetrag auf 20 000 ECU festzusetzen. Gemäß Artikel 7 der Richtlinie kann bis zum 31. Dezember 1999 von diesem Mindestbetrag abgewichen werden; bis zu diesem Zeitpunkt braucht die Sicherung 15 000 ECU nicht zu übersteigen. 
71 Aus diesen Begründungserwägungen und Bestimmungen geht hervor, daß der Gemeinschaftsgesetzgeber die Herkunftsmitgliedstaaten, die noch nicht über Einlagensicherungssysteme oder nur über Systeme mit einer geringeren Sicherung verfügten, nicht zu stark belasten wollte. Unter diesen Umständen konnte er ihnen das mit einer höheren, aus der politischen Entscheidung eines bestimmten Aufnahmemitgliedstaats resultierenden Deckung verbundene Risiko nicht aufbürden. Die von der klagenden Regierung vorgeschlagene Alternative einer zusätzlichen obligatorischen Deckung durch die Systeme des Herkunftsmitgliedstaats hätte daher die Erreichung des angestrebten Zieles nicht ermöglicht. 
72 Hinzu kommt, wie der Generalanwalt in den Nummern 136 bis 146 seiner Schlussanträge ausgeführt hat, daß die dem Aufnahmemitgliedstaat auferlegte Verpflichtung an verschiedene Bedingungen geknüpft ist, die ihm seine Aufgabe erleichtern sollen. So kann der Aufnahmemitgliedstaat gemäß Artikel 4 Absatz 3 die Zweigstellen, die sich einem seiner Sicherungssysteme anschließen wollen, zur Zahlung eines Beitrags verpflichten, und gemäß Anhang II Buchstabe a der Richtlinie vom Herkunftsstaat Auskünfte über diese Zweigstellen fordern. Darüber hinaus soll durch Artikel 4 Absatz 4 der Richtlinie sichergestellt werden, daß eine solche Zweigstelle ihren Verpflichtungen als Mitglied des Einlagensicherungssystems nachkommt. Aus diesen verschiedenen Bestimmungen ergibt sich, daß Artikel 4 Absatz 2 nicht dazu führt, daß die Sicherungssysteme der Aufnahmemitgliedstaaten übermässig belastet werden. 
73 In Anbetracht der vorstehenden Erwägungen ist der Klagegrund eines Verstosses gegen den Grundsatz der Verhältnismässigkeit zurückzuweisen. 
74 Folglich ist auch der Antrag auf Nichtigerklärung von Artikel 4 Absatz 2 der Richtlinie zurückzuweisen. 


Zu Artikel 3 Absatz 1 Unterabsatz 1 Satz 2 
75 Nach Ansicht der Bundesregierung verstösst die in Artikel 3 Absatz 1 Unterabsatz 1 Satz 2 der Richtlinie vorgesehene Pflichtmitgliedschaft gegen Artikel 3b Absatz 3 des Vertrages und den allgemeinen Grundsatz der Verhältnismässigkeit. 
76 Sie trägt zunächst vor, der in Artikel 3b Absatz 3 des Vertrages verankerte Grundsatz der Verhältnismässigkeit sei u. a. in den Schlußfolgerungen des Europäischen Rates von Edinburg zu dieser Bestimmung konkretisiert worden, in denen es heisse, daß sich die Gemeinschaft bemühe, beim Erlaß gesetzgeberischer Maßnahmen bewährten einzelstaatlichen Regelungen Rechnung zu tragen, und daß die von der Gemeinschaft getroffenen Maßnahmen den Mitgliedstaaten alternative Möglichkeiten bieten sollten, um die angestrebten Ziele zu erreichen. 
77 Bei der Abfassung von Artikel 3 Absatz 1 Unterabsatz 1 Satz 2 der Richtlinie hätten das Parlament und der Rat jedoch das in Deutschland als "bewährte einzelstaatliche Regelung" im Sinne der Leitlinien des Europäischen Rates bestehende System ausser acht gelassen. Dort existiere seit 1976 ein Einlagensicherungsfonds des Bundesverbandes der deutschen Banken, in dem die Mitgliedschaft freiwillig sei und der sich bewährt habe. 
78 Ausserdem lasse die nach der Richtlinie vorgeschriebene Pflichtmitgliedschaft in den Mitgliedstaaten keinen Raum für "alternative Möglichkeiten" zur Durchführung der Richtlinie wie z. B. ein freiwilliges Einlagensicherungssystem. Da die freiwillige Mitgliedschaft für die Kreditinstitute einen Wettbewerbsvorteil darstelle, schlössen sie sich auch ohne staatlichen Zwang einem Einlagensicherungssystem an. So hätten in Deutschland im Oktober 1993 lediglich fünf Kreditinstitute mit einem insgesamt gesehen geringen Einlagenvolumen keinem solchen System angehört. 
79 Schließlich stelle die Pflichtmitgliedschaft für die Kreditinstitute eine übermässige Belastung dar. Wie das deutsche System beweise, könne der Einlegerschutz durch andere, weniger einschneidende Maßnahmen verwirklicht werden, so z. B. durch die Verpflichtung einer Bank, ihre Kunden über ihre Mitgliedschaft in einem Einlagensicherungssystem zu informieren. 
80 Ohne daß der genaue rechtliche Stellenwert der Schlußfolgerungen des Europäischen Rates von Edinburg, auf die sich die klagende Regierung berufen hat, geklärt zu werden braucht, ist erstens darauf hinzuweisen, daß bei einer vom Gemeinschaftsgesetzgeber vorgenommenen Harmonisierung nicht alle "bewährten einzelstaatlichen Regelungen" beachtet werden können. 
81 Zweitens ist die Bundesrepublik Deutschland im vorliegenden Fall offenbar der einzige Mitgliedstaat, der die freiwillige Mitgliedschaft im Einlagensicherungssystem als eine solche Regelung bezeichnet. 
82 Drittens steht fest, daß der Gemeinschaftsgesetzgeber die Gewährleistung eines Mindestmasses an Harmonisierung der Einlagensicherung ohne Rücksicht darauf, wo in der Gemeinschaft die Einlagen lokalisiert sind, als erforderlich angesehen hat. In Anbetracht dieses Erfordernisses und der Tatsache, daß es in einigen Mitgliedstaaten kein Einlagensicherungssystem gab, ist nicht zu beanstanden, daß der Gemeinschaftsgesetzgeber eine Pflichtmitgliedschaft eingeführt hat, obwohl sich in Deutschland ein System freiwilliger Mitgliedschaft bewährt hat. 
83 Hinzu kommt schließlich, daß im Oktober 1993, wie die klagende Regierung selbst einräumt, nur fünf von dreihundert Kreditinstituten keinem Einlagensicherungssystem angeschlossen waren. Die Auswirkung der Pflichtmitgliedschaft besteht somit nur darin, daß diese wenigen Kreditinstitute zum Beitritt gezwungen werden, und kann deshalb nicht als übermässig angesehen werden. 
84 Aus den gleichen Gründen ist nicht zu beanstanden, daß der Gesetzgeber keine Alternative zur Pflichtmitgliedschaft, insbesondere in Form einer Verpflichtung zur Information der Kunden über eine etwaige Mitgliedschaft, vorgesehen hat. Diese Verpflichtung hätte es nämlich nicht ermöglicht, das Ziel der Gewährleistung eines Mindestmasses an Harmonisierung der Sicherung aller Einlagen zu erreichen. 
85 Folglich ist der Antrag auf Nichtigerklärung von Artikel 3 Absatz 1 Unterabsatz 1 Satz 2 der Richtlinie zurückzuweisen. 
86 Nach alledem ist die Klage abzuweisen.
Systematisierung und Neuordnung der Kompetenzen zur Steigerung von Rechtsicherheit und -klarheit im Verfassungsentwurf, Art. I-13 (exklusive Zuständigkeiten), Art. I-14 (geteilte Zuständigkeiten), Art. I-15 (Koordinierungskompetenzen für Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik), Art. I-17 (unterstützende, koordinierende und ergänzende Zuständigkeiten)

b) Gegenseitige Pflichten (Art. 10 EGV, Loyalität)

Verpflichtung der Mitgliedstaaten aus Art. 10 EGV sehr weitreichend und fordert etwa eine strafrechtliche Sanktionierung von Betrügereien zum Nachteil der EG durch die Mitgliedstaaten oder verpflichtet die Mitgliedstaaten, ein System von nationalen Rechtsbehelfen und Verfahren zu schaffen, das effektiven Rechtsschutz gewährleistet
. Art. 10 EGV ist auch maßgeblich für wesentliche Neuentwicklungen in der Rspr. im Sinne einer effektiven Wirksamkeit des EG-Rechts. Die Rechtsprechung zur unmittelbaren Richtlinienwirkung, zur Vorwirkung der Richtlinien vor Ablauf der Umsetzungsfrist und zur Staatshaftung infolge Verletzung des EG-Rechts (dazu näher unten) sind wesentlich auf Art. 10 EGV gestützt.


EuGH, Rs. C-2/88, Slg. 1990, I-3365 - Zwartveld

Sachverhalt: Vor dem zuständigen niederländischen Gericht war ein Strafverfahren wegen der betrügerischen Umgehung von Gemeinschaftsrecht im Zusammenhang mit den EG-Fangquoten gegen die Direktoren einer Fischmarkthalle anhängig. Zur Beweissicherung bat der niederländische Richter den EuGH, mittels eines Rechtshilfeersuchens der Kommission aufzugeben, bestimmte Prüfberichte der Kommission über Prüftätigkeiten hinsichtlich der Seefischerei in Niederlande herauszugeben und die Vernehmung der Bediensteten als Zeugen zuzulassen. Die Kommission hielt das Rechtshilfeersuchen für Unzulässig. Die Möglichkeiten nationaler Gerichte zur Anrufung des EuGH seien in Art. 234 EGV abschließend geregelt. Da dessen Voraussetzungen nicht erfüllt seien, sei der EuGH nicht zuständig.

EuGH: Der EuGH sah sich aber als zuständig an, ordnete das Ersuchen des nationalen Richters als zulässig ein und gab der Kommission die angestrebten Handlungen infolge der Pflicht zur loyalen Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten auf.

„15 Für die Prüfung der Stichhaltigkeit der von der Kommission erhobenen Einrede der Unzulässigkeit ist daran zu erinnern, daß der Gerichtshof ... entschieden hat, daß der EWG-Vertrag im Unterschied zu gewöhnlichen internationalen Verträgen eine eigene Rechtsordnung geschaffen hat, die bei seinem Inkrafttreten in die Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten aufgenommen worden und von ihren Gerichten anzuwenden ist . 
16 In dem Urteil in der Rechtssache 294/83 ( Les Verts/Parlament, Slg . 1986, 1357 ) hat der Gerichtshof den Grundsatz aufgestellt, daß die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft eine Rechtsgemeinschaft der Art ist, daß weder die Mitgliedstaaten noch die Gemeinschaftsorgane der Kontrolle darüber entzogen sind, ob ihre Handlungen im Einklang mit der Verfassungsurkunde der Gemeinschaft, dem Vertrag, stehen (Rnr. 23 ). Der EWG-Vertrag hat den Gerichtshof als Rechtsprechungsorgan eingesetzt, das die Wahrung des Rechts durch die Mitgliedstaaten und die Gemeinschaftsorgane sichern soll . 
17 In dieser Rechtsgemeinschaft gilt gemäß Artikel [10 EGV] für das Verhältnis zwischen den Mitgliedstaaten und den Gemeinschaftsorganen der Grundsatz der loyalen Zusammenarbeit . Dieser Grundsatz verpflichtet nicht nur die Mitgliedstaaten, alle geeigneten Maßnahmen, soweit erforderlich einschließlich strafrechtlicher Schritte, zu treffen, um die Geltung und die Wirksamkeit des Gemeinschaftsrechts zu gewährleisten ..., sondern erlegt auch den Gemeinschaftsorganen entsprechende Pflichten zur loyalen Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten auf (siehe Urteil in der Rechtssache 230/81, Luxemburg/Europäisches Parlament, Slg. 1983, 255, Rnr . 37 ). 
18 Diese den Gemeinschaftsorganen obliegende Verpflichtung zu loyaler Zusammenarbeit hat besondere Bedeutung im Verhältnis zu den Gerichten der Mitgliedstaaten, die für die Anwendung und Wahrung des Gemeinschaftsrechts im Rahmen der nationalen Rechtsordnung Sorge zu tragen haben. 
19 Im Lichte dieser Grundsätze betrachtet, besitzen die den Europäischen Gemeinschaften durch das Protokoll eingeräumten Vorrechte und Befreiungen insofern nur funktionalen Charakter, als durch sie eine Beeinträchtigung der Funktionsfähigkeit und der Unabhängigkeit der Gemeinschaften verhindert werden soll. 
20 Der funktionale und demnach begrenzte Charakter der Vorrechte und Befreiungen der Gemeinschaften wird im übrigen durch den Wortlaut des Protokolls ausdrücklich bestätigt, nach dessen Artikel 1 der Gerichtshof Zwangsmaßnahmen der Verwaltungsbehörden oder Gerichte, die Vermögensgegenstände oder Guthaben der Gemeinschaft zum Gegenstand haben, gestatten kann und nach dessen Artikel 18 die Vorrechte, Befreiungen und Erleichterungen den Beamten und sonstigen Bediensteten der Gemeinschaften ausschließlich im Interesse der Gemeinschaften gewährt werden. 
21 Das Protokoll kann folglich den Gemeinschaftsorganen keinesfalls gestatten, die Verpflichtung zu loyaler Zusammenarbeit mit den nationalen Behörden, insbesondere mit den Gerichten, nicht zu beachten, auf die im übrigen Artikel 19 des Protokolls selbst verweist. 
22 Im vorliegenden Fall geht das Ersuchen von einem nationalen Gericht aus, das zur Verfolgung von Verletzungen einer gemeinschaftsrechtlichen Regelung tätig wird, und es bezieht sich auf die Übermittlung von Informationen über Tatsachen, aus denen sich diese Verletzungen ergeben können. Jedes Gemeinschaftsorgan, insbesondere die Kommission, zu deren Aufgabe es gemäß [Artikel 211 EGV] gehört, für die Anwendung des EWG-Vertrages sowie der von den Organen aufgrund dieses Vertrages getroffenen Bestimmungen Sorge zu tragen, ist verpflichtet, eine derartige Strafverfolgungsmaßnahme eines nationalen Gerichts aktiv zu unterstützen, indem es diesem Unterlagen übermittelt und seinen Beamten die Genehmigung erteilt, als Zeugen in dem nationalen Verfahren auszusagen. 
23 Der Gerichtshof, der gemäß Artikel [220] die Wahrung des Rechts bei der Auslegung und Anwendung des EWG-Vertrages zu sichern hat, muß unter diesen Umständen die gerichtliche Nachprüfung der Beachtung der - im vorliegenden Fall der Kommission obliegenden - Verpflichtung zur loyalen Zusammenarbeit durchführen können, wenn er darum von einem nationalen Gericht mit einem Rechtsbehelf ersucht wird, der auf das von diesem Gericht verfolgte Ziel zugeschnitten ist. 
24 Der Gerichtshof ist somit für die Prüfung der Frage zuständig, ob eine Berufung der Gemeinschaftsorgane auf das Protokoll zur Begründung der Ablehnung einer loyalen Zusammenarbeit mit den nationalen Behörden durch die Notwendigkeit gerechtfertigt ist, Beeinträchtigungen der Funktionsfähigkeit und der Unabhängigkeit der Gemeinschaften zu verhindern. 
25 Unter diesen Umständen ist die Kommission verpflichtet, dem Rechter-commissaris die von diesem angeforderten Schriftstücke zu übermitteln, es sei denn, sie legt dem Gerichtshof dar, welche zwingenden Gründe, die mit der Notwendigkeit im Zusammenhang stehen, Beeinträchtigungen der Funktionsfähigkeit und der Unabhängigkeit der Gemeinschaften zu verhindern, es rechtfertigen, die Übermittlung abzulehnen. 
26 Gemäß Artikel 19 des Statuts der Beamten der Europäischen Gemeinschaften ist die Kommission ebenfalls verpflichtet, ihren Beamten die Genehmigung zu erteilen, vor dem Rechter-commissaris über die Feststellungen als Zeugen auszusagen, die sie während der in den Niederlanden von 1983 bis 1987 auf dem Gebiet der Seefischerei durchgeführten Kontrollen getroffen haben, es sei denn, sie legt dem Gerichtshof dar, welche zwingenden Gründe, die mit der Notwendigkeit im Zusammenhang stehen, die Interessen der Gemeinschaft zu wahren, die Verweigerung dieser Genehmigung rechtfertigen.“ 


EuGH, Slg. 1990, I-2879 – Tafelwein

Sachverhalt: In Art. 41 der Verordnung 337/79 über die Marktordnung für Wein wird die Kommission ermächtigt, die obligatorische Destillation von Tafelwein anzuordnen, wenn bei hohen Erträgen ein starker Preisverfall zu befürchten ist. Die Mitgliedstaaten sind dann nach Art. 64 der VO verpflichtet, die erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um die Einhaltung der EG-Vorschriften zu gewährleisten.

Die Kommission legte im Jahr 1985 durch eine Verordnung entsprechende Gesamtmengen an Tafelwein fest, die zu destillieren waren. Die deutschen Stellen erließen daraufhin an die deutschen Winzer Verwaltungsakte, mit denen sie den einzelnen Winzern aufgaben, je eine bestimmte Menge zur destillieren. Eine sofortige Vollziehung wurde nicht angeordnet. Die Winzer legten dann mehrheitlich Widerspruch ein. Aufgrund der aufschiebenden Wirkung der Widersprüche konnten sie dann ihren Wein noch verkaufen. Die Kommission verklagte die Bundesrepublik wegen Vertragsverletzung. Die Bundesrepublik macht geltend, sie sei nicht verpflichtet, Zwangsmittel nach nationalem Recht einzusetzen. Außerdem sei es ihre Sache zu beurteilen, welche Maßnahmen am besten die Beachtung des EG-Rechts gewährleisten würden. Es hätten ernsthafte Zweifel an der Gültigkeit der EG-rechtlichen Vorschriften über die obligatorische Destillation bestanden. Wird die Bundesrepublik verurteilt werden? 

Lösung:

Verurteilung wird erfolgen, wenn die Bundesrepublik gegen das EG-Recht verstieß

1. Verstoß durch Nichteinsatz nationaler Zwangsmittel?

Nach Art. 64 der VO sind die Mitgliedstaaten verpflichtet, die notwendigen Maßnahmen zu treffen, um die Einhaltung des EG-Recht zu gewährleisten

s. auch Art .10 EGV

Einsatz nationaler Zwangsmittel zwar nicht explizit genannt, aber die Mitgliedstaaten sind verpflichtet, alle Mittel (gesetzgeberische Maßnahmen oder Einzelfallregelungen) zu ergreifen, die zur tatsächlichen Durchführung der Destillation erforderlich waren.

2. Entscheidungsbefugnis der Mitgliedstaaten über den effektiven Vollzug?

Nein, das Ziel der EG-Maßnahmen kann nur erreicht werden, wenn die notwendigen Maßnahmen von den Mitgliedstaaten binnen der in der Verordnung bestimmten Frist durchgeführt werden.

Da das deutsche Recht infolge der Einlegung des Widerspruchs die Vollziehung der Anordnungen aussetzte, oblag es den deutschen Stellen, die aufschiebende Wirkung durch die Anordnung der sofortigen Vollziehung der Bescheide zu beseitigen.

Daß nach deutschem Recht die Voraussetzungen für den Erlaß einer Sofortvollzugsanordnung evtl nicht vorliegen, rechtfertigt nicht die Nichterfüllung der EG-rechtlichen Verpflichtungen

Zweifel an der Gültigkeit können durch Vorlage nach Art. 234 EGV beseitigt werden

( Bundesrepublik wurde verurteilt

Daraus folgt: Bei Entscheidung über Anordnung des Sofortvollzugs ist das Interesse der EG an der Durchsetzung ihres Rechts hoch zu veranschlagen; Zweifel an Gültigkeit einer EG-Rechtsgrundlage darf die Behörde nicht von Anordnung abhalten

2. Verhältnis von EG-Recht zum nationalen Recht 

a) Rechtsnatur des EG-Rechts 

besondere Kennzeichen: eigenständige Rechtsordnung, Anwendungsvorrang und unmittelbare Anwendbarkeit

EuGH, Urt. v. 15.7.64, Rs. 6/64, Slg. 1964, 1251 - Costa/E.N.E.L

Sachverhalt:
Durch das Gesetz Nr. 1643 vom 6. Dezember 1962 verstaatlichte die Republik Italien die Erzeugung und Verteilung des elektrischen Stroms und gründete zu diesem Zweck die Ente nazionale Energia elettrica impresa gìa delle Edisonvolta (E.N.E.L.), der als juristischer Person die Betriebsanlagen der verstaatlichten Elektrizitäts-Unternehmer übereignet wurden.
Der Mailänder Rechtsanwalt Flaminio Costa war Aktionär der von der Verstaatlichung betroffenen Aktiengesellschaft Edisonvolta. Er weigerte sich, die Stromrechnung der E.N.E.L. zu bezahlen. In dem daraufhin anhängigen Rechtsstreit vor dem Friedensgericht Mailand machte Costa inzidenter die Verstaatlichung zum Gegenstand des Verfahrens und beantragte, das Friedensgericht möge gemäß Art. 177 EWGV [nun Art. 234 EG] den EuGH um Vorabentscheidung bitten. Er machte geltend, das Verstaatlichungsgesetz vom 6. Dezember 1962 verletze die Art. 102, 93, 53 und 37 EWGV [nun Art. 97, 88, 31 EG].
Das Friedensgericht Mailand ersuchte den EuGH durch Beschluß vom 16. Januar 1964 um Vorabentscheidung gemäß Art. 177 EWGV [nun Art. 234 EG] über die Auslegung der Art. 102, 93,53 und 37 EWGV [nun Art. 97, 88, 31 EG].

"[Es] wird gemäß Art. 177 [nun Art. 234 EG] des Vertrages zur Gründung der EWG vom 25. März 1957, in die italienische Rechtsordnung aufgenommen mit Gesetz Nr. 1203 vom 14. Oktober 1957, auf die Rüge der Unvereinbarkeit des Gesetzes Nr. 1643 vom 6. Dezember 1962 und der auf ihm beruhenden Dekrete des Präsidenten der Republik Nr. 1670 vom 15. Dezember 1962, Nr. 36 vom 4. Februar 1963, Nr. 138 vom 25. Februar 1963 und Nr. 219 vom 14. März 1963 mit den Artikeln 102, 93, 53 und 37 [nun Art. 97, 88, 31 EG] des genannten Vertrages das Verfahren ausgesetzt und die Übersendung einer Ausfertigung der Akten an den Gerichtshof der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft in Luxemburg angeordnet. Die Geschäftsstelle hat diesem Gerichtshof eine Ausfertigung dieses Beschlusses gemäß Artikel 20 des dem EWG-Vertrag als Anlage beigefügten Protokolls vom 17. April 1957 über die Satzung des Gerichtshofes der EWG durch die Post zu übermitteln."

Die italienische Regierung bestritt die Zulässigkeit des Vorabentscheidungsantrags, da das Friedensgericht den EuGH nicht nur um Auslegung des EWGV, sondern um eine Entscheidung über die Vereinbarkeit eines innerstaatlichen Gesetzes mit dem EWGV ersucht habe. Außerdem könnten die innerstaatlichen Gerichte das Vorabentscheidungsverfahren nicht einleiten, wenn sie bei der Entscheidung eines Rechtsstreits lediglich ein innerstaatliches Gesetz anzuwenden hätten.

EuGH
Der EuGH wies die Einwände der italienischen Regierung bezüglich der Prüfung der EG-Rechtskonformität nationalen Rechts zurück: "Der Gerichtshof kann aus der unvollkommmen gefaßten Frage des staatlichen Gerichts die Fragen herausschälen, welche die Auslegung des Vertrages betreffen. Er hat also im vorliegenden Fall nicht über die Vereinbarkeit eines italienischen Gesetzes mit dem Vertrag zu entscheiden."

Das von der ital. Regierung vorgebrachte Argument der Beschränkung des Rechtsstreits auf nationales italienisches Recht entkräftet der EuGH mit der mittlerweile anerkannten These vom Vorrang des Gemeinschaftsrechts vor dem nationalen Recht: "Zum Unterschied von gewöhnlichen internationalen Verträgen hat der EWG-Vertrag eine eigene Rechtsordnung geschaffen, die bei seinem Inkrafttreten in die Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten aufgenommen worden und von ihren Gerichten anzuwenden ist. [...] Die Mitgliedstaaten [haben] ihre Souveränitätsrechte beschränkt und so einen Rechtskörper geschaffen, der für ihre angehörigen und sie selbst verbindlich ist. Diese Aufnahme der Bestimmungen des Gemeinschaftsrechts in das Recht der einzelnen Mitgliedstaaten und, allgemeiner, Wortlaut und Geist des Vertrages haben zur Folge, daß es den Staaten unmöglich ist, gegen eine von ihnen angenommene Rechtsordnung nachträgliche einseitige Maßnahmen ins Feld zu führen. Solche Maßnahmen stehen der Anwendbarkeit der Gemeinschaftsrechtsordnung daher nicht entgegen. [...] Aus alledem folgt, daß dem vom Vertrag geschaffenen, somit aus einer autonomen Rechtsquelle fließenden Recht wegen dieser seiner Eigenständigkeit keine wie immer gearteten innerstaatlichen Rechtsvorschriften vorgehen können, wenn ihm nicht sein Charakter als Gemeinschaftsrecht aberkannt und wenn nicht die Rechtsgrundlage der Gemeinschaft selbst in Frage gestellt werden soll. [...] Der Vorrang des Gemeinschaftsrecht wird auch durch Art. 189 [nun Art. 249 EG] bestätigt; ihm zufolge ist die Verordnung "verbindlich" und "gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat"."

Der EuGH entschied sonach, die Verstaatlichung sei rechtswidrig wegen Art. 31 EGV, sofern Strom tatsächlich für die Ein- und Ausfuhr zwischen Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten von Bedeutung sein kann, was das italienische Gericht festzustellen hat. Interessant in unserem Zusammenhang sind seine Feststellung, dass der EGV eine eigene Rechtsordnung sei, anders als gewöhnliche internationale Verträge. Die Rechtsordnung der EG ist in die der Mitgliedstaaten aufgenommen worden infolge der Übertragung von Hoheitsrechten. Die Mitgliedstaaten beschränkten ihre Souveränitätsrechte und schufen einen Rechtskörper, der für die Mitgliedstaaten und ihre Staatsangehörigen verbindlich ist. Staaten können unmöglich nationale, einseitige Maßnahme gegen die auf der Grundlage der Gegenseitigkeit angenommene Rechtsordnung ins Feld führen, sonst bestünde eine Gefährdung der Ziele des EGV und die Gefahr einer Diskriminierung wegen der Staatsangehörigkeit, wenn der EGV je nach nationaler Gesetzgebung unterschiedliche Geltung erlange. Die Verpflichtungen, die die Mitgliedstaaten eingegangen waren, sind unbedingt und können durch spätere Gesetzgebungsakte nicht mehr in Frage gestellt werden. Wo Staaten noch das Recht zu einseitigem Vorgehen haben, ist das explizit im EGV vermerkt (zB Art. 15 EWGV, Art. 88 III, 296-298 EGV). Für Ausnahmegenehmigungen gibt es Genehmigungsverfahren. Der Vorrang des Gemeinschaftsrechts wird auch durch Art. 249 EGV bestätigt, wonach Verordnungen verbindlich sind und unmittelbar gelten. Die Mitgliedstaaten können diese Wirkung nicht durch einseitige Akte aufheben.

EuGH, Slg. 1963, 1 - van Gend und Loos

Sachverhalt: Die Niederlande erhoben aufgrund einer am 1.1.60 in Kraft getretenen Regelung anstatt des bis dahin geltenden gemeinschaftseinheitlichen Zollsatzes für den Warenaustausch in der EG (nunmehr ja aufgehoben) einen erhöhten Einfuhrzoll auf den Import bestimmter chemischer Erzeugnisse. Die Fa. Van Gend und Loos klagte gegen die Zollforderung und berief sich auf Art. 25 EGV, doch die niederländische Finanzverwaltung leugnete jede innerstaatliche Wirkung dieser Norm. Kann das niederländische Gesetz unter Berufung auf Art. 25 EGV vom mit dem Streit befassten Richter außer acht gelassen werden?

EuGH:

Der EuGH bejahte die unmittelbare Wirkung des und individuelle Begünstigung aus Art. 25 EGV. Der EGV sei eine neue Rechtsordnung des Völkerrechts, deren Rechtssubjekte auch die einzelnen sind. Denn das Funktionieren des Gemeinsamen Marktes als Ziel der EG betrifft unmittelbar den einzelnen; die Präambel des EGV richtet sich auch an die Völker; außerdem würden Hoheitsrechte an die Organe übertragen, deren Ausübung die Mitgliedstaaten und die einzelnen berührt. Das EP werde durch die nationalen Bürger gewählt. Auch zeige die Zuständigkeit des EuGH für Vorabentscheidungen, dass der EGV vor nationalen Gerichten von den Bürgern angerufen werden kann ( EG-Gesetzgebung gibt daher dem einzelnen nicht nur Pflichten, sondern auch Rechte. Art. 25 ex Art 12 EGV enthält ein klares Verbot. Daher eignet er sich vorzüglich zur unmittelbaren Wirkung in den Rechtsbeziehungen zwischen den Mitgliedstaaten und den ihrem Recht unterworfenen einzelnen.

Vorrang kommt dem EG-Recht auch gegenüber nationalem Verfassungsrecht zu:

EuGH, Urt. v. 17.12.70, Rs. 11/70, Slg. 1970, 1125 - Internationale Handelsgesellschaft
Sachverhalt: Die VO 120/67 über die gemeinsame Marktorganisation für Getreide und die dazu ergangene VO 473/67 über die Einfuhr- und Ausfuhrlizenzen für Getreide und Getreideverarbeitungs​erzeugnisse, Reis, Bruchreis und Reisverarbeitungserzeugnisse enthalten Vorschriften, wonach Einfuhr- und Ausfuhrlizenzen für bestimmte Agrarprodukte von den nationalen Verwaltungen nur bei Stellung einer Kaution erteilt werden, die - außer bei Vorliegen höherer Gewalt - verfällt, wenn der Lizenzinhaber das Geschäft während der Gültigkeitsdauer der Lizenz nicht durchführt.
Die in Frankfurt ansässige Internationale Handelsgesellschaft mbH erhielt im August 1967 gegen Hinterlegung einer Kaution gemäß Art. 12 Abs. 1 Unterabs. 3 der VO Nr. 120/67 eine Ausfuhrlizenz über 20000 Tonnen Maisgrieß, deren Gültigkeitsdauer bis zum 31. Dezember 1967 befristet war. Die Lizenz wurde während ihrer Geltungsdauer nur zum Teil ausgenutzt, so daß die Einfuhr- und Vorratsstelle für Getreide und Futtermittel (EVSt) die Kaution der Handelsgesellschaft in entsprechender Höhe für verfallen erklärte.
Da die EVSt über den Widerspruch der Internationalen Handelsgesellschaft nicht entschied, erhob die Firma im November 1969 Klage beim Verwaltungsgericht Frankfurt a.M. Das VG setzte im März 1970 das Verfahren aus und ersuchte den EuGH gem. Art. 177 EWGV [nun Art. 234 EG] um Vorabentscheidung über die Fragen:

"1) ob die in Art. 12 Abs. 3 der Verordnung Nr. 120/67 EWG des Rates vom 13. Juni 1967 begründete Verpflichtung zur Ausfuhr, die daran anknüpfende Stellung einer Kaution und deren Verfall bei Nichtdurchführung der Ausfuhr im Gültigkeitszeitraum rechtmäßig sind;
2) ob, bei Bejahung der Rechtsgültigkeit der Rechtsvorschrift zu Ziffer 1, der zu dieser Verordnung Nr. 120/67 ergangene Artikel 9 der Verordnung Nr. 473/67 der EWG-Kommission vom 21. August 1967 rechtmäßig ist, weil er nur im Falle höherer Gewalt den Verfall der Kaution ausschließt."

Das VG war der Ansicht, die Gemeinschaftsverordnungen müßten die durch das Grundgesetz garantierten elementaren Grundrechte und die wesentlichen Strukturprinzipien des nationalen Rechts beachten. Bei einem Verstoß gegen diese Prinzipien habe der Vorrang des übernationalen Rechts hinter den Grundsätzen des deutschen Grundgesetzes zurückzutreten. Die in der VO Nr. 120/67 vorgesehene Kautionsregelung verstoße gegen die Grundsätze der Entfaltungs- und Dispositionsfreiheit, der Wirtschaftsfreiheit und der Verhältnismäßigkeit, die sich vor allem aus den Art. 2 Abs. 1 und 14 GG ergäben.

EuGH: Der EuGH begründet in diesem Urteil den Vorrang des Gemeinschaftsrechts vor nationalem Recht und erklärt, dass dieser Vorrang auch gegenüber nationalem Verfassungsrecht bestehe: "Die einheitliche Geltung des Gemeinschaftsrechts würde beeinträchtigt, wenn bei der Entscheidung über die Gültigkeit von Handlungen der Gemeinschaftsorgane Normen oder Grundsätze des nationalen Rechts herangezogen würden. [...] Daher kann es die Gültigkeit einer Gemeinschaftshandlung oder deren Geltung in einem Mitgliedstaat nicht berühren, wenn geltend gemacht wird, die Grundrechte in der ihnen von der Verfassung dieses Staates gegebenen Gestalt oder die Strukturprinzipien der nationalen Verfassung seien verletzt.“ Als Kompensation für dieses Rechtsschutzdefizit leistet der EuGH aber eine Prüfung des in Rede stehenden Gemeinschaftsaktes an gemeinschaftseigenen Grundrechten: "Es ist jedoch zu prüfen, ob nicht eine entsprechende gemeinschaftsrechtliche Garantie verkannt worden ist; denn die Beachtung der Grundrechte gehört zu den [ungeschriebenen] allgemeinen Rechtsgrundsätzen, deren Wahrung der Gerichtshof zu sichern hat."

Vorrang auch gegenüber späterem Recht:

EuGH, Urt. v. 9.3.78, Rs. 106/77, Slg. 1978, 629 - Simmenthal II
Vorgelegt wurde in diesem Verfahren von einem italienischen Gericht die Frage:

"Wenn nach Art. 189 EWG-Vertrag (nun Art. 249 EGV) und der ständigen Rechtsprechung des Gerichtshofes der Europäischen Gemeinschaften die unmittelbar geltenden Gemeinschaftsbestimmungen ungeachtet jedweder nationalen Vorschrift oder Praxis der Mitgliedstaaten in deren Rechtsordnungen volle, uneingeschränkte und einheitliche Wirksamkeit, auch zum Schutze der subjektiven Rechte der einzelnen, entfalten müssen, ergibt sich dann daraus, daß die Tragweite dieser Bestimmungen so zu verstehen ist, daß etwaige spätere nationale Vorschriften, die ihnen entgegenstehen, unmittelbar nicht mehr anzuwenden sind, ohne daß ihre Beseitigung durch den nationalen Gesetzgeber selbst (Aufhebung) oder durch ein anderes Verfassungsorgan (Feststellung der Verfassungswidrigkeit) abgewartet werden müßte, insbesondere wenn man bei dieser zweiten Fallgestaltung bedenkt, daß bis zu der genannten Feststellung, da das nationale Recht voll wirksam bleibt, die Geltung der Gemeinschaftsbestimmungen beeinträchtigt ist und daher weder deren volle, uneingeschränkte und einheitliche Wirksamkeit gewährleistet ist noch die Rechte der einzelnen geschützt sind?[...]"

EuGH: Der EuGH erläutert in seinem Urteil die Bedeutung des (Anwendungs-) Vorrangs des Gemeinschaftsrechts für die Praxis der mitgliedstaatlichen Gerichte: "Nach dem Grundsatz des Gemeinschaftsrechts haben die Vertragsbestimmungen und die unmittelbar geltenden Rechtsakte der Gemeinschaftsorgane in ihrem Verhältnis zum internen Recht der Mitgliedstaaten nicht nur zur Folge, daß allein durch ihr Inkrafttreten jede entgegenstehende Bestimmung des geltenden staatlichen Rechts ohne weiteres unanwendbar wird, sondern auch - da diese Bestimmungen und Rechtsakte vorrangiger Bestandteil der im Gebiet eines jeden Mitgliedstaats bestehenden Rechtsordnung sind - , daß ein wirksames Zustandekommen neuer staatlicher Gesetzgebungsakte insoweit verhindert wird, als diese mit Gemeinschaftsnormen unvereinbar wären."

Begründung des Vorrangs: Rechtseinheit in der EU, Rechtsgleichheit und Funktionsfähigkeit

Folge des Vorrangs: Gemeinschaftskonforme Auslegung des nationalen Rechts

Vorrang aus der Sicht der mitgliedstaatlichen Verfassungsgerichte:

BVerfG, Urteil vom 12.10.1993, BVerfGE 89, 155 - Maastricht 

Sachverhalt:
Im Verfahren vor dem BVerfG waren Verfassungsbeschwerden gegen die Zustimmung des deutschen Bundestags zum Maastrichter Vertrag wegen der Verletzung der demokratischen Teilhabe nach Art. 38 GG sowie wegen Verletzung verschiedener Grundrechte (Art. 14, 2 u.a. GG) zu prüfen. Die Beschwerdeführer rügten vor allem den Verlust der deutschen Staatlichkeit, die nicht von Art. 24 bzw. 38 GG gedeckte Übertragung von Hoheitskompetenzen auf die Europäische Union, die Möglichkeit des Mißbrauchs der europäischen Kompetenzen und die zu weite richterrechtliche Auslegung durch den EuGH. Ferner rügten sie den unwiderruflichen Automatismus der Europäischen Wirtschafts- und Währungsunion, die die Stabilität der deutschen D-Mark gefährde. Das BVerfG mußte in einem umfangreichen Urteil hierzu Stellung nehmen.

BVerfG:
Das Bundesverfassungsgericht erachtet die Verfassungsbeschwerde lediglich insoweit als zulässig, wie eine Verletzung der Rechte aus Art. 38 GG gerügt wird. Art. 38 Abs. 1 und 2 GG gewährleisteten den wahlberechtigten Deutschen ein subjektives, einklagbares Recht, an der Wahl der Abgeordneten des Deutschen Bundestages teilzunehmen.
Im übrigen schließt sich das BVerfG grundsätzlich den Erörterungen im Solange-II-Beschluß an, räumt allerdings neuerliche Vorbehalte ein: Eine dynamische Erweiterung der bestehenden Verträge, die sich bisher auf eine großzügige Handhabung des Art. 235 EWGV (nun Art. 308 EG) im Sinne einer "Vertragsabrundungskompetenz, auf den Gedanken der inhärenten Zuständigkeiten ("implied powers") und auf eine Vertragsauslegung im Sinne einer größtmöglichen Ausschöpfung der Gemeinschaftsbefugnisse ("effet utile") gestützt hat, sei künftig daran zu messen, dass der EU-Vertrag grundsätzlich zwischen der Wahrnehmung einer begrenzt eingeräumten Hoheitsbefugnis und der Vertragsänderung unterscheide, und seine Auslegung im Ergebnis nicht einer Vertragserweiterung gleichkommen dürfe. "Eine solche Auslegung von Befugnisnormen würde für Deutschland keine Bindungswirkung entfalten."
Darüber hinaus sieht sich das Bundesverfassungsgericht in einem "Kooperationsverhältnis" zum Europäischen Gerichtshof, in dem sich die beiden Gerichte in der Weise ergänzten, dass der EuGH den Grundrechtschutz in jedem Einzelfall für das gesamte Gebiet der Gemeinschaft garantiere und das BVerfG sich deshalb auf eine generelle Gewährleistung des unabdingbaren Grundrechtschutzes beschränken könne.
Vgl. auch BVerfGE 85, 191 - Nachtarbeitsverbot: Anwendungsvorrang des Gemeinschaftsrechts führt zur Unzulässigkeit einer konkreten Normenkontrolle nach Art. 100 I GG, wenn fragliches Gesetz schon im konkreten Fall wegen Verstoßes gegen EG-Recht unanwendbar ist. Ein nationaler Richter darf daher, wenn ein Gesetz gegen EG-Recht verstößt, dem BVerfG nicht erst die Frage, ob er das nationale Gesetz außer Anwendung lassen darf, vorlegen, sondern muss unmittelbar kraft Gemeinschaftsrechts die nationale Norm außer Anwendung lassen. 

Das gilt auch für nationale Verwaltungsbeamte:  Eine Verwaltungsbehörde darf EG-widriges nationales Recht nicht anwenden: 

EuGH, Slg. 1989, 1839/1870 f. - Costanzo: "Wenn sich die einzelnen... vor den nationalen Gerichten auf die Bestimmungen einer Richtlinie berufen können, so deshalb, weil die Verpflichtungen, die sich aus diesen Bestimmungen ergeben, für alle Behörden der Mitgliedstaaten gelten. Es wäre im übrigen widersprüchlich, zwar zu entscheiden, dass die

einzelnen sich vor den nationalen Gerichten auf die Bestimmungen einer Richtlinie ... berufen können, um das Verhalten der Verwaltung beanstanden zu lassen, trotzdem aber die Auffassung zu vertreten, dass die Verwaltung nicht verpflichtet ist, die Bestimmungen der Richtlinie dadurch einzuhalten, dass sie die Vorschriften des nationalen Rechts, die damit nicht im Einklang stehen, unangewendet lässt ... folglich (sind) alle Träger der Verwaltung einschließlich der Gemeinden und der sonstigen Gebietskörperschaften verpflichtet,

diese Bestimmungen (der Richtlinie) anzuwenden" 

b) Ergänzung des EG-Rechts durch nationales Recht insbesondere im Vollzug 

Grundsatz des Vollzugs des EG-Rechts durch die Mitgliedstaaten als Ausdruck funktionaler Gewaltenteilung; Grundlage für Vollzug durch Mitgliedstaaten: Umkehrschluß aus dem Prinzip der begrenzten Einzelermächtigung, für die Mitgliedstaaten Verpflichtung aus Art. 10 EGV

EuGH, verb. Rs. 205-215/82, Slg. 1983, 2633 - Milchkontor 
Sachverhalt: Eine deutsche Behörde, das Bundesamt für Ernährung und Forstwirtschaft, die mit dem Vollzug von EG-Verordnungen über die Milchwirtschaft betraut war, bewilligte Beihilfen nach EG-Recht für die Verarbeitung von Magermilchpulver an deutsche Unternehmen. Im nachhinein stellte sich infolge eines Urteils des EuGH heraus, dass die Beihilfen zu unrecht bewilligt wurden, weil das Magermilchpulver nicht die von der EG-Verordnung aufgestellten Kriterien für die Beihilfen erfüllte; das Bundesamt nahm die Bewilligungen zurück und verlangte die Beihilfen zurück. Die Beihilfeempfänger, deutsche Unternehmen, wandten dagegen ein, dabei sei gegen § 48 VwVfG über die Rücknahme rechtswidriger Verwaltungsakte verstoßen worden. Es stellte sich demnach die Rechtsfrage, ob und inwieweit § 48 anwendbar war.

EuGH:

„17 Im Einklang mit den allgemeinen Grundsätzen, auf denen das institutionelle

System der Gemeinschaft beruht und die die Beziehungen zwischen der Gemeinschaft

und den Mitgliedstaaten beherrschen, ist es gemäß Artikel [10 EGV] Sache der Mitgliedstaaten, in ihrem Hoheitsgebiet für die Durchführung der Gemeinschaftsregelungen, namentlich im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik zu sorgen. Soweit das Gemeinschaftsrecht einschließlich der allgemeinen gemeinschaftsrechtlichen Grundsätze hierfür keine gemeinsamen Vorschriften enthält, gehen die nationalen Behörden bei

dieser Durchführung der Gemeinschaftsregelungen nach den formellen und

materiellen Bestimmungen ihres nationalen Rechts vor, wobei dieser Rechtssatz

freilich, wie der Gerichtshof in [der Rs. 9/73 – Schlüter, Slg. 1972, 307] ausgeführt hat, mit

den Erfordernissen der einheitlichen Anwendung des Gemeinschaftsrechts in

Einklang gebracht werden muss, die notwendig ist, um zu vermeiden, dass die

Wirtschaftsteilnehmer ungleich behandelt werden. ...

19 [Daher] müssen die nationalen Gerichte Rechtsstreitigkeiten über die Wiedereinziehung zu Unrecht aufgrund des Gemeinschaftsrechts geleisteter Zahlungen in Ermangelung Gemeinschaftsrechtlicher Vorschriften nach ihrem nationalen Recht entscheiden, jedoch vorbehaltlich der durch das Gemeinschaftsrecht gezogenen Grenzen, wonach die ihm nationalen Recht vorgesehenen Modalitäten nicht darauf hinauslaufen dürfen, dass die Verwirklichung der Gemeinschaftsregelung praktisch unmöglich wird, und das nationale Recht im Vergleich zu den Verfahren, in denen über gleichartige, rein nationale Streitigkeiten entschieden wird, ohne Diskriminierung anzuwenden ist.
21 Zwar kann diese Verweisung auf das nationale Recht dazu führen, dass die Voraussetzungen für die Rückforderung zu unrecht gezahlter Beihilfen sich in gewissem Umfang von einem Mitgliedstaat zum anderen unterscheiden. Das Ausmaß solcher beim gegenwärtigen Entwicklungsstand des Gemeinschaftsrechts übrigens unvermeidlicher Unterschiede wird jedoch durch die Grenzen vermindert, die der Gerichtshof in den zitierten Urteilen der Anwendung nationalen Rechts gezogen hat.
22 Die Anwendung des nationalen Rechts darf erstens die Tragweite und Wirksamkeit des Gemeinschaftsrechts nicht beeinträchtigen. Das wäre vor allem dann der Fall, wenn diese Anwendung die Wiedereinziehung von zu Unrecht geleisteten Zahlungen praktisch unmöglich machen würde. Außerdem wäre die Ausübung eines Ermessens hinsichtlich der Frage, ob die Rückforderung zu unrecht oder vorschriftswidrig gewährten Gemeinschaftsmittel zweckmäßig ist, damit unvereinbar, dass Art. 8 I VO 729/70 die nationalen Behörden verpflichtet, die zu Unrecht oder vorschriftswidrig ausgezahlten Beträge wieder einzuziehen..
23 Bei der Anwendung nationalen Rechts dürfen zweitens keine Unterschiede im Vergleich zu Verfahren gemacht werden, in denen über gleichartige, aber rein nationale Rechtsstreitigkeiten entschieden wird. Zum einen müssen die nationalen Behörden auf diesem Gebiet ebenso sorgfältig vorgehen wie in vergleichbaren Fällen, in denen sie ausschließlich entsprechende nationale Rechtsvorschriften anzuwenden haben, und sie müssen nach Modalitäten verfahren, die die Wiedereinziehung der fraglichen Beträge nicht schwieriger gestalten als in diesen Fällen. Zum andere dürfen ungeachtet des vorerwähnten Ausschlusses einer Ermessensentscheidung über die Zweckmäßigkeit der Rückforderung die Pflichten, die das nationale Recht denjenigen Unternehmen auferlegt, denen auf dem Gemeinschaftsrecht beruhende finanzielle Vorteile zu Unrecht gewährt wurden, nicht weiter gehen, als die Pflichten derjenigen Unternehmen, die gleichartige, auf nationalem Recht beruhende Vorteile zu unrecht erhalten haben, vorausgesetzt, beide Gruppen von Leistungsempfängern befinden sich in vergleichbarer Lage, so dass eine unterschiedliche Behandlung objektiv nicht zu rechtfertigen ist.
( Sicherung der einheitlichen Geltung und Anwendung des EG-Rechts in allen Mitgliedstaaten durch Äquivalenz-  und Effektivitätsprinzip. Grundsatz der Verfahrensautonomie der Mitgliedstaaten (s. dazu auch unten Fall Wells)


EuGH, Rs. C-24/95, Slg. 1997, I-1591 - Alcan

Sachverhalt (abgewandelt): Die Alcan GmbH betrieb eine Aluminiumhütte, deren Fortbestand gefährdet war. Um die Schließung der Hütte zu verhindern, zahlt die bayerische Landesregierung eine zinslose, in 20 Jahren rückzahlbare Überbrückungshilfe. Zwei Wochen vor Auszahlung hatte die Landesregierung die Hilfe der Kommission angezeigt, die daraufhin sofort ein Prüfungsverfahren einleitete und Bedenken bezüglich der Vereinbarkeit mit dem EGV mitteilte. Die Kommission stellte dann gut zwei Jahre nach der Auszahlung der Hilfe die formelle und materielle Unvereinbarkeit der Beihilfe mit dem EGV fest und fordert die Bundesrepublik auf, die Beihilfe zurückzufordern. Die Bundesregierung weist demgegenüber auf rechtliche Schwierigkeiten wie etwa den Vertrauensschutz des Unternehmens hin. Dennoch besteht die Kommission auf der Rücknahme. Die Behörden bleiben weiter untätig. Nach weiteren drei Jahren wird die Bundesrepublik wegen Nichtbefolgung der Entscheidung der Kommission verurteilt. Einige Monate später nimmt das Land dann die Beihilfebewilligung zurück und fordert Alcan zur Rückzahlung auf. Gegen diesen Bescheid legt Alcan Widerspruch ein. Sie wendet sich gegen die Rücknahme der Bewilligung unter Hinweis auf das Verstreichen der Jahresfrist nach Art. 48 IV BayVwVfG und unter Hinweis auf ihren Vertrauensschutz: Die Beihilfezahlung sei längst ausgegeben. Eine Rückzahlung führe zum Konkurs der Gesellschaft. Außerdem habe die Behörde nicht erkannt, dass Art. 48 I BayVwVfG eine Ermessensentscheidung sei. Sie habe ihr Ermessen daher gar nicht ausgeübt, was alleine schon eine Aufhebung der Rücknahme erfordere. Hat der Widerspruch Erfolg? 

Lösung:

Der Widerspruch gegen die Rücknahme ist begründet, wenn der Rücknahme-Verwaltungsakt rechtswidrig ist und die GmbH in ihren Rechten verletzt, § 113 I 1 VwGO analog.

I. Rechtswidrigkeit des Verwaltungsakt über die Rücknahme

1. Rechtsgrundlage: Grundlage für die Rückforderung ist Art. 48 I 1 BayVwVfG, keine EG-rechtliche lex specialis

Ein rechtswidriger VA liegt mit der ursprünglichen Bewilligung vor. Denn lt. Sv. verstieß der VA gegen Art. 87 f EGV. Die Zuwendung ist eine Beihilfe, da sie der GmbH Belastungen abnimmt, die sie an sich zu tragen hat. Die bestehende Beurteilung der Kommission ist bindend, da sie bestandskräftig wurde, EuGH, EuZW 1994, 250; BVerwGE 106, 336. 

Wegen Fehlens entsprechender EG-Regelungen bestimmt sich der nationale Verwaltungsvollzug nach nationalem Recht. Die BeihilfeVO 659/1999, ABl.EG 1999, Nr. L 83/1 enthält insofern keine vorrangigen Sonderbestimmungen.

2. materielle Rechtmäßigkeit: da es ein begünstigender Verwaltungsakt  war, sind Art. 48 Abs. 2 bis 4 zu beachten; ferner sieht Art. 48 I 1 eine Ermessensentscheidung vor.

(1) Vertrauensschutz nach Art. 48 Abs. 2

- Ausschluß des Vertrauensschutzes nach Abs. 2 S. 3?

- Abwägung zwischen dem öffentlichen Rücknahmeinteresse und dem privaten Bestandsinteresse 

Art. 48 II 2: Verbrauch der gewährten Leistung führt grundsätzlich zu einer Schutzwürdigkeit des Empfängers.

Indes wirkt hier das EG-Recht ein. Wegen der praktischen Wirksamkeit gilt nationales Verwaltungsverfahrensrecht nur, soweit es nicht zu einer Diskriminierung von gemeinschaftsrechtlich beeinflußten Sachverhalten führt und soweit es den effektiven Vollzug des EG-Rechts erlaubt. Die Rückforderung darf nicht praktisch unmöglich werden (EuGH, Slg. 1990, I-3437, Rn. 12).

Art. 14 III der BeihilfenVO: Rückforderung erfolgt unverzüglich und nach dem Verfahrensrecht des Mitgliedstaates, sofern hierdurch die sofortige und tatsächliche Vollstreckung der Kommissionsentscheidung ermöglicht wird.

Aus den Anforderungen des effektiven Vollzugs des EG-Rechts ergeben sich hier Abweichungen:

Vertrauensschutz nach Art. 48 II 2 BayVwVfG greift nicht ein, wenn die Anzeige der Beihilfe bei der Kommission gemäß Art. 88 III EGV unterlassen wurde. Denn der formelle Mangel der Mißachtung der Anmeldepflicht würde sonst bedeutungslos. 

Auf die Ordnungsgemäßheit darf ein Unternehmer „im Grundsatz“ nur vertrauen, wenn die Beihilfe unter Einhaltung des vorgesehenen Verfahrens gewährt wurde (Das ist eine gewisse Abweichung von der Rs. Milchkontor, weil dort der EuGH noch eine Parallelität der Pflichten der betroffenen Unternehmen feststellte, s. dort Rn. 23). Es ist dem Unternehmen möglich und zumutbar, sich insoweit zu vergewissern. Der Unternehmer ist dann nicht schutzwürdig (BVerwGE 106, 335 unter Hinweis auf die Möglichkeit von Abweichungen im Einzelfall)

Das gilt, auch wenn die weit überwiegende Verantwortung für die Rechtswidrigkeit nicht  beim Beihilfeempfänger, sondern bei der Behörde liegt. Denn das gleicht das fehlende schutzwürdige Vertrauen nicht aus (BVerwGE 106, 338).

Damit wird auch nicht gegen deutsches Verfassungsrecht, nämlich die Grundsätze der Rechtssicherheit und des Vertrauensschutzes verstoßen [so auch BVerfG, EuZW 2000, 445 (447)]. Die formelle und materielle Gemeinschaftswidrigkeit konnte erkannt werden; daher auch kein verfassungsrechtlich schutzwürdiges Vertrauen

Außerdem entfällt der Vertrauensschutz nicht ganz, sondern wird vom EuGH in einer Klage gegen die Kommissionsentscheidung über die Rückforderung geprüft wird. Für eine solche Klage hat die GmbH Klagebefugnis nach Art. 230 IV EGV.

 Beachtlichkeit der Verfügung über die Beihilfe nach Art. 49a II 2 VwVfG ist gleichfalls ausgeschlossen, weil damit die Rückforderung gerade in den Beihilfefällen stets ausgeschlossen wäre. Solche Fälle zeichnen sich immer dadurch aus, dass die Zuwendung aufgezehrt wird. Anwendung des Einwands der Entreichung würde Rückforderung praktisch unmöglich machen und verletzt daher Effektivitätsgebot.

(2) Jahresfrist nach Art. 48 Abs. 4 bayVwVfG

die Jahresfrist nach Art. 48 Abs. 4 gilt nicht; die Rücknahmeverpflichtung der nationalen Stellen ergibt sich aus dem EGV und kann nicht durch eine einjährige Ausschlußfrist behindert werden. (Vgl. BVerwGE 106, 332; EuGH, Slg. 1997, I-1591 – Alcan)

Hinter der Jahresfrist steht Erwägung der Rechtssicherheit und der Beseitigung von Unsicherheit über die Ermessensausübung durch die nat Behörde. Eine solche Ungewißheit gibt es nicht bei Rückforderungsentscheidung der KOM.

(3) Ermessensausübung

ein Ermessen steht den nationalen Behörden nicht zu; aus dem EG-Recht ergibt sich die unbedingte Verpflichtung der nationalen Stellen zur Rückforderung.

Ergebnis: Die Rückforderung ist rechtmäßig. Auf eine Rechtsverletzung ist nicht einzugehen.

Die Rückforderung selbst richtet sich nach Art. 49a BayVwVfG. Art. 49a II 1 BayVwVfG steht nicht entgegen: Die GmbH kann sich nicht auf Wegfall der Bereicherung berufen, weil das die Rückforderung vereiteln würde; s. auch Art. 49a II 2.

Zu Modifikationen des nationalen einstweiligen Rechtsschutzes gegen nationale Verwaltungsakte, die auf EG-Recht gestützt sind (sog. Beruhensakte) und deren Rechtmäßigkeit zweifelhaft ist wegen Zweifeln an der Vereinbarkeit der zugrundeliegenden Sekundärrechtsnorm mit dem EG-Primärrecht s. unten beim Rechtsschutz den Fall „Tafelweindestillation“.

III. Der institutionelle Rahmen der EG

1. Organe der EG

a) Rat

Der Rat sitzt in Brüssel, tagt im April, Juni und Oktober aber in Luxemburg und ist das zentrale Leitungs- und Gesetzgebungsorgan der EG.

Ab dem 1. November 2004 verfügen die jeweiligen Mitgliedstaaten über folgende Stimmzahlen:

· Deutschland, Frankreich, Italien und Vereinigtes Königreich: 29 

· Spanien und Polen: 27 

· Niederlande: 13 

· Belgien, Tschechien, Griechenland, Ungarn und Portugal: 12 

· Österreich und Schweden: 10 

· Dänemark, Irland, Litauen, Slowakei und Finnland: 7 

· Zypern, Estland, Lettland, Luxemburg und Slowenien: 4 

· Malta: 3

GESAMT: 321 

Mindestens 232 Stimmen (72,3 %) sind notwendig, um eine qualifizierte Mehrheit zu erreichen. Zusätzlich

· muss eine Mehrheit der Mitgliedstaaten (in einigen Fällen zwei Drittel) der Entscheidung zustimmen und 

· jeder Mitgliedstaat kann die Bestätigung verlangen, dass die abgegebenen Ja-Stimmen mindestens 62 % der Gesamtbevölkerung der EU entsprechen.

Der Rat ist ein einheitliches Gremium; er tagt jedoch aus arbeitsorganisatorischen Gründen je nach behandeltem Sachgebiet in unterschiedlichen Formationen, in denen die für das betreffende Sachgebiet zuständigen Minister der Mitgliedstaaten und Mitglieder der Europäischen Kommission zusammenkommen. In den 90er Jahren gab es 22 Ratsformationen; ihre Zahl wurde im Juni 2000 auf 16 und im Juni 2002 auf 9 verringert. Es gibt jedoch, wie bereits erwähnt, nur einen Rat in dem Sinne, dass es sich ungeachtet der Zusammensetzung, in der der Rat einen Beschluss fasst, um einen Beschluss "des Rates" ohne Angabe der Zusammensetzung handelt. Der Sitz des Rates ist Brüssel, wo er mehrmals im Monat tagt (in den Monaten April, Juni und Oktober finden die Tagungen in Luxemburg statt). 

Die Beschlüsse des Rates werden von (etwa 250) Arbeitsgruppen und Ausschüssen vorbereitet, die sich aus Vertretern der Mitgliedstaaten zusammensetzen. Diese Gremien klären die technischen Fragen und leiten das Dossier an den Ausschuss der Ständigen Vertreter (AStV) weiter, der sich aus den Botschaftern der Mitgliedstaaten bei der Europäischen Union zusammensetzt und der auf die Kohärenz der Arbeiten achtet und Fragen technisch-politischer Art löst, bevor das Dossier dem Rat unterbreitet wird.

Der Rat beschließt mit den Stimmen der Minister der Mitgliedstaaten. Es gibt drei Abstimmungsverfahren; welches davon für ein Sachgebiet angewendet wird, ist im Vertrag festgelegt: die einfache Mehrheit (für Verfahrensbeschlüsse), die qualifizierte Mehrheit (ein System mit Stimmenwägung nach der Bevölkerungszahl der Mitgliedstaaten für eine Vielzahl von Beschlüssen in den Bereichen Binnenmarkt, Wirtschaft und Handel) und die Einstimmigkeit (für die Bereiche Außenpolitik, Verteidigung, justizielle und polizeiliche Zusammenarbeit und Steuern).
In den allermeisten Fällen beschließt der Rat auf Vorschlag der Europäischen Kommission und im Zusammenwirken mit dem Europäischen Parlament entweder nach einem Anhörungsverfahren (beispielsweise in den Bereichen Landwirtschaft, justizielle und polizeiliche Zusammenarbeit und Steuern) oder im Rahmen der Mitentscheidung (beispielsweise im Bereich des Binnenmarktes).

b) Europäisches Parlament

Dem Europäischen Parlament mit Sitz in Straßburg
 gehören die gewählten Vertreter der EU-Bürger an. Es nimmt am Rechtsetzungsprozess teil. Seit 1979 werden die Mitglieder des Europäischen Parlaments (MdEP) alle fünf Jahre in allgemeiner Wahl direkt gewählt. 
Bis zu den Wahlen von 2004 gab es 626 Mitglieder des Europäischen Parlaments. Danach wird diese Zahl durch die Erweiterung der EU erhöht (derzeit 732). Die einzelnen Mitgliedstaaten entsenden die folgende Zahl an Abgeordneten (alphabetisch nach Ländern in der jeweiligen Landessprache):

	  
	1999-2004
	2004-2007
	2007-2009

	Bulgarien
	--
	--
	18

	Belgien
	25
	24
	24

	Tschechische Republik
	--
	24
	24

	Dänemark
	16
	14
	14

	Deutschland
	99
	99
	99

	Estland
	--
	6
	6

	Griechenland
	25
	24
	24

	Spanien
	64
	54
	54

	Frankreich
	87
	78
	78

	Irland
	15
	13
	13

	Italien
	87
	78
	78

	Zypern
	--
	6
	6

	Lettland
	--
	9
	9

	Litauen
	--
	13
	13

	Luxemburg
	6
	6
	6

	Ungarn
	--
	24
	24

	Malta
	--
	5
	5

	Niederlande
	31
	27
	27

	Österreich
	21
	18
	18

	Polen
	--
	54
	54

	Portugal
	25
	24
	24

	Rumänien 
	--
	--
	36

	Slowenien
	--
	7
	7

	Slowakei 
	--
	14
	14

	Finnland
	16
	14
	14

	Schweden
	22
	19
	19

	Vereinigtes Königreich
	87
	78
	78

	(max.) GESAMT
	626
	732
	786



Das Parlament verfügt über 17 Ausschüsse, die die vorbereitenden Arbeiten für ihre Plenarsitzungen leiten. Die politischen Fraktionen tagen meistens in Brüssel. 

Aufgaben des EP:

+ Rechtsetzung, Art. 192 EGV; die zugehörigen Verfahren bestimmen sich nach Art. 250 ff EGV. Das Parlament und der Rat teilen sich die Legislativgewalt. Dabei werden drei verschiedene Verfahren zusätzlich zu der einfachen Konsultation angewandt (Verfahren der Zusammenarbeit, Verfahren der Mitentscheidung, Zustimmungsverfahren; dazu näher unter Rechtssetzung). Nur im Rahmen der Mitentscheidung ist das Parlament neben dem Rat gleichberechtigtes Legislativorgan.
+ Budgetrechte, Art. 272 EGV. Parlament und Rat verfügen ebenfalls über die gleichen Befugnisse bei der Verabschiedung des EU-Haushalts. Die Europäische Kommission legt einen Haushaltsentwurf vor, der dann vom Parlament und vom Rat erörtert wird. Das Parlament kann den Haushaltsentwurf ablehnen und hat dies bereits mehrfach getan. In diesem Fall muss das gesamte Haushaltsverfahren neu beginnen. Das Parlament hat seine Haushaltsbefugnisse umfassend genutzt, um die EU-Politik zu beeinflussen. Allerdings unterliegt der größte Teil der EU-Ausgaben für die Landwirtschaft nicht der Kontrolle des Parlamentes.
+ Kontrollrechte: Kontrolle der Kommission: Art. 214 (Zustimmung bei Ernennung), Art.197 III (Interpellation), Art. 201 EGV (Misstrauensvotum)

Das Parlament ist eine treibende Kraft in der Politik der Europäischen Union. Es ist der wichtigste Ort der Debatten. Ein Ort, wo die politischen und nationalen Standpunkte aller Mitgliedstaaten aufeinander treffen und erörtert werden. Somit wird das Parlament auf natürliche Weise zum Ausgangspunkt für viele politische Initiativen. 

Die Parlamentsdebatten werden dominiert von den Fraktionen. Die größten sind:

· die Fraktion der Europäischen Volkspartei (Christdemokraten) und der Europäischen Demokraten (PPE-DE); 

· die Fraktion der Sozialdemokratischen Partei Europas (PSE). 


Das Parlament spielte eine wichtige Rolle bei der Erarbeitung der im Dezember 2000 verkündeten Charta der Grundrechte und bei der Gestaltung des Europäischen Konvents nach dem Europäischen Rat von Laeken im Dezember 2001.

Zentrale Aufgabe des Parlaments ist angesichts der nur beschränkten Rolle in der Gesetzgebung die demokratische Kontrolle über die Union. Das EP ist befugt, die Kommission durch Verabschiedung eines Misstrauensvotums zum Rücktritt zu zwingen. Hierzu ist eine Zwei-Drittel-Mehrheit erforderlich. Das EP kontrolliert, ob die EU-Politik ordentlich verwaltet und durchgeführt wird. Beispielsweise durch Überprüfung der Berichte des Rechnungshofes und durch mündliche und schriftliche Anfragen an die Kommission und den Rat. Der aktuelle Präsident des Europäischen Rates berichtet dem Parlament ebenfalls über die Entscheidungen der Staats- und Regierungschefs der EU.


c) Kommission 

Bis zum 1. Mai 2004 hatte sie 20 Mitglieder (je zwei aus Frankreich, Deutschland, Italien, Spanien und dem Vereinigten Königreich, je eines aus den anderen Ländern), die im Einvernehmen zwischen den Mitgliedstaaten vorbehaltlich der Genehmigung des Parlaments für eine Zeitraum von 5 Jahren ernannt werden. Beim EU-Beitritt der 10 neuen Mitgliedstaaten am 1. Mai 2004 stieg auch die Zahl der Kommissare um 10. Ab 1. November 2004 wird die neue Kommission nur noch 25 Kommissare - und damit einen pro Land – umfassen. Das gilt weiterhin bis zu dem Zeitpunkt, zu dem die EU 28 Mitglieder hat. Dann wird die Zahl der Mitglieder kleiner als die der Mitgliedstaaten sein; ihre genaue Zahl wird dann vom Rat festgelegt werden. 
Die Kommission handelt in völliger politischer Unabhängigkeit. Ihre Aufgabe ist es, die Interessen der EU insgesamt zu verfolgen, und deshalb darf sie keine Anweisungen von den Regierungen der Mitgliedstaaten entgegennehmen. Als Hüterin der Verträge hat sie sicherzustellen, dass die Rechtsvorschriften, die vom Rat und Parlament verabschiedet werden, umgesetzt werden. Ist dies nicht der Fall, kann die Kommission die vertragsverletzende Partei vor dem Gerichtshof verklagen und dafür sorgen, dass sie das EU-Recht einhält.
Die Kommission ist auch das einzige Organ, das neue Rechtsvorschriften der EG vorschlagen kann, und sie kann jederzeit tätig werden, um eine Einigung innerhalb des Rates und zwischen Rat und Parlament herbeizuführen.
Als Exekutive der EG führt die Kommission die Ratsentscheidungen, beispielsweise in Zusammenhang mit der gemeinsamen Agrarpolitik aus. Die Kommission ist weitestgehend verantwortlich für die gemeinsamen Politiken der EU wie Forschung, Entwicklungshilfe, Regionalpolitik usw. und verwaltet auch den Haushalt für diese Politiken.
Die Kommission ist gegenüber dem Parlament verantwortlich und sie muss insgesamt zurücktreten, wenn das Parlament ihr das Misstrauen ausspricht. Ein derartiger Misstrauensantrag führte zum kollektiven Rücktritt der Kommission von Präsident Jacques Santer am 16. März 1999.
Unterstützt wird die Kommission von Beamten, die in 36 Generaldirektionen (GDs) und Dienststellen im wesentlichen in Brüssel und Luxemburg arbeiten. Anders als die Sekretariate herkömmlicher internationaler Organisationen verfügt die Kommission über ihre eigenen finanziellen Mittel und kann somit relativ unabhängig handeln.

d) EuGH

Der Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften, mit Sitz in Luxemburg, besteht aus jeweils einem Richter aus jedem EU-Mitgliedstaat, denen acht Generalanwälte zur Seite stehen. Sie werden im Einvernehmen der Mitgliedstaaten für eine Amtszeit von sechs Jahren ernannt. Danach können sie für eine oder zwei weitere Amtszeiten von drei Jahren erneut ernannt werden. Auf ihre Unparteilichkeit muss Verlass sein.
Aufgabe des Gerichtshofes ist es darüber zu wachen, dass das EU-Recht eingehalten wird und die Verträge korrekt ausgelegt und angewendet werden.
Der Gerichtshof kann feststellen, dass ein Mitgliedstaat gegen seine Verpflichtungen aufgrund der Verträge verstoßen hat. Er kann überprüfen, ob die EU-Gesetze ordentlich angewendet werden und dem Europäischen Parlament, dem Rat und der Kommission vorschriftswidriges Handeln nachweisen.
Der Gerichtshof ist auch das einzige Organ, das auf Antrag der nationalen Gerichte über die Auslegung der Verträge und die Gültigkeit und Auslegung des EU-Rechts entscheiden kann, sog. Vorabentscheidungsersuchen. Wenn ein Gericht in einem Mitgliedstaat mit einer derartigen Frage befasst wird, kann und manchmal muss dieses Gericht den Gerichtshof um eine Vorabentscheidung nach Art. 234 bitten (näher zu den Zuständigkeiten des EuGH unten).
Dieses System gewährleistet, dass das EU-Recht in der gesamten Europäischen Union auf die gleiche Art und Weise ausgelegt und angewendet wird.
Die Verträge erlauben dem Gerichtshof ausdrücklich die Überprüfung, ob das EU-Recht die Grundrechte der EU-Bürger wahrt und über Fragen der persönlichen Freiheit und Sicherheit zu entscheiden.
Das 1989 gegründete Gericht erster Instanz, dem jeweils ein Richter aus jedem EU-Mitgliedstaat angehört, ist zuständig für Klagen von Unternehmen oder Privatpersonen gegen EU-Organe, sowie Streitigkeiten zwischen den Organen und ihren Mitarbeitern.

e) Rechnungshof

Dem 1977 gegründeten Rechnungshof gehört jeweils ein Mitglied aus jedem Mitgliedstaat an, das für eine Amtszeit von sechs Jahren im Einvernehmen zwischen den Mitgliedstaaten nach Anhörung des Europäischen Parlamentes ernannt wird. Der Rechnungshof überprüft die Rechtmäßigkeit und Regelmäßigkeit der Einnahmen und Ausgaben sowie die ordnungsgemäße Verwaltung des EU-Haushalts. Er ist befugt, die Bücher aller Organisationen, die EU-Mittel verwalten zu prüfen und gegebenenfalls den Gerichtshof anzurufen.

2. Institutionelles Gleichgewicht als Form der Gewaltenteilung

Gewaltenteilung in der Europäischen Gemeinschaft
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Wahrung des institutionellen Gleichgewichts durch die Ausbalancierung der verschiedenen Zuständigkeiten und Kompetenzen der Organe. Mittel dazu ist die interinstitutionelle Vereinbarung zwischen verschiedenen EG-Organen.

Organrespekt/Organtreue gilt als Ausfluß des Art. 10 EGV auch zwischen den EG-Organen:

Vgl. die von der Konferenz von Nizza angenommene Erklärung Nr. 3 zu Art. 10 EGV:

„Die Konferenz erinnert daran, dass die Verpflichtung zur loyalen Zusammenarbeit, die sich aus Art. 10 EGV ergibt und den Beziehungen zwischen den MS und den Gemeinschaftsorganen zugrunde liegt, auch für die Beziehungen zwischen den Organen selbst gilt. Was die Beziehungen zwischen den Organen anbelangt, so können das EP, der Rat und die Kommission interinstitutionelle Vereinbarungen schließen, wenn es sich im Rahmen dieser Verpflichtung zur loyalen Zusammenarbeit als notwendig erweist, die Anwendung der Bestimmungen des EGV zu erleichtern. Diese Vereinbarungen dürfen die Vertragsbestimmungen weder ändern noch ergänzen und dürfen nur mit Zustimmung dieser drei Organe geschlossen werden.“

Institutionelles Gleichgewicht gebietet Abweichung vom Prinzip der begrenzten Einzelermächtigung



EuGH, Rs. 70/88, Slg. 1990, I-2041 – Tschernobyl

Sachverhalt: Das EP klagt nach Art. 173 EWGV (nunmehr in geänderter Fassung Art. 230 EGV) auf Nichtigerklärung einer VO des Rats, die auf die falsche Rechtsgrundlage gestützt sei. Dadurch seien die Beteiligungsrechte verkürzt worden, da das EP nach der gewählten Rechtsgrundlage nur anzuhören war, nach der richtigen Rechtsgrundlage des Art. 100a EWGV aber das Verfahren der Zusammenarbeit mit dem EP. Eine Nichtigkeitsklage durch das EP war in Art. 173 EWGV aber nicht vorgesehen. War die Klage dennoch zulässig?

EuGH 20 Folglich genügt das Vorhandensein dieser verschiedenen Rechtsbehelfe nicht, um die gerichtliche Überprüfung einer Handlung des Rates oder der Kommission, die die Befugnisse des Parlaments missachtet, unter allen Umständen mit Gewißheit zu gewährleisten. 
21 Diese Befugnisse sind jedoch Bestandteil des von den Verträgen gewollten institutionellen Gleichgewichts. Die Verträge haben nämlich ein System der Zuständigkeitsverteilung zwischen den verschiedenen Organen der Gemeinschaft geschaffen, das jedem Organ seinen eigenen Auftrag innerhalb des institutionellen Gefüges der Gemeinschaft und bei der Erfüllung der dieser übertragenen Aufgaben zuweist. 
22 Die Wahrung des institutionellen Gleichgewichts gebietet es, daß jedes Organ seine Befugnisse unter Beachtung der Befugnisse der anderen Organe ausübt . Sie verlangt auch, daß eventülle Verstösse gegen diesen Grundsatz geahndet werden können. 
23 Dem Gerichtshof obliegt es nach den Verträgen, über die Wahrung des Rechts bei deren Auslegung und Anwendung zu wachen. Er muß daher in der Lage sein, die Aufrechterhaltung des institutionellen Gleichgewichts und folglich die richterliche Kontrolle der Beachtung der Befugnisse des Parlaments, wenn dieses ihn zu diesem Zweck anruft, durch einen Rechtsbehelf sicherzustellen, der ihm die Erfüllung seiner Aufgabe ermöglicht. 
24 Bei der Erfüllung dieser Aufgabe darf der Gerichtshof das Parlament zwar nicht zu den Organen rechnen, die eine Klage nach Artikel 173 EWG-Vertrag (jetzt 230 EGV) erheben können, ohne ein Rechtsschutzinteresse dartun zu müssen. 
25 Es obliegt ihm jedoch, die volle Anwendung der Vertragsbestimmungen über das institutionelle Gleichgewicht sicherzustellen und dafür zu sorgen, daß das Parlament - wie die anderen Organe - nicht in seinen Befugnissen beeinträchtigt werden kann, ohne über eine der in den Verträgen vorgesehenen Klagemöglichkeiten zu verfügen, von der in gesicherter und wirksamer Weise Gebrauch gemacht werden kann. 
26 Das Fehlen einer Bestimmung in den Verträgen, die das Recht des Parlaments zur Erhebung einer Nichtigkeitsklage vorsieht, mag eine verfahrensrechtliche Lücke darstellen, es kann jedoch nicht schwerer wiegen als das grundlegende Interesse an der Aufrechterhaltung und Wahrung des von den Verträgen zur Gründung der Europäischen Gemeinschaften festgelegten institutionellen Gleichgewichts. 
27 Folglich kann das Parlament beim Gerichtshof eine Klage auf Nichtigerklärung einer Handlung des Rates oder der Kommission erheben, sofern diese Klage lediglich auf den Schutz seiner Befugnisse gerichtet ist und nur auf Klagegründe gestützt wird, mit denen die Verletzung dieser Befugnisse geltend gemacht wird. Unter diesem Vorbehalt unterliegt die Nichtigkeitsklage des Parlaments den Regeln, die die Verträge für die Nichtigkeitsklage der anderen Organe vorsehen. 
28 Zu den Befugnissen des Parlaments gehört in den durch die Verträge vorgesehenen Fällen seine Beteiligung am Prozeß der Ausarbeitung normativer Handlungen und insbesondere seine Beteiligung an dem im EWG-Vertrag vorgesehenen Verfahren der Zusammenarbeit. 
29 Im vorliegenden Fall macht das Parlament geltend, die angefochtene Verordnung sei auf Artikel 31 EAGV gestützt, der nur die Anhörung des Parlaments vorsehe, während sie auf Artikel 100 a EWG-Vertrag hätte gestützt werden müssen, der die Durchführung des Verfahrens der Zusammenarbeit mit dem Parlament vorschreibe . 
30 Daraus zieht das Parlament den Schluß, daß die Wahl der Rechtsgrundlage der angefochtenen Verordnung durch den Rat zu einer Missachtung seiner Befugnisse geführt habe, indem sie ihm die im Verfahren der Zusammenarbeit gebotene Möglichkeit genommen habe, sich intensiver und aktiver als im Rahmen des Anhörungsverfahrens an der Ausarbeitung der Verordnung zu beteiligen. 
31 Da das Parlament somit eine Beeinträchtigung seiner Befugnisse infolge der Wahl der Rechtsgrundlage der angefochtenen Handlung geltend macht, ergibt sich aus dem Vorstehenden, daß die Klage zulässig ist. Die vom Rat erhobene Einrede der Unzulässigkeit ist daher zurückzuweisen, und das Verfahren ist zur Hauptsache fortzusetzen. 

( (im EWGV nicht vorgesehenes) Klagerecht des EP zur Wahrung seiner Rechte gegenüber den anderen Organen

Infolge dieser Entscheidung wurde die Stellung des EP vor dem EuGH zunehmend ausgebaut: Art. 230 III (in der Fassung des Amsterdamer Vertrags) übernahm diese Rechtsprechung des EuGH. In der Fassung des Art. 230 EGV nach  Nizza ist das EP bezüglich seiner Klagerechte mit Rat und Kommission gleichgestellt. 

EuGH, Rs. C-233/02, Urteil vom 23.3.2004 - TEP

Sachverhalt: Im Mai 1998 verabschiedeten die EG und die USA eine Erklärung über Transatlantische Wirtschaftliche Partnerschaft (TEP), in der sie bekräftigten, ihre Bemühungen auf die Beseitigung der Hemmnisse konzentrieren zu wollen, von denen erhebliche Beschränkungen für den Handel ausgehen. Es geht dabei insbesondere um die Aufhebung von Vorschriften, die die Marktzugangsbedingungen für Waren und Dienstleistungen behindern. Aus einer Fußnote ergibt sich, dass dieser Erklärung „kein Verhandlungsmandat der EU“ zu entnehmen sei. Am 9.11.1998 stimmte der Rat dann einem Aktionsplan für die TEP zu. Bezüglich technischer Hemmnisse für den Warenhandel sieht der Plan die Ermittlung und Anwendung gemeinsam aufgestellter allgemeiner Leitlinien für eine wirksame Zusammenarbeit im Bereich der Gesetzgebung vor. Die Leitlinien sollen den Zugang zu den Gesetzgebungsverfahren der anderen Seite im Hinblick auf Transparenz und Beteiligung der Öffentlichkeit, einschließlich der Möglichkeit einer echten Mitwirkung aller interessierten Parteien an diesen Verfahren und einer Berücksichtigung ihrer Standpunkte vorsehen.

Im Juli 1999 begannen die Kommission und die US-Regierung mit Verhandlungen über Leitlinien. Die Kommission wies dabei wiederholt darauf hin, dass derartige Leitlinien keine völkerrechtlich bindende Verpflichtung schaffen könnten. Im Februar 2002 wurden die Verhandlungen über Leitlinien für die Zusammenarbeit in Regelungsfragen und die Transparenz abgeschlossen. Die Leitlinien nennen als Ziel die Verbesserung der Zusammenarbeit der legislativen Stellen und gesteigerte Transparenz für die Öffentlichkeit. Die Vorbereitung und Ausarbeitung von Gesetzesentwürfen soll verbessert, die Qualität der technischen Vorschriften angehoben und die Divergenzen zwischen den Gesetzgebungen durch verstärkten Dialog vermindert werden.

Inhaltlich sehen die Leitlinien Maßnahmen im Bereich der Zusammenarbeit zwischen den legislativen Stellen vor, vor allem den Austausch von Informationen und gegenseitige Konsultationen. Ferner sind detaillierte Maßnahmen zur Unterrichtung der Öffentlichkeit über Gesetzesvorhaben vorgesehen. Die zuständigen Stellen haben insbesondere Informationen über laufende und künftige Gesetzesinitiativen zur Verfügung zu stellen, der Öffentlichkeit die Möglichkeit einzuräumen, hierzu rechtzeitig Stellung zu nehmen, die eingegangenen Anmerkungen in Betracht zu ziehen und Auskunft zu geben, wie die Anmerkungen berücksichtigt worden sind.

Die Leitlinien enthalten den ausdrücklichen Hinweis, dass sie auf freiwilliger Basis angewendet werden. Die zu ergreifenden Maßnahmen zur Zusammenarbeit sind mit dem Verb „sollen“/“should“ gekennzeichnet. Der Text der Leitlinien wurde nicht unterschrieben. Vielmehr wurde das Einvernehmen durch Erklärungen der jeweiligen mit den Verhandlungen beauftragten Dienststellen hergestellt. Die Kommission nahm die Leitlinien am 9.4.2002 zur Kenntnis.

Frankreich hält die Leitlinien für dennoch verbindliche völkerrechtliche Verträge und beantragt am 6.6.2002 beim EuGH deren Nichtigerklärung. Denn für verbindliche Abkommen sei die Kommission nicht zuständig. Außerdem verletze die Kommission dadurch den EGV, weil sie ihr Initiativrecht nach dem EGV dadurch binde. Die Richtlinie 1234/02 des Rates über die Veröffentlichung von Dokumenten und Transparenz im Rechtsetzungsverfahren sei auch verletzt.

Die Kommission ist dagegen der Ansicht, dass die Leitlinien nicht bindende Absichtserklärungen seien. Schließlich seien sie nicht unterschrieben worden und von der Kommission als Kollegialorgan nicht ausdrücklich gebilligt worden. Außerdem enthielten die Leitlinien keine Regeln zur Streitschlichtung.

Die Erfolgsaussichten der Klage Frankreichs sind zu prüfen. 

Lösung

A. Zulässigkeit der Klage 

I. Zuständigkeit des EuGH/Verfahrensart

Klageziel: Nichtigerklärung einer Handlung eines Organs ( 230 EGV, Nichtigkeitsklage

Zuständig ist hier nicht das EuG

II. Aktiv- und Passivlegitimation

Art. 230 II EGV

Passivlegitimation liegt bei dem Organ, dessen Handlung angegriffen wird

III. Klagegegenstand

„Handlung“, außer Stellungnahme oder Empfehlung

hier: Zustimmung der Kommission zu den Leitlinien, wohl nicht die Leitlinien als solche


zwar hier nur „Kenntnisnahme“, keine formale Zustimmung, doch Aushandlung der Leitlinien durch Kommissionsdienststellen; daher Aushandlung der KOM zurechenbar

Zustimmung/Aushandlung der KOM als „Handlung“?

Handlungen sind Rechtshandlungen, die eine Rechtswirkung herbeiführen sollen (vgl. den Ausschluss von Empfehlungen/Stellungnahmen)

Problem: Leitlinien als verbindlicher völkerrechtlicher Vertrag oder als bloß unverbindliche Absichtserklärung?

Abgrenzung Vertrag von Absichtserklärung nach allg VöR: WVRK als Gewohnheitsrecht (gilt nicht zwischen USA und EG; regelt nur Verträge zwischen Staaten)


Verbindlichkeit nach Inhalt und Umstände; Form unerheblich

Auslegung nach Art. 31 WVRK: objektiv nach Wortlaut, Zusammenhang, Gegenstand und Zweck (EuGH Tz. 42 aber: Wille der Parteien sei entscheidend; das ist so zw)

Wortlaut: vage, insbesondere Hinweis auf freiwillige Anwendung

Zusammenhang: Systematik: keine Bestimmungen über Inkrafttreten (zweifelhaft)

Offenheit über Streitbeilegung ist unerheblich

Fehlende Unterzeichnung unerheblich, da Art .11 WVRK andere Vertragsschlussformen erlaubt

Unerheblich auch bloße Kenntnisnahme durch KOM (Art. 27, 46 WVRK)

( Leitlinien sind unverbindlich, daher kann die Zustimmung 

durch die KOM auch keine „Handlung“ sein


( Klage daher bereits unzulässig (vom EuGH offen gelassen)

Hilfsweise:

IV. Klagegrund

Fehlende Zuständigkeit, d.h. fehlende Kompetenz der Kommission

Verletzung des EGV

V. Klagefrist

230 V

B. Begründetheit

I. Formelle Rechtmäßigkeit der Handlung

1. Kompetenz der Kommission?

a) Verbandskompetenz der EG überhaupt?

Art. 131, 133 EGV

b) Organkompetenz der Kommission?

Art. 300, 133 III EGV: Kompetenz zum Abschluss völkerrechtlicher Verträge liegt bei Rat; Kommission handelt nur aus

Hier aber unverbindliche Rechtshandlung ( Unverbindliches von Art. 300 EGV nicht erfaßt

Problem: ist Rat ausschließlich zuständig auch für Nichtverbindliches? Vom EuGH offen gelassen, da nicht von Frankreich gerügt (Tz. 39) [EuGh beruft sich auf ne ultra petita: den Klagegegenstand darf EuGH nicht erweitern; zw, denn es geht nicht um Klagegegenstand]

EuGH aber: dieses „Urteil [kann] nicht so ausgelegt werden, als folge es dem Vorbringen der Kommission, wonach der Umstand, dass einem Akt wie den Leitlinien die bindende Wirkung fehle, ausreiche, diesem Organ die Zuständigkeit zu seiner Billigung zu verleihen. Da es sich im vorliegenden Fall um einen Akt handelt, mit dem die Gefahr von Spannungen verringert werden soll, die mit dem Vorhandensein technischer Hemmnisse für den Warenhandel verknüpft sind, müssen für die Festlegung der Bedingungen, unter denen die Billigung eines solchen Aktes erfolgen kann, die Zuständigkeitsverteilung und das institutionelle Gleichgewicht, die durch den Vertrag auf dem Gebiet des gemeinsamen Handelspolitik festgelegt worden sind, angemessen berücksichtigt werden.“

2. im übrigen keine formellen Probleme

II. Materielle Rechtmäßigkeit

1. Verletzung des Sekundärrechts über Transparenz der Rechtsetzung

Bindung auch der Kommission an Sekundärrecht

Hier keine Verletzung gegeben, da unverbindlich; ferner stünde evtl völkerrechtliche Verpflichtung der EG über Sekundärrecht, Art. 300 VII EGV

2. Verletzung des Initiativrechts der Kommission 

(zB Art. 37 II UAbs. 3, 49 II, 251 II UAbs. 2, 252 lit. a) EGV)

Beeinträchtigung der freien Ausübung des ausschließlichen Vorschlagsrechts infolge Selbstbindung der KOM?

Aber: Leitlinien sind unverbindlich; ferner umfasst das Initiativrecht die Möglichkeit zu vorheriger Konsultation und Information; Leitlinien eröffnen Wege dazu.

( Ergebnis: die Kompetenz der KOM zu unverbindlichen Akten ist zweifelhaft; im übrigen sind die Leitlinien aber rechtmäßig und die Klage daher unbegründet

EuGH, Urteil vom 13.7.2004, Rs. C-27/04 – Stabilitäts- und Wachstumspakt

Sachverhalt

Im November 2002 wurde gegen die Bundesrepublik Deutschland ein Defizitverfahren eingeleitet. Mit der Entscheidung 2003/89/EG vom 21.1.2003 über das Bestehen eines übermäßigen Defizits in Deutschland – Anwendung von Artikel 104 VI EGV (ABl. L 34, S. 16) stellte der Rat auf Empfehlung der Kommission fest, dass in diesem Mitgliedstaat ein übermäßiges Defizit bestehe. Gemäß den Artikeln 104 VII EGV und 3 IV Verordnung Nr. 1467/97 empfahl er der deutschen Regierung, dieses Defizit durch verschiedene Maßnahmen so schnell wie möglich zu beenden. Er setzte eine Frist bis 21.5.2003, um die empfohlenen Maßnahmen zu treffen. Da die von der Bundesrepublik Deutschland getroffenen Maßnahmen zu diesem Zeitpunkt als wirksam angesehen wurden, wurde das Defizitverfahren implizit ausgesetzt. 

Im April 2003 wurde gegen die Französische Republik ein Defizitverfahren eingeleitet. Mit der Entscheidung 2003/487/EG vom 3.6.2003 (ABl. L 165, S. 29) stellte der Rat auf Empfehlung der Kommission fest, dass in diesem Mitgliedstaat ein übermäßiges Defizit bestehe. Gemäß den Artikeln 104 VII EGV und 3 IV Verordnung Nr. 1467/97 empfahl er der französischen Regierung, diesem Defizit durch verschiedene Maßnahmen so schnell wie möglich, spätestens aber bis zum Haushaltsjahr 2004, ein Ende zu setzen. Er setzte eine Frist bis 3.10.2003, um zweckdienliche Maßnahmen zu treffen. 

Am 8. 10. 2003 richtete die Kommission an den Rat eine Empfehlung für eine auf Artikel 104 VIII EGV gestützte Entscheidung, mit der festgestellt wird, dass auf die Empfehlung des Rates nach Artikel 104 VII EGV hin von der Französischen Republik keine wirksamen Maßnahmen getroffen wurden. Am 21.10.2003 empfahl die Kommission dem Rat, gemäß Artikel 104 IX EGV zu beschließen, die Französische Republik mit der Maßgabe in Verzug zu setzen, Maßnahmen zum Abbau ihres Defizits zu treffen. Sie empfahl ihm, diesen Mitgliedstaat insbesondere mit der Maßgabe in Verzug zu setzen, dem übermäßigen Defizit bis spätestens 2005 ein Ende zu setzen und 2004 eine Reduzierung seines konjunkturbereinigten Haushaltsdefizits um 1 % seines Bruttoinlandsprodukts (im Folgenden: BIP) zu erreichen. In Bezug auf die Bundesrepublik Deutschland vertrat die Kommission die Auffassung, dass die aufgrund der Empfehlung des Rates nach Artikel 104 VII EGV getroffenen Maßnahmen ungeeignet seien. Am 18.11.2003 richtete sie deshalb an den Rat eine Empfehlung für eine auf Artikel 104 VIII EGV gestützte Entscheidung, mit der festgestellt wird, dass sich die von der Bundesrepublik Deutschland getroffenen Maßnahmen als unangemessen erwiesen hätten, um dem übermäßigen Defizit abzuhelfen. Ferner empfahl sie dem Rat, gemäß Artikel 104 IX EGV zu beschließen, die Bundesrepublik Deutschland mit der Maßgabe in Verzug zu setzen, Maßnahmen zum Abbau ihres Defizits zu treffen. Sie empfahl ihm, diesen Mitgliedstaat insbesondere mit der Maßgabe in Verzug zu setzen, dem übermäßigen Defizit bis spätestens 2005 ein Ende zu setzen und 2004 eine Verbesserung seines konjunkturbereinigten Haushaltssaldos um 0,8 % seines BIP zu erreichen. 

Auf seiner Tagung vom 25. November 2003 stimmte der Rat (ECOFIN) über die von der Kommission vorgelegten Empfehlungen für Entscheidungen des Rates nach Artikel 104 VIII EGV in Bezug auf die Französische Republik und die Bundesrepublik Deutschland ab. Da die erforderliche Mehrheit nicht erreicht wurde, wurden die Entscheidungen nicht angenommen. Der Rat stimmte ferner über die von der Kommission vorgelegten Empfehlungen für Entscheidungen des Rates nach Artikel 104 IX EGV in Bezug auf die genannten Mitgliedstaaten ab. Gemäß den Artikeln 104 Absatz 13 EG und 122 Absätze 3 und 5 EG nahmen an diesen beiden Abstimmungen nur die Mitgliedstaaten, die die einheitliche Währung eingeführt haben, mit Ausnahme des betroffenen Mitgliedstaats teil. Da die erforderliche Mehrheit nicht erreicht wurde, wurden die Entscheidungen ebenfalls nicht angenommen. 

Am selben Tag nahm der Rat unter Anwendung der Abstimmungsregeln für Entscheidungen nach Artikel 104 IX EGV in Bezug auf jeden der beiden betroffenen Mitgliedstaaten im Wesentlichen übereinstimmende Schlussfolgerungen an. 

In Nummer 2 der Schlussfolgerungen nimmt er zur Kenntnis, dass der betroffene Mitgliedstaat im Anschluss an die nach Artikel 104 Absatz 7 EG an ihn gerichtete Empfehlung mehrere Maßnahmen getroffen habe. In Nummer 3 „begrüßt [er], dass [der betroffene Mitgliedstaat] sich öffentlich verpflichtet hat, alle notwendigen Maßnahmen umzusetzen, um zu gewährleisten, dass das Defizit … spätestens 2005 unter 3 % des BIP liegen wird“. 

In Nummer 4 gibt der Rat dem betroffenen Mitgliedstaat Empfehlungen „im Lichte der Empfehlung der Kommission und der von [dem betroffenen Mitgliedstaat] übernommenen Verpflichtungen“. Die Empfehlungen betreffen u. a. die Verringerung des Defizits in den Jahren 2004 und 2005 sowie die Fortsetzung der Bemühungen um eine Haushaltskonsolidierung nach 2005. Der Rat empfiehlt zudem, „dem derzeitigen übermäßigen Defizit so schnell wie möglich, spätestens aber bis 2005 ein Ende zu setzen“. Diese Empfehlungen des Rats unterscheiden sich von den zuvor nach Art. 104 VII EGV im 1. Halbjahr 2003 abgegebenen Empfehlungen. Die Nummern 5 und 6 lauten: 

„5. Der Rat hat im Lichte der vorerwähnten Empfehlungen und der von [dem betroffenen Mitgliedstaat] übernommenen Verpflichtungen beschlossen, zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht auf der Grundlage der Empfehlung der Kommission für eine Entscheidung des Rates nach Artikel 104 Absatz 9 tätig zu werden. 

6. Der Rat kommt überein, das Verfahren bei einem übermäßigen Defizit hinsichtlich [des betroffenen Mitgliedstaats] vorerst auszusetzen. Der Rat hält sich bereit, auf der Grundlage der Empfehlung der Kommission eine Entscheidung nach Artikel 104 Absatz 9 zu treffen, falls [der betroffene Mitgliedstaat] nicht gemäß den in diesen Schlussfolgerungen dargelegten Verpflichtungen handeln sollte, was aus der Bewertung aufgrund von Nummer 7 hervorgehen würde.“ 

In Nummer 7 ersucht der Rat den betroffenen Mitgliedstaat um die Vorlage von Berichten, ohne einen konkreten Zeitplan aufzustellen, und befürwortet eine Bewertung der von diesem Staat erzielten Fortschritte durch den Rat und die Kommission. 

Die Kommission beantragt, die Schlussfolgerungen des Rates in Bezug auf jeden der beiden betroffenen Mitgliedstaaten für nichtig zu erklären, soweit sie die Aussetzung des Defizitverfahrens, den Rückgriff auf ein im Vertrag nicht vorgesehenes Rechtsinstrument und die Änderung der vom Rat nach Artikel 104 Absatz 7 EGV beschlossenen Empfehlungen umfassen. 

EuGH

„Zur Zulässigkeit

49 Schließlich ist festzustellen, dass der Rat mit dieser Vorgehensweise auch die zuvor nach Artikel 104 Absatz 7 EG angenommenen Empfehlungen inhaltlich ändert, indem er insbesondere in seinen Schlussfolgerungen die Frist für die Verringerung des öffentlichen Defizits auf unter 3 % des BIP verlängert und damit das Ausmaß der geforderten Sanierungsmaßnahmen ändert. 

50 Somit zielen die Schlussfolgerungen des Rates zumindest insofern auf die Entfaltung von Rechtswirkungen ab, als die laufenden Defizitverfahren ausgesetzt und die zuvor vom Rat nach Artikel 104 Absatz 7 EG angenommenen Empfehlungen inhaltlich geändert werden. 

51 Folglich ist die Klage zulässig, soweit sie sich gegen diese Schlussfolgerungen richtet. 

Zur Begründetheit

…

65 Es ist darauf hinzuweisen, dass die Kommission ungeachtet des Wortlauts ihrer Klageschrift in der Sache die Nichtigerklärung der Schlussfolgerungen des Rates nur insoweit beantragt, als sie die Entscheidung enthalten, das Defizitverfahren auszusetzen, und eine Entscheidung, mit der die zuvor an den betroffenen Mitgliedstaat gerichteten Empfehlungen geändert werden.  …

76 Wie die Kommission hervorgehoben hat, liegt die Verantwortung für die Wahrung der Haushaltsdisziplin durch die Mitgliedstaaten im Wesentlichen beim Rat. 

77 Das Defizitverfahren ist ein mehrstufiges Verfahren, das zur Verhängung von Sanktionen gemäß Artikel 104 Absatz 11 EG führen kann. 

78 Artikel 104 EG regelt die Einzelheiten des Verfahrensablaufs auf jeder Stufe sowie die Rolle und die Befugnisse der einzelnen Gemeinschaftsorgane. Die einstimmig auf der Grundlage von Artikel 104 Absatz 14 Unterabsatz 2 EG erlassene Verordnung Nr. 1467/97 legt einen strikten Rahmen von Fristen fest, die beim Ablauf des Defizitverfahrens einzuhalten sind, damit, wie es in ihrer zwölften Begründungserwägung heißt, dessen zügige und wirksame Anwendung gewährleistet ist. Sie sieht in Artikel 9 das Ruhen des Defizitverfahrens vor, wenn der betroffene Mitgliedstaat gemäß den Empfehlungen nach Artikel 104 Absatz 7 EG oder aufgrund einer Inverzugsetzung nach Artikel 104 Absatz 9 EG tätig wird. Ferner sieht sie in Artikel 10 eine Überwachung der Durchführung der Maßnahmen vor, die der betroffene Mitgliedstaat ergreift. 

79 Jeder Verfahrensstufe, auf der es zu einer Befassung des Rates kommt, entspricht ein Rechtsakt, den die Kommission dem Rat zur Annahme empfiehlt. Jede Stufe setzt voraus, dass der Rat prüft, ob der Mitgliedstaat die ihm nach Artikel 104 EG obliegenden Verpflichtungen und insbesondere die Verpflichtungen aufgrund der zuvor vom Rat angenommenen Empfehlungen und Entscheidungen erfüllt hat. 

80 Wie die Kommission einräumt, verfügt der Rat über ein Ermessen. Da er mit Empfehlungen der Kommission und nicht mit Vorschlägen im Sinne von Artikel 250 EG befasst wird, kann er, insbesondere aufgrund einer abweichenden Beurteilung der einschlägigen Wirtschaftsdaten, der zu treffenden Maßnahmen und des von dem betroffenen Mitgliedstaat einzuhaltenden Zeitplans, den von der Kommission empfohlenen Rechtsakt mit der für dessen Annahme erforderlichen Mehrheit ändern. 

81 Aus dem Wortlaut und der Systematik der durch den Vertrag geschaffenen Regelung ergibt sich jedoch, dass sich der Rat nicht von den Vorschriften in Artikel 104 EG und denjenigen, die er sich in der Verordnung Nr. 1467/97 selbst gesetzt hat, lösen darf. Somit kann er nicht auf ein alternatives Verfahren zurückgreifen, um z. B. einen anderen Rechtsakt als eben die auf einer bestimmten Stufe vorgesehene Entscheidung anzunehmen oder einen Rechtsakt unter anderen als den nach den anwendbaren Bestimmungen geltenden Voraussetzungen zu erlassen. 

82 Im Licht dieser Feststellung ist zu prüfen, ob die Schlussfolgerungen des Rates für nichtig zu erklären sind, soweit sie die Entscheidung enthalten, das Defizitverfahren auszusetzen, und eine Entscheidung, mit der die zuvor vom Rat nach Artikel 104 Absatz 7 EG angenommenen Empfehlungen geändert werden. 

Ruhen des Defizitverfahrens 

83 In der siebzehnten Begründungserwägung der Verordnung Nr. 1467/97 heißt es, dass das Defizitverfahren ruhen sollte, wenn der betroffene Mitgliedstaat geeignete Maßnahmen aufgrund einer Empfehlung nach Artikel 104 Absatz 7 EG oder einer Inverzugsetzung nach Artikel 104 Absatz 9 EG ergreift, damit die Mitgliedstaaten einen Anreiz erhalten, entsprechend zu handeln. 

84 Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung Nr. 1467/97 bestimmt, dass das Defizitverfahren ruht, wenn der Mitgliedstaat gemäß einer Empfehlung oder aufgrund einer Inverzugsetzung des Rates tätig wird. 

85 Weder Artikel 104 EG noch die Verordnung Nr. 1467/97 sieht vor, dass in anderen Fällen ein Ruhen des Verfahrens beschlossen werden kann. 

86 Nach dem Vorbringen des Rates kann sich ein tatsächliches Ruhen aus dem Umstand ergeben, dass der mit einer Empfehlung der Kommission befasste Rat nicht zur Annahme einer Entscheidung gelangt, weil die erforderliche Mehrheit nicht zustande kommt. 

87 Im vorliegenden Fall heißt es in den angefochtenen Schlussfolgerungen jedoch ausdrücklich, dass der Rat „überein[kommt], das Verfahren bei einem übermäßigen Defizit hinsichtlich [des betroffenen Mitgliedstaats] … auszusetzen“, und dass er „sich bereit[hält], auf der Grundlage der Empfehlung der Kommission eine Entscheidung nach Artikel 104 Absatz 9 zu treffen, falls [der betroffene Mitgliedstaat] nicht gemäß den in diesen Schlussfolgerungen dargelegten Verpflichtungen handeln sollte“. 

88 Mit diesen Äußerungen beschränkt sich der Rat nicht auf die Feststellung eines tatsächlichen Ruhens des Defizitverfahrens, das sich aus dem Unvermögen ergibt, eine von der Kommission empfohlene Entscheidung anzunehmen, wobei diesem Unvermögen jederzeit abgeholfen werden könnte. Soweit die Schlussfolgerungen des Rates die Aussetzung unter den Vorbehalt stellen, dass der betroffene Mitgliedstaat seine Verpflichtungen einhält, schränken sie die Befugnis des Rates ein, den Mitgliedstaat nach Artikel 104 Absatz 9 EG auf der Grundlage der früheren Empfehlung der Kommission in Verzug zu setzen, solange die Verpflichtungen als eingehalten angesehen werden. Damit sehen sie zudem vor, dass die Beurteilung, die der Rat im Hinblick auf eine Entscheidung über die Inverzugsetzung, d. h. auf die Fortsetzung des Defizitverfahrens vornimmt, als Bezugsparameter nicht mehr den Inhalt der bereits nach Artikel 104 Absatz 7 EG an den betroffenen Mitgliedstaat gerichteten Empfehlungen, sondern einseitige Verpflichtungen dieser Staaten hat. 

89 Eine solche Aussetzungsentscheidung verletzt Artikel 104 EG und Artikel 9 der Verordnung Nr. 1467/97. 

90 Hinzuzufügen ist, dass der Gerichtshof, indem er anerkennt, dass sich ein tatsächliches Ruhen des Verfahrens aus dem bloßen Umstand ergeben kann, dass es dem Rat nicht gelingt, eine von der Kommission empfohlene Entscheidung anzunehmen, nicht zu der Frage Stellung nimmt, ob der Rat nach Artikel 104 Absatz 9 EG verpflichtet sein könnte, eine Entscheidung anzunehmen, falls der Mitgliedstaat seinen Empfehlungen nach Artikel 104 Absatz 7 EG weiterhin nicht Folge leistet; zur Beantwortung dieser Frage ist der Gerichtshof im Rahmen des vorliegenden Verfahrens nicht aufgerufen. 

Änderung der vom Rat nach Artikel 104 Absatz 7 EG angenommenen Empfehlungen 

91 Gemäß Artikel 104 Absatz 13 EG können Empfehlungen nach Artikel 104 Absatz 7 EG nur auf Empfehlung der Kommission angenommen werden. Wie bereits ausgeführt, ist der Rat befugt, eine andere als die von der Kommission empfohlene Entscheidung anzunehmen. 

92 Nimmt der Rat jedoch Empfehlungen nach Artikel 104 Absatz 7 EG an, so kann er sie später nicht ohne erneute Empfehlung der Kommission ändern, da diese, wie der Rat anerkennt, im Rahmen des Defizitverfahrens über ein Initiativrecht verfügt. 

93 Im vorliegenden Fall hat der Rat solche Empfehlungen am 21. Januar 2003 an die Bundesrepublik Deutschland und am 3. Juni 2003 an die Französische Republik gerichtet. 

94 Den Schlussfolgerungen des Rates waren keine Empfehlungen der Kommission vorausgegangen, wonach auf der Grundlage von Artikel 104 Absatz 7 EG andere als die zuvor ergangenen Empfehlungen des Rates angenommen werden sollten. 

95 Außerdem wurden die in den Schlussfolgerungen des Rates enthaltenen Empfehlungen nicht gemäß den für Empfehlungen des Rates nach Artikel 104 Absatz 7 EG geltenden Abstimmungsregeln, sondern gemäß den für eine Entscheidung nach Artikel 104 Absatz 9 EG geltenden Regeln angenommen, d. h. unter Teilnahme allein der Mitgliedstaaten der Euro-Zone an der Abstimmung. 

96 Die gegen Artikel 104 Absätze 7 und 13 EG verstoßende Entscheidung über die Annahme dieser Empfehlungen des Rates ist daher rechtswidrig. 

97 Die in Bezug auf die Französische Republik und die Bundesrepublik Deutschland angenommenen Schlussfolgerungen des Rates sind folglich für nichtig zu erklären, soweit sie die Entscheidung enthalten, das Defizitverfahren auszusetzen, und eine Entscheidung, mit der die zuvor vom Rat nach Artikel 104 Absatz 7 EG angenommenen Empfehlungen geändert werden.“

3. Nebenorgane und andere autonome Einrichtungen der EG ( die Agenturen) 

Neben den oben benannten fünf Organen der EG finden sich sog. Nebenorgane, die die Organe ergänzen:  

· Europäischer Wirtschafts- und Sozialausschuss (vertritt die Standpunkte der organisierten Bürgergesellschaft in wirtschaftlichen und sozialen Belangen),  

· Ausschuss der Regionen (vertritt die Interessen regionaler und örtlicher Behörden),  

· Europäische Zentralbank (ist für Geldpolitik und für den Euro zuständig), 

· Europäischer Bürgerbeauftragter (setzt sich mit Beschwerden der Bürger über Missstände in der Verwaltung bei beliebigen Organen oder Stellen der EU auseinander) und  

· Europäische Investitionsbank (trägt durch die Finanzierung von Investitionsprojekten zur Umsetzung der Ziele der EU bei).  

Daneben bestehen weitere autonome Einrichtungen, die Agenturen.

Zur Unterstützung der EU-Mitgliedstaaten und ihrer Bürger wurde eine Reihe spezialisierter und dezentraler EU-Agenturen gegründet. Diese Agenturen sind eine Antwort auf den Wunsch nach Standortdiversifizierung und die Notwendigkeit, neue Aufgaben rechtlicher, technischer und/oder wissenschaftlicher Art zu bewältigen. 

Es gibt vier Kategorien von EU-Agenturen
:

I. Gemeinschaftsagenturen

Gemeinschaftsagenturen sind Körperschaften des europäischen öffentlichen Rechts. Sie sind von den Organen der Gemeinschaft (Rat, Parlament, Kommission usw.) getrennt und verfügen über eine eigene Rechtspersönlichkeit. Sie werden durch einen Akt des abgeleiteten Rechts zur Ausübung ganz bestimmter technischer, wissenschaftlicher oder verwaltungstechnischer Aufgaben im Rahmen des „ersten Pfeilers“ der Europäischen Union errichtet; in diesem Rechtsakt werden die technischen, wissenschaftlichen und administrativen Aufgaben der Agentur geregelt. Gleichwohl gibt es unterschiedliche Bezeichnungen (Zentrum, Stiftung, Agentur, Amt, Beobachtungsstelle) für diese Einrichtungen, und dies kann insofern zu einiger Verwirrung führen, als diese Begriffe auch für andere Einrichtungen verwendet werden, die keine Agenturen im Sinne dieser Definition sind.

Dezentralisierte Körperschaften der Gemeinschaft sind keine neue Entwicklung. Die ersten Agenturen (das Europäische Zentrum für die Förderung der Berufsbildung und die Stiftung zur Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen) wurden bereits in den 70er Jahren gegründet. In den 90er Jahren wurde jedoch, angetrieben durch die mit der Vollendung des Binnenmarktes entstandene Dynamik, eine Reihe neuer Agenturen geschaffen, die dem gegenwärtigen gemeinschaftlichen Modell der europäischen Einrichtungen eine neue Dimension verliehen. Diese so genannten Agenturen der zweiten Generation waren eine Antwort auf den Wunsch nach Standortdiversifizierung und die Notwendigkeit, neue Aufgaben technischer und/oder wissenschaftlicher Art zu bewältigen. Die meisten dieser Agenturen nahmen ihre Tätigkeit in den Jahren 1994 und 1995 nach einem Beschluss der Staats- und Regierungschefs in Brüssel vom 29. Oktober 1993 auf, mit dem der Sitz von sieben Einrichtungen festgelegt wurde, deren Grundverordnung der Rat z.T. bereits einige Jahre zuvor angenommen hatte.

Im Dezember 2003 beschlossen die Staats- und Regierungschefs erneut über den Sitz einiger Agenturen, die teilweise bereits ihre Tätigkeit mit Brüssel als vorläufigem Sitz aufgenommen hatten. Diese Gruppe von Agenturen kann als „dritte Generation“ bezeichnet werden.

Diese Einrichtungen verfolgen die vielfältigsten Ziele. Jede einzelne erfüllt eine besondere mit ihrer Errichtung festgelegte Aufgabe. Die jeweiligen Funktionen können sich im Laufe der Jahre ändern, die nachstehenden allgemeinen Ziele liegen jedoch der Arbeitsweise der dezentralen Einrichtungen insgesamt zugrunde:

· Sie haben in die Tätigkeiten der Gemeinschaft ein bestimmtes Maß an Dezentralisierung und räumlicher Verteilung eingeführt; 

· durch die Identifizierung mit den ihnen zugeteilten Aufgaben erhöhen sie deren Bedeutung; 

· Einige erfüllen das Erfordernis der Entwicklung wissenschaftlichen oder technischen Wissens in bestimmten genau umrissenen Gebieten. 

· Andere haben die Aufgabe, unterschiedliche Interessengruppen zusammenzuführen und damit den Dialog auf europäischer oder internationaler Ebene z. B. zwischen den Sozialpartnern zu erleichtern. 

Als eigenständige Einrichtungen der Gemeinschaft bilden die dezentralen Einrichtungen eine heterogene Gruppe, die aber durch ein einheitliches Organisationsmodell verbunden ist. Je nach Auftrag und Partnern bzw. Kunden lassen sich die Einrichtungen in vier Untergruppen gemäß ihren Tätigkeitsbereichen unterteilen.

· Einrichtungen zur Erleichterung der Funktionsweise des Binnenmarktes
Diese sieben Einrichtungen haben regulierende Aufgaben und erbringen Dienstleistungen an gewerbliche Sektoren, womit sie Einkünfte erzielen und damit über eigene Mittel verfügen können.
Es handelt sich hierbei um das Amt für die Harmonisierung im Binnenmarkt, das Gemeinschaftliche Sortenamt, die Europäische Arzneimittelagentur, die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit, die Europäische Agentur für die Sicherheit des Seeverkehrs, die Europäische Agentur für Flugsicherheit und die Europäische Agentur für Netz- und Informationssicherheit. 

· Beobachtungsstellen
Diese drei Einrichtungen (Europäische Umweltagentur, die Europäische Beobachtungsstelle für Drogen und Drogensucht und die Europäische Stelle zur Beobachtung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit) verfolgen die gleiche Zielsetzung in ihren unterschiedlichen Tätigkeitsbereichen. Ihre Hauptaufgabe ist das Zusammentragen und Verbreiten von Informationen mittels eines Partnernetzes, das sie errichten und laufend verwalten müssen.

· Einrichtungen zur Förderung des sozialen Dialogs auf europäischer Ebene
Diesen Einrichtungen ist ein vierseitiger Verwaltungsrat bestehend aus Vertretern der Arbeitgeber, der Gewerkschaften, sowie der Mitgliedstaaten und der Kommission.
Drei Einrichtungen bilden hierbei eine Untergruppe: Das Europäische Zentrum zur Entwicklung der Berufsbildung (Cedefop), die Europäische Stiftung zur Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen und die Europäische Agentur für Sicherheit und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz. 

· Einrichtungen, die in ihrem jeweiligen Fachgebiet Programme und Aufgaben für die Europäische Union durchführen
Diese Gruppe besteht aus drei sehr unterschiedlichen Einrichtungen: die Europäische Stiftung für Berufsbildung, das Übersetzungszentrum für die Einrichtungen der Europäischen Union und die Europäische Agentur für den Wiederaufbau. 

Gegenwärtig gibt es folgende Gemeinschaftsagenturen: 

	Europäische GNSS-Aufsichtsbehörde (EGSA) (in Vorbereitung)

	Europäische Agentur für den Wiederaufbau (EAR)

	Europäische Agentur für die operative Zusammenarbeit an den Außengrenzen (FRONTEX)

	Europäische Agentur für die Sicherheit des Seeverkehrs (EMSA)

	Europäische Agentur für Flugsicherheit (EASA)

	Europäische Agentur für Grundrechte (EFRA) (in Vorbereitung)

	Europäische Agentur für Netz- und Informationssicherheit (ENISA)

	Europäische Agentur für Sicherheit und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz (OSHA)

	Europäische Arzneimittel-Agentur (EMEA)

	Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit (EFSA)

	Europäische Beobachtungsstelle für Drogen und Drogensucht (EMCDDA)

	Europäische Eisenbahnagentur (ERA)

	Europäische Fischereiaufsichtsbehörde (CFCA) (in Vorbereitung)

	Europäisches Amt für chemische Stoffe (ECHA) (in Vorbereitung)

	Europäische Stelle zur Beobachtung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit (EUMC)

	Europäische Stiftung für Berufsbildung (ETF)

	Europäische Stiftung zur Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen (EUROFOUND)

	Europäisches Zentrum für die Förderung der Berufsbildung (Cedefop)

	Europäisches Zentrum für die Prävention und die Kontrolle von Krankheiten (ECDC)

	Europäische Umweltagentur (EEA)

	Gemeinschaftliches Sortenamt (CPVO)

	Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt (Marken, Muster und Modelle) (OHIM)

	Übersetzungszentrum für die Einrichtungen der Europäischen Union (Cdt)


Funktionsweise der Gemeinschaftsagenturen

Wenn sich auch die einzelnen Agenturen nach Größe und Aufgabe erheblich unterscheiden, weisen sie im Allgemeinen doch eine gemeinsame Grundstruktur und eine ähnliche Funktionsweise auf.

An der Spitze jeder Agentur steht ein Verwaltungsrat, der die allgemeinen Leitlinien festlegt, die Arbeitsprogramme der betreffenden Agentur erlässt und die verfügbaren Ressourcen gemäß den politischen Prioritäten und dem Grundauftrag einsetzt. Der vom Verwaltungsrat oder vom Ministerrat ernannte Direktor ist für die gesamten Tätigkeiten der Agentur und die korrekte Umsetzung der Arbeitsprogramme zuständig.

Die Agenturen arbeiten in der Regel mit einem oder mehreren Netzen von Partnern im gesamten Gebiet der Union zusammen. Außerdem sind ihnen bestimmte organisatorische Merkmale gemeinsam:

1. Ein Verwaltungsrat, dessen Mitglieder in der Verordnung zur Errichtung der Agentur festgelegt sind. Mitglied der Verwaltungsräte sind stets Vertreter der Mitgliedstaaten und ein oder mehrere Vertreter der Kommission und gegebenenfalls vom Europäischen Parlament ernannte Personen oder Vertreter der Sozialpartner. Im besonderen Fall des Übersetzungszentrums für die Einrichtungen der Europäischen Union können darin auch Vertreter der Kunden, d.h. der übrigen Einrichtungen, vertreten sein. Mit derzeit 25 Mitgliedsländern der Europäischen Gemeinschaft schwankt die Größe der einzelnen Verwaltungsräte zwischen 16 und 78 Mitgliedern (vierseitige Agenturen). In einigen Fällen können auch Nichtmitgliedstaaten vertreten sein; diese dürfen jedoch nicht an Abstimmungen teilnehmen.

2. Ein Direktor als gesetzlicher Vertreter der Einrichtung. Die Verteilung der Befugnisse zwischen dem Verwaltungsrat und dem Direktor ist in der Verordnung zur Errichtung der Agentur festgelegt und kann in der jeweiligen Geschäftsordnung niedergelegt sein.

3. Technische oder wissenschaftliche Ausschüsse (z. B. Haushaltausschüsse) bestehend aus Sachverständigen in dem jeweiligen Bereich können dem Verwaltungsrat und dem Direktor zuarbeiten, indem sie Stellungnahmen zu (technischen) Fragen abgeben oder als Informationsvermittler tätig werden. (Beispiel: der von der europäischen Agentur für die Beurteilung von Arzneimitteln geleitete Ausschuss für Arzneispezialitäten oder das beratende Kollegium der Europäischen Stiftung für Berufsbildung in Turin).

4. In den meisten Fällen wird die Betriebsprüfung der Agentur entweder vom Finanzkontrolleur der Kommission oder, wenn dies in der Geschäftsordnung so vorgesehen ist, durch einen von der Agentur selbst bestellten Betriebsprüfer vorgenommen. In beiden Fällen sind die Agenturen jedoch der externen Kontrolle des Rechnungshofes der Europäischen Gemeinschaften unterworfen.

5. Die meisten Einrichtungen werden aus Gemeinschaftsmitteln finanziert, die zu diesem Zweck im Gesamthaushalt der Europäischen Union bereitgestellt werden. Fünf Einrichtungen finanzieren sich jedoch zum Teil oder vollständig aus eigenen Mitteln: die Europäische Agentur für die Beurteilung von Arzneimitteln, das Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt, das Gemeinschaftliche Sortenamt und die Europäische Agentur für Flugsicherheit, die Gebühren erheben können, sowie das Übersetzungszentrum für die Einrichtungen der Europäischen Union, das finanzielle Zuwendungen von seinen Kunden (insbesondere anderen Agenturen) erhält.

II. Agenturen für die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik

Im Rahmen der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik der Europäischen Union (GASP) – des „zweiten Pfeilers“ - wurden Agenturen zur Ausübung ganz bestimmter technischer, wissenschaftlicher oder verwaltungstechnischer Aufgaben errichtet.

Derzeit handelt es sich um die folgenden Agenturen:

	Europäische Verteidigungsagentur (EDA)

	Institut der Europäischen Union für Sicherheitsstudien (ISS)

	Satellitenzentrum der Europäischen Union (EUSC)


Das Institut der Europäischen Union für Sicherheitsstudien und das Satellitenzentrum der Europäischen Union befassen sich mit besonderen Aufgaben im Zusammenhang mit der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik ("zweite Säule" der Europäischen Union); 

III. Agenturen für die polizeiliche und justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen

Eine andere Gruppe von Agenturen wurde geschaffen, um die Zusammenarbeit der EU-Mitgliedstaaten bei der Bekämpfung der internationalen organisierten Kriminalität zu unterstützen. Diese Zusammenarbeit in Strafsachen ist der „dritte Pfeiler“ der EU.

Derzeit gibt es folgende Agenturen:

	Europäische Polizeiakademie (CEPOL)

	Europäisches Organ zur Stärkung der justiziellen Zusammenarbeit (Eurojust)

	Europäisches Polizeiamt (Europol)


Europol und Eurojust tragen zur Koordinierung der polizeilichen und justiziellen Zusammenarbeit in Strafsachen bei ("dritte Säule" der Europäischen Union). Europol und Eurojust nehmen ganz spezifische Aufgaben in den Bereichen Dialog, Amtshilfe, gemeinsame Maßnahmen und Zusammenarbeit zwischen den Polizei-, Zoll-, und Einwanderungsbehörden und den Justizministerien der EU-Mitgliedstaaten wahr.
Europol hat seinen Betrieb 1999 aufgenommen; Eurojust wurde 2002 eingerichtet. Beide Agenturen haben ihren Sitz in Den Haag, Niederlande.
IV. Exekutivagenturen

Exekutivagenturen sind Organisationen, die entsprechend der Verordnung (EG) Nr. 58/2003 (ABl. L 11 vom 16.1.2003)
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 mit bestimmten Aufgaben bei der Verwaltung von Gemeinschaftsprogrammen beauftragt werden. Diese Agenturen werden für einen festgelegten Zeitraum eingerichtet. Sie müssen am Sitz der Europäischen Kommission (Brüssel oder Luxemburg) angesiedelt sein.

Derzeit gibt es folgende Agenturen:

	Exekutivagentur Bildung, Audiovisuelles und Kultur

	Exekutivagentur für das Gesundheitsprogramm (in Vorbereitung)

	Exekutivagentur für intelligente Energie


4. Institutionelle Änderungen durch den Verfassungsentwurf

· Die EG geht in der EU auf. Es wird mit der neuen EU ein Einheitsverband geschaffen, der die Euratom mit einschließen wird. Die Europäische Union soll Rechtspersönlichkeit erhalten. 

· Der Präsident des Europäischen Rates soll mit qualifizierter Mehrheit für eine einmal verlängerbare Amtszeit von zweieinhalb Jahren gewählt werden. 

· Der Präsident der Kommission soll von der Mehrheit der Mitglieder des Europäischen Parlaments gewählt werden. Er soll vom Europäischen Rat unter Berücksichtigung des Ausgangs der Wahlen zum Europäischen Parlament vorgeschlagen werden. Die erste Kommission nach Inkrafttreten des Verfassungsvertrags besteht noch aus einem Mitglied je Mitgliedstaat. Danach (ab 2014) soll die Anzahl auf 2/3 der Mitgliedstaaten abgesenkt werden.

· Es soll ein EU-Außenminister benannt werden, bei dem es sich sowohl um einen Vizepräsidenten der Kommission als auch um ein Mitglied des Europäischen Rates handelt. 

· Die Charta der Grundrechte wird in den Vertrag einbezogen werden. 

· Im Rat sollen die Abstimmungen mit qualifizierter Mehrheit ausgeweitet werden. Qualifizierte Mehrheit liegt dann vor, wenn mindestens 15 Mitgliedstaaten, die mindestens 55% der Zahl der Mitgliedstaaten darstellen müssen und mindestens 65% der EU-Bürger auf sich vereinen müssen, einem Rechtsakt zustimmen (Art. I-25); Prinzip der doppelten Mehrheit.

· Das Europäische Parlament sollte größere Rechtsetzungs- und Haushaltsbefugnisse erhalten. 

· Die Befugnisse und Verantwortlichkeiten der Union und ihrer Mitgliedstaaten sollten deutlicher gemacht werden. 

· Die nationalen Parlamente sollen mit dafür sorgen, dass die EU das Subsidiaritätsprinzip beachtet. 

 IV. Rechtsquellen im EG-Recht

1. Kategorien 
Die Rechtsquellen der EG

1) Primäres Gemeinschaftsrecht:
-
Vertragsrecht (Gründungsverträge, Protokolle und 

Anhänge, Beitrittsakte, Vertragsänderungen)
-
Gemeinschaftsgewohnheitsrecht
-
Allgemeine Rechtsgrundsätze des Primärrechts (rechtsstaatliche 

Grundsätze, EG-Grundrechte, verwaltungsrechtliche 

und verfahrensrechtliche Grundsätze)
                                                                                                                    
Zwischenstufe: Völkerrechtliche Verträge der EG
Inkorporation nach Art. 300 VII EG durch Ratsverordnung im Rang zwischen primärem und sekundärem Gemeinschaftsrecht
                                                                                                                       
2) Sekundäres Gemeinschaftsrecht:
-
Verordnungen und Durchführungsverordnungen
-
Richtlinien 
-
allgemeine und individuelle Entscheidungen

-
Verfahrens- und Geschäftsordnungen der Organe
-
unverbindliche Rechtsakte: Empfehlungen und 

Stellungnahmen
_______________________________________________________

3) Rechtsakte sui generis:
-
unbenannte Beschlüsse von Gemeinschaftsorganen

(z.B. Verfahrensordnungen, innerdienstliche 

Richtlinien, interne oder externe Wirkung)
-
uneigentliche Ratsbeschlüsse der "im Rat 

vereinigten Vertreter der Regierungen der 

Mitgliedstaaten" (nicht vom Rat als Organ sondern 

Vertreter der Regierungen erlassen): herrschende 

Meinung - sonstige Rechtsakte der EG
-
"Entschließungen": selbstauferlegte politische 

Verpflichtungen mit schwacher Bindungswirkung
-
Fiskalhandlungen: Erfüllung hoheitlicher Aufgaben 

mit zivilrechtlichen Mitteln

- 
interinstitutionelle Vereinbarungen/Interorganvereinbarungen (rechtliche Bindungswirkung infolge Selbstbindung und Vertrauensschutz?)

Kein Gemeinschaftsrecht, aber im Zusammenhang mit dem Gemeinschaftsrecht stehen die Gemeinschaftskonventionen nach Art. 293 EGV, die an sich völkerrechtliche Verträge sind, aber mit der Besonderheit, dass der EuGH hierzu zu verbindlicher Auslegung berufen sein kann (so für das EuGVÜ durch das zugehörige Protokoll über die verbindliche Auslegung).

2. Handlungsformen

Die Handlungsformen nach dem EGV

	EG / EAG
	EGKS
	Adressaten
	Wirkung

	Verordnung

Art. 249 II EG /

161 II EAGV


	allgemeine 

Entscheidung

Art. 14 II EGKSV
	alle MS und Gemeinschafts-angehörige
	in allen 

Teilen 

verbindlich

	Richtlinie

Art. 249 III EG /

161 III EAGV


	Empfehlung

Art. 14 III 

EGKSV
	alle oder 

bestimmte MS
	nur hinsicht-

lich des vor-gegebenen Ziels verbindlich

(umzusetzen!)

	
	Empfehlung

Art. 14 III 

EGKSV
	bestimmte 

Personen
	nur hinsicht-

lich des vor-gegebenen Ziels verbindlich



	Entscheidung

Art. 249 IV EG /

161 IV EAGV
	individuelle 

Entscheidung

Art. 14 II i.V.m.

15 II EGKSV


	bestimmte MS 

oder bestimmte Personen
	in allen Teilen verbindlich

	Empfehlung 

Art. 249 V EG / 161 V EAGV
	Stellungnahme 

Art. 14 IV EGKSV
	alle oder 

bestimmte MS, 

ausnahmsweise anderes Gemein-schaftsorgan 

(Art. 276 I 1 EG). 


	unverbindlich

	Stellungnahme

Art. 249 V EG / 161 V EAGV
	Stellungnahme

Art. 14 IV EGKSV
	anderes Gemeinschafts-

organ, bestimmte MS (Art. 226 EG) oder unbestimmter Adressatenkreis
	unverbindlich


Handlungsformen nach dem EUV 

in den Politikbereichen GASP und PJZS

	Handlungsform
	Rechtsnatur
	Bereich

	Gemeinsame Standpunkte
	Bekanntgabe eines gemeinsamen politischen Wissens und Willens mit völkerrechtlicher Verbindlichkeit für die Staaten der Union, aber ohne unmittelbare Durchgriffswirkung in das innerstaatliche Recht
	GASP (Art. 15 EUV)
PJZS (Art. 34 Abs. 2 lit. a EUV)

	Gemeinsame Aktionen
	Bestimmtheit der eingesetzten Mittel, für die Staaten der EU verbindlich
	GASP (Art. 14 Abs. 1 EUV)

	Rahmenbeschlüsse 
	Strittig. Nicht  Richtlinien iS Art. 249 Abs. 3 EGV.  Verpflichtung der MS, innerstaatliche Voraussetzungen zur Erreichung des Ziels zu schaffen
	PJZS (Art. 34 Abs. 2 lit. b EUV)

	Andere Beschlüsse
	Umfassende (nicht nur hinsichtlich des Ziels) völkerrechtliche Verbindlichkeit
	PJZS (Art. 34 Abs. 2 lit. c EUV) 

	Maßnahmen zur Durchführung „anderer“ Beschlüsse
	Durchführungsmaßnahmen auf EU-Ebene. Keine unmittelbare Wirksamkeit (str.)
	PJZS (Art. 34 Abs. 2 lit. c Satz 2, HS 2 EUV)

	Maßnahmen zur Durchführung völkerrechtlicher Verträge zwischen den Mitgliedstaaten
	Übertragung von Hoheitsrechten möglich
	PJZS (Art. 34 Abs. 2 lit. d UAbs. 2 Satz 2 EUV)

	Völkerrechtliche Übereinkommen mit Drittstaaten und internationalen Organisationen
	Str., ob EU oder Mitgliedstaaten verpflichtet
	GASP (Art. 24 EUV)
PJZS (Art. 38 EUV)

	Völkerrechtliche Übereinkommen der Mitgliedstaaten untereinander
	Lediglich Ausarbeitung. Inkrafttreten nach Ratifikation durch Hälfte der MS für diese
	PJZS (Art. 34 Abs. 2 lit. d UAbs. 1, UAbs. 2 Satz 2 EUV) 


3. Insbesondere: Zur Wirkung von Richtlinien 

a) Bindung vor Ablauf der Umsetzungsfrist: insoweit aufgrund von Art. 10 EGV nur Frustrationsverbot wegen der Bindung an die pünktliche Zielerreichung ab Inkrafttreten (EuGH, Rs. C-129/96, Slg. 1997, I-7411)

b) Verpflichtung zur richtlinienkonformen Auslegung des nationalen Rechts (EuGH, Slg. 1990, I-4135/4159 – Marleasing). Danach muss "ein nationales Gericht, soweit es bei der Anwendung des nationalen Rechts - gleich, ob es sich um vor oder nach der Richtlinie erlassene Vorschriften handelt - dieses Recht auszulegen hat, seine Auslegung soweit wie möglich am Wortlaut und Zweck der Richtlinie ausrichten..., um das mit der Richtlinie

verfolgte Ziel zu erreichen und auf diese Weise Artikel [249 III EGV] nachzukommen".

c) Unmittelbare Wirkung von Richtlinien (Leitentscheid EuGH, Slg. 1982, 53 –Becker):

Voraussetzungen:

a. Ablauf der Umsetzungsfrist 

b. eine Norm der Richtlinie ist inhaltlich unbedingt (weder an eine Bedingung geknüpft, noch bedarf sie zu ihrer Erfüllung und Wirksamkeit einer Maßnahme der Gemeinschaftsorgane oder der Mitgliedstaaten) und hinreichend genau (wenn sie unzweideutig eine Verpflichtung begründet) 

Die unmittelbare Wirkung vermittelt Rechte des einzelnen gegenüber dem Staat (auch als Arbeitgeber), denn die Richtlinie ist nach Art. 189 (nun Art. 249) für die Mitgliedstaaten verbindlich. Der Staat, der nicht rechtzeitig umgesetzt hat, soll den einzelnen nicht entgegenhalten können, dass er seine Verpflichtungen aus der Richtlinie nicht erfüllt hat (EuGH, Slg. 1986, 723 – Marshall). Der Staat soll aus seiner Nichtbeachtung des Gemeinschaftsrechts keinen Nutzen ziehen können" (EuGH Slg. 1994, I-3325 - Faccini Dori).

( Keine "Horizontalwirkung" von Richtlinien derart, dass sie Pflichten im Verhältnis zwischen Bürgern begründen 

Objektive Richtlinienwirkung:


EuGH, Rs. C-431/92, Slg. 1995, I-2189 - Großkrotzenburg

Sachverhalt: Die EG erließ im Jahre 1985 die Richtlinie 85/337 über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten Projekten (sog UVP-Richtlinie), die vorsah, dass die Genehmigung bestimmter Projekte, vor allem solcher mit erheblichen Auswirkungen auf die Umwelt, zuvor einer Prüfung in bezug auf ihre Auswirkungen auf die Umwelt unterzogen werden. Art. 3 der RL legt den Inhalt der Prüfung und die anzuwendenden Kriterien näher fest. Die in der UVP Prüfung erhaltenen Daten müssen bei der Entscheidung über die Genehmigung beachtet werden. Die Prüfung der Umweltauswirkungen sollte dem Schutz der menschlichen Gesundheit, verbesserter Umweltbedingungen und der Erhaltung der Artenvielfalt dienen.

Die Preussen-Elektra AG beabsichtigt, ein Kraftwerk zu bauen und beantragt die hierfür nötigen Genehmigungen nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz. Eine UVP wird nicht durchgeführt. Herr A, der ein Haus direkt neben dem Gelänge besitzt, auf dem das Kraftwerk gebaut werden soll, spricht sich im Genehmigungsverfahren dagegen aus. Dennoch wird die Genehmigung erteilt. Da die UVP-Richtlinie trotz Ablaufs ihrer Umsetzungsfrist noch nicht in das deutsche Recht umgesetzt worden ist, unterbleibt eine entsprechende UVP-Prüfung. Herr A klagt gegen die an Preussen-Elektra erteilte Genehmigung unter Berufung darauf, dass die UVP unterblieb und damit unter Verletzung gegen das EG-Recht erlassen wurde. Wie ist die Rechtslage? Hat die Klage Aussicht auf Erfolg?

EuGH:

24 Die Bundesrepublik Deutschland trägt schließlich vor, nach der Rechtsprechung des Gerichtshofes komme den Bestimmungen einer Richtlinie unmittelbare Wirkung nur dann zu, wenn diese dem einzelnen individülle Rechte einräumten. Die Artikel 2, 3 und 8 der Richtlinie begründeten jedoch keine derartigen individüllen Rechte. Da die Kommission selbst nicht geltend mache, daß durch den beanstandeten Genehmigungsbescheid individülle Rechtspositionen einzelner Bürger aus der Richtlinie unbeachtet gelassen würden, sei eine unmittelbare Anwendung der Bestimmungen der Richtlinie ausgeschlossen, unabhängig davon, ob sie unbedingt und hinreichend genau seien. Die deutsche Verwaltung sei daher nicht verpflichtet gewesen, sie vor der Umsetzung der Richtlinie unmittelbar anzuwenden. Die Klage sei somit unzulässig. 
25 Auch dieser Auffassung kann nicht gefolgt werden. 
26 Die Kommission wirft der Bundesrepublik Deutschland mit ihrer Klage vor, in einem konkreten Fall die sich unmittelbar aus der Richtlinie ergebende Verpflichtung zur Prüfung der Umweltverträglichkeit des betreffenden Projekts nicht erfüllt zu haben. Es stellt sich daher die Frage, ob die Richtlinie dahin auszulegen ist, daß sie die behauptete Verpflichtung aufstellt. Diese Frage hat mit der ° in der Rechtsprechung des Gerichtshofes anerkannten ° Möglichkeit für den einzelnen, sich gegenüber dem Staat unmittelbar auf unbedingte sowie hinreichend klare und genaue Vorschriften einer nicht umgesetzten Richtlinie zu berufen, nichts zu tun.

28 Im Urteil vom 9. August 1994 in der Rechtssache C-396/92 (Bund Naturschutz in Bayern u. a., Slg. 1994, I-3717, Randnrn. 19 und 20) hat der Gerichtshof entschieden, daß die Richtlinie, unabhängig von der Frage, ob sie es einem Mitgliedstaat gestattet, vor dem Stichtag 3. Juli 1988 begonnene und bereits laufende Genehmigungsverfahren von der Umweltverträglichkeitsprüfung auszunehmen, jedenfalls für nach diesem Zeitpunkt begonnene Verfahren der Einführung einer solchen Ausnahmeregelung entgegensteht. 
29 Wie sich im vorliegenden Fall aus den Akten ergibt, ist der Antrag auf Genehmigung des streitigen Projekts vom Projektträger, der PreussenElektra AG, am 26. Juli 1988, also nach dem 3. Juli 1988, beim Regierungspräsidium Darmstadt gestellt worden. Folglich konnte das Genehmigungsverfahren für das fragliche Projekt grundsätzlich nicht von der in der Richtlinie vorgeschriebenen Umweltverträglichkeitsprüfung ausgenommen werden.

...

36 Unstreitig handelt es sich bei der fraglichen Anlage um einen Wärmekraftwerksblock mit einer Wärmeleistung von 500 MW. Sie stellt somit ein Projekt im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 i. V. m. Anhang I der Richtlinie dar. Dieses Projekt musste gemäß der Richtlinie einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterzogen werden. 
Pflicht zur Vornahme der Prüfung aufgrund der Richtlinie 
37 Die Bundesrepublik Deutschland trägt vor, die Artikel 2, 3 und 8 der Richtlinie, deren Nichteinhaltung ihr vorgeworfen werde, seien nicht so hinreichend klar und bestimmt, daß sie unmißverständlich eine konkrete Verpflichtung festlegen würden und damit von der nationalen Verwaltung von Amts wegen anzuwenden wären. 
38 Dieser Auffassung kann nicht gefolgt werden. 
39 Artikel 2 der Richtlinie stellt eine unmißverständliche Verpflichtung für die in den einzelnen Mitgliedstaaten für die Genehmigung der Projekte zuständigen Behörden auf, bestimmte Projekte einer Umweltverträglichkeitsprüfung zu unterziehen. Artikel 3 legt den Inhalt der Prüfung fest, zählt die Faktoren auf, denen hierbei Rechnung zu tragen ist und räumt der zuständigen Behörde ein gewisses Ermessen hinsichtlich der geeigneten Art und Weise der Durchführung der Prüfung nach Maßgabe jedes Einzelfalls ein. Artikel 8 erlegt den betreffenden nationalen Behörden ferner die Pflicht auf, die während des Prüfungsverfahrens eingeholten Angaben im Rahmen des Genehmigungsverfahrens zu berücksichtigen. 
40 Unabhängig von ihren Einzelheiten erlegen die fraglichen Vorschriften also den zuständigen nationalen Behörden unmißverständlich die Pflicht auf, bestimmte Projekte einer Umweltverträglichkeitsprüfung zu unterziehen.
( rein objektive Rechtswirkung einer Richtlinie

Bloße negative Auswirkungen auf die Rechte Dritter stehen einer unmittelbaren Wirkung von Richtlinien im Dreiecksverhältnis nicht entgegen

EuGH, Urteil vom 7.1.2004, Rs. C-201/02 - Wells = EWS 2004, 323 Anm. Fischer

Sachverhalt: 1947 wurde durch Interim Development Order gemäß der Town and Country Planning (General Interim Development) Order 1946 eine Old Mining Permission für den Steinbruch Conygar Quarry erteilt. Das Haus von Frau Wells liegt an dem Steinbruch. Sie hatte ihr Haus 1984 gekauft, also 37 Jahre nach der Erteilung der erwähnten Betriebsgenehmigung, jedoch zu einer Zeit, zu der dieser Steinbruch seit langem nicht mehr betrieben wurde. Im Juni 1991 wurde der Betrieb jedoch wieder aufgenommen. Unstreitig ist das Gelände unter Umweltgesichtspunkten sehr empfindlich. Das Gebiet des Steinbruchs ist Gegenstand zahlreicher umwelt- und naturschutzrechtlicher Klassifikationen. Anfang 1991 beantragten die Eigentümer des Steinbruchs Conygar Quarry bei der zuständigen MPA (Bergbauplanungsbehörde) die Registrierung ihrer Old Mining Permission gemäß dem Planning and Compensation Act 1991. Dies führte zur Festsetzung einer Betriebsgenehmigung mit 54 neuen Auflagen. Dabei wurde zu keiner Zeit eine Umweltverträglichkeitsprüfung nach Richtlinie 85/337 vorgenommen. Daher klagte Frau Wells auf Aufhebung der neuen Betriebsgenehmigung unter Berufung auf die unterlassene UVP.

EuGH

Zur "unmittelbaren Wirkung" von Artikel 2 Absatz 1 in Verbindung mit den Artikeln 1 Absatz 2 und 4 Absatz 2 der Richtlinie 85/337 
55 Nach Ansicht der Regierung des Vereinigten Königreichs würde es einen Fall des "inverse direct effect" (umgekehrte unmittelbare Wirkung), in dem der betreffende Mitgliedstaat auf Antrag eines Einzelnen wie Frau Wells unmittelbar verpflichtet wäre, einem anderen Einzelnen wie den Eigentümern des Steinbruchs Conygar Quarry ihre Rechte zu entziehen, darstellen, wenn dem Einzelnen das Recht zuerkannt würde, sich auf Artikel 2 Absatz 1 in Verbindung mit den Artikeln 1 Absatz 2 und 4 Absatz 2 der Richtlinie 85/337 zu berufen. 
56 Hierzu ist festzustellen, dass der Grundsatz der Rechtssicherheit der Begründung von Verpflichtungen für den Einzelnen durch Richtlinien entgegensteht. Gegenüber dem Einzelnen können die Bestimmungen einer Richtlinie nur Rechte begründen (Urteil in der Rs. 152/84, Marshall, Slg. 1986, 723, Rn. 48). Daher kann dieser sich nicht gegenüber einem Mitgliedstaat auf eine Richtlinie berufen, wenn es sich um eine Verpflichtung des Staates handelt, die unmittelbar im Zusammenhang mit der Erfüllung einer anderen Verpflichtung steht, die aufgrund dieser Richtlinie einem Dritten obliegt (vgl. in diesem Sinne Urteile in der Rs. C-221/88, Busseni, Slg. 1990, I-495, Rn. 23 bis 26, und in der Rs. C-97/96, Verband deutscher Daihatsu-Händler, Slg. 1997, I-6843, Rn. 24 und 26). 
57 Dagegen rechtfertigen bloße negative Auswirkungen auf die Rechte Dritter, selbst wenn sie gewiss sind, es nicht, dem Einzelnen das Recht auf Berufung auf die Bestimmungen einer Richtlinie gegenüber dem betreffenden Mitgliedstaat zu versagen (vgl. in diesem Sinne u. a. Urteile in der Rs. 103/88, Fratelli Costanzo, Slg. 1989, I-1839, Rn. 28 bis 33, WWF u. a., Rn. 69 und 71, in der Rs. C-1994/94, CIA Security International, Slg. 1996, I-2201, Rn. 40 bis 45, in der Rs. C-201/94, Smith & Nephew und Primecrown, Slg. 1996, I-5819, Rn. 33 bis 39, und in der Rs. C-443/98, Unilever, Slg. 2000, I-7535, Rn. 45 bis 52). 
58 Was das Ausgangsverfahren betrifft, so steht die Verpflichtung des betreffenden Mitgliedstaats, eine Umweltverträglichkeitsprüfung des Betriebes des Steinbruchs Conygar Quarry von den zuständigen Behörden vornehmen zu lassen, nicht in unmittelbarem Zusammenhang mit der Erfüllung einer Verpflichtung, die nach der Richtlinie 85/337 den Eigentümern dieses Steinbruchs obläge. Der Umstand, dass der Bergbaubetrieb bis zum Vorliegen der Ergebnisse dieser Prüfung eingestellt werden muss, ist zwar die Folge der verspäteten Pflichterfüllung durch diesen Staat. Diese Folge kann jedoch nicht, wie das Vereinigte Königreich geltend macht, als "inverse direct effect" der Bestimmungen dieser Richtlinie gegenüber diesen Eigentümern angesehen werden. 
Zu der Zeit, die zwischen dem Bescheid über die Festlegung neuer Auflagen und dem Antrag von Frau Wells auf Gewährung von Rechtsschutz verstrichen ist 
59 Die Regierung des Vereinigten Königreichs macht ferner geltend, dass wegen des beträchtlichen Zeitraums, die seit dem Bescheid über die Festlegung neuer Auflagen 1997 verstrichen sei, dessen Rücknahme gegen den Grundsatz der Rechtssicherheit verstieße. Frau Wells hätte diesen Bescheid rechtzeitig vor den zuständigen Gerichten anfechten müssen. 
60 Hierzu ist festzustellen, dass die letzte Stufe des Verfahrens zur Erteilung der Bergbaugenehmigung noch nicht abgeschlossen war, als Frau Wells ihren Antrag beim Secretary of State stellte. Daher kann nicht geltend gemacht werden, dass die Rücknahme dieser Genehmigung gegen den Grundsatz der Rechtssicherheit verstoßen hätte. 
61 Mithin ist auf die vierte und die fünfte Frage zu antworten, dass sich der Einzelne unter Umständen wie denen des Ausgangsverfahrens gegebenenfalls auf Artikel 2 Absatz 1 in Verbindung mit den Artikeln 1 Absatz 2 und 4 Absatz 2 der Richtlinie 85/337 berufen kann. 


Zur dritten Frage: Verpflichtung, dem Unterlassen einer Umweltverträglichkeitsprüfung abzuhelfen 
62 Mit seiner dritten Frage möchte das vorlegende Gericht wissen, welche Tragweite die Verpflichtung hat, dem Unterlassen einer Umweltverträglichkeitsprüfung des in Rede stehenden Projekts abzuhelfen. 
63 Die Regierung des Vereinigten Königreichs führt aus, dass die zuständige Behörde unter den Umständen des Ausgangsverfahrens nicht verpflichtet sei, die erteilte Genehmigung für den Betrieb des Steinbruchs Conygar Quarry zurückzunehmen oder zu ändern oder die Einstellung des Betriebes anzuordnen. 
64 Nach ständiger Rechtsprechung sind die Mitgliedstaaten nach dem in Artikel 10 EG vorgesehenen Grundsatz der loyalen Zusammenarbeit verpflichtet, die rechtswidrigen Folgen eines Verstoßes gegen das Gemeinschaftsrecht zu beheben (vgl. u. a. Urteile in der Rs. 6/60, Humblet, Slg. 1960, 1163, 1185, und in den verb. Rs. C-6/90 und C-9/90, Francovich u. a., Slg. 1991, I-5357, Rn. 36). Eine solche Verpflichtung obliegt jeder Behörde des betreffenden Mitgliedstaats im Rahmen ihrer Zuständigkeiten (vgl. in diesem Sinne Urteil in der Rs. C-8/88, Deutschland/Kommission, Slg. 1990, I-2321, Rn. 13). 
65 Daher ist es Sache der zuständigen Behörden eines Mitgliedstaats, im Rahmen ihrer Zuständigkeiten alle erforderlichen allgemeinen oder besonderen Maßnahmen zu treffen, damit die Projekte im Hinblick darauf überprüft werden, ob bei ihnen erhebliche Auswirkungen auf die Umwelt zu besorgen sind und dass sie bejahendenfalls auf diese Auswirkungen hin untersucht werden (vgl. in diesem Sinne Urteile in der Rs. C-72/95, Kraaijeveld u. a., Slg. 1996, I-5403, Rn. 61, und WWF u. a., Rn. 70). Begrenzt durch den Grundsatz der Verfahrensautonomie der Mitgliedstaaten, sind derartige Maßnahmen beispielsweise die Rücknahme oder die Aussetzung einer bereits erteilten Genehmigung zu dem Zweck, eine Umweltverträglichkeitsprüfung des in Rede stehenden Projekts im Sinne der Richtlinie 85/337 durchzuführen. 
66 Ebenso ist der Mitgliedstaat verpflichtet, alle durch das Unterlassen einer Umweltverträglichkeitsprüfung entstandenen Schäden zu ersetzen. 
67 Nach dem Grundsatz der Verfahrensautonomie sind die Einzelheiten des Verfahrens Sache der innerstaatlichen Rechtsordnung eines jeden Mitgliedstaats, sie dürfen jedoch nicht ungünstiger sein als diejenigen, die gleichartige Sachverhalte innerstaatlicher Art regeln (Äquivalenzprinzip), und die Ausübung der von der Gemeinschaftsrechtsordnung verliehenen Rechte nicht praktisch unmöglich machen oder übermäßig erschweren (Effektivitätsprinzip) (vgl. in diesem Sinne u. a. Urteile in der Rs. C-312/93, Peterbroeck, Slg. 1995, I-4599, Rn. 12, und in der Rs. C-78/98, Preston u. a., Slg. 2000, I-3201, Rn. 31). 
68 Was das Ausgangsverfahren betrifft, so sind, falls der Weiterbetrieb des Steinbruchs von Conygar Quarry einer Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß den Anforderungen der Richtlinie 85/337 zu unterziehen gewesen wäre, die zuständigen Behörden verpflichtet, alle allgemeinen oder besonderen Maßnahmen zu ergreifen, um dem Unterlassen einer solcher Prüfung abzuhelfen. 
69 In diesem Rahmen ist es Sache des nationalen Gerichts, festzustellen, ob nach nationalem Recht die Möglichkeit besteht, eine bereits erteilte Genehmigung zurückzunehmen oder auszusetzen, um dieses Projekt einer Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß den Anforderungen der Richtlinie 85/337 zu unterziehen, oder aber die Möglichkeit für den Einzelnen, wenn er dem zustimmt, Ersatz des ihm entstandenen Schadens zu verlangen. 
70 Daher ist auf die dritte Frage zu antworten, dass die zuständigen Behörden gemäß Artikel 10 EG verpflichtet sind, im Rahmen ihrer Zuständigkeiten alle allgemeinen oder besonderen Maßnahmen zu ergreifen, um dem Unterlassen der Umweltverträglichkeitsprüfung eines Projekts im Sinne von Artikel 2 Absatz 1 der Richtlinie 85/337 abzuhelfen. 
Die Einzelheiten des in diesem Zusammenhang anwendbaren Verfahrens sind nach dem Grundsatz der Verfahrensautonomie der Mitgliedstaaten Sache der nationalen Rechtsordnung eines jeden Mitgliedstaats, sie dürfen jedoch nicht ungünstiger sein als diejenigen, die vergleichbare Sachverhalte interner Art regeln (Äquivalenzprinzip), und die Ausübung der von der Gemeinschaftsrechtsordnung verliehenen Rechte nicht praktisch unmöglich machen oder übermäßig erschweren (Effektivitätsprinzip). 
In diesem Rahmen ist es Sache des nationalen Gerichts, festzustellen, ob nach nationalem Recht die Möglichkeit besteht, eine bereits erteilte Genehmigung zurückzunehmen oder auszusetzen, um dieses Projekt einer Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß den Anforderungen der Richtlinie 85/337 zu unterziehen, oder aber die Möglichkeit für den Einzelnen, wenn er dem zustimmt, Ersatz des ihm entstandenen Schadens zu verlangen.

V. Rechtssetzung

An der legislativen Beschlussfassung auf EU-Ebene sind eine Reihe von Institutionen beteiligt, insbesondere die Kommission, das EP und der Rat. Die Kommission schlägt neue Rechtsvorschriften vor, aber angenommen werden sie vom Rat und vom Parlament. Auch andere Einrichtungen und Gremien (WiSo, AdR) wirken mit.

Die Regeln und Verfahren für die Beschlussfassung in der EU sind in den Verträgen festgelegt. Jede europäische Rechtsvorschrift stützt sich auf einen bestimmten Vertragsartikel, der als ihre "Rechtsgrundlage" bezeichnet wird und der die einschlägigen Beschlussfassungsverfahren regelt.

1. Vielfalt der Rechtsetzungsverfahren 

Derzeit über 22 Verfahren der Rechtsetzung (auch nach Nizza keine Besserung)

Beispiele:

- Entscheidung ohne Beteiligung des EP: Art. 133, 300 II EGV (nur nachträgliche Information des EP, wichtig aber interinstitutionelle Vereinbarung über Anhörung, vgl. auch Art. 300 III EGV)

- Anhörungsverfahren: Art. 37 Abs. 3, 83 I, 89, 93, 94 EGV

- Mitentscheidungsverfahren: Art. 40 I, 95 EGV

- Zusammenarbeitsverfahren: ab Amsterdamer Vertrag  nur noch im

Rahmen der WWU, etwa Art. 99 V, 102 II, 103 II EGV

- Zustimmungsverfahren: Art. 18 II, 161 I, 190 IV, 300 III UAbs.

2 iVm. Art. 310 ex 238, Beitritt Art. 49 EUV

- Art. 86 III (Richtlinien der Kommission)

- Vertragsergänzungsklauseln, etwa Art. 22 II, 190 IV 2, 269 II EGV

Steht hinter dieser Vielfalt eine Systematik? ( Im Groben Differenzierung der Intensität der Parlamentsbeteiligung nach der Bedeutung der Materie für die mitgliedstaatliche Souveränität: Je höher der Souveränitätsbezug, umso niedrigere Parlamentsbeteiligung, vgl. Art. 67 EGV

2. Erlaß eines Rechtsakts nach dem EGV

Zentrales Rechtsetzungsorgan ist der Rat, nur mit Abstrichen das EP. Derzeit ist das EP in drei Verfahren an der Rechtsetzung beteiligt:

+ Zunächst gibt es das Verfahren der Zusammenarbeit, das 1986 durch die Einheitliche Europäische Akte eingeführt wurde. Entsprechend diesem Verfahren nimmt das Parlament Stellung zu Rechtssetzungsentwürfen der Europäischen Kommission, die ihre Vorschläge im Lichte der Stellungnahme des Parlaments abändern kann. Derzeit nur noch in der WWU.
+ Zweitens gibt es das Zustimmungsverfahren, das ebenfalls 1986 eingeführt wurde. Nach diesem Verfahren muss das Parlament internationalen Abkommen, die von der Kommission ausgehandelt wurden, einer vorgeschlagenen Erweiterung der Europäischen Union und einer Vielzahl anderer Angelegenheiten z.B. Änderungen der Wahlverfahren zustimmen. 
+ Drittens gibt es das durch den Vertrag von Maastricht 1992 eingeführte Mitentscheidungsverfahren. Hierdurch verfügt das Parlament über eine Gleichberechtigung mit dem Rat bei der Rechtssetzung in vielen wichtigen Bereichen wie die Freizügigkeit der Arbeitnehmer, Binnenmarkt, Bildung, Forschung, Umweltschutz, transeuropäische Netze, Gesundheit, Kultur und Verbraucherschutz. Das Parlament ist befugt, Rechtssetzungsvorschläge in diesen Bereichen abzulehnen, wenn eine absolute Mehrheit der Mitglieder des Europäischen Parlaments sich gegen die gemeinsamen Positionen des Rates aussprechen. Allerdings kann die Angelegenheit vor einem Vermittlungsausschuss verhandelt werden.
Durch den Vertrag von Amsterdam wurde das Mitentscheidungsverfahren auf weitere 23 und durch den Vertrag von Nizza auf weitere sieben Bereiche ausgedehnt.
+ Beim bloßen Anhörungsverfahren beschränkt sich die Rolle des EP auf die Anhörung. Es wird hier daher nicht legislativ tätig.

Der Hauptunterschied der Verfahren besteht in den jeweiligen Befugnissen des Parlaments und des Rates. Im Rahmen des Anhörungsverfahrens gibt das Parlament nur eine Stellungnahme ab, während es im Rahmen des Mitentscheidungsverfahrens die Legislativgewalt wirklich mit dem Rat teilt. Wenn die Kommission eine neue Rechtsvorschrift vorschlägt, muss sie das anzuwendende Verfahren auswählen. Diese Entscheidung hängt grundsätzlich von der "Rechtsgrundlage" des Vorschlags ab.

Die vier hauptsächlichen Verfahren laufen im Einzelnen folgendermaßen ab:

	1. Das Mitentscheidungsverfahren nach Art. 251 EGV


Im Rahmen des Mitentscheidungsverfahrens teilen das Parlament und der Rat die Legislativgewalt. Dabei übermittelt die Kommission ihren Vorschlag an beide Organe, die ihn in zwei aufeinander folgenden Lesungen erörtern. Wenn sie sich nicht einigen können, wird ein "Vermittlungsausschuss" einberufen, der je zur Hälfte aus Vertretern des Rates und des Parlaments besteht. Vertreter der Kommission nehmen ebenfalls an den Ausschusssitzungen teil und tragen zu den Debatten bei. Nach Erzielung einer Einigung wird der angenommene Text dem Parlament und dem Rat in dritter Lesung zur endgültigen Verabschiedung vorgelegt.

Im einzelnen läuft das Verfahren wie folgt ab: Vorschlag durch die Kommission an Rat und EP, Stellungnahme des EP, Gemeinsamer Standpunkt des Rats, 2. Lesung EP, Ratsbeschluß oder – bei Absicht der Ablehnung im EP: Vermittlungsausschuß und/oder bei Änderungsvorschlägen des EP: Ratsbeschluß oder Vermittlungsausschuß, Gemeinsamer Entwurf des Vermittlungsausschusses (VA), EP und Rat stimmen über Gemeinsamen Entwurf des VA ab, und zwar bedarf die Annahme des Entwurfs im EP der absoluten Mehrheit, im Rat der qualifizierten Mehrheit. Kommt eine der beiden Mehrheiten nicht zustande, gilt

der Akt als nicht erlassen.

Das Verfahren der Mitentscheidung (Quelle:www.europarl.europa.eu)
	Erste Lesung
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Die (1) Kommission unterbreitet gleichzeitig dem (2) Parlament und dem (3) Rat einen Gesetzestext.
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Das Parlament nimmt (4) Änderungsanträge an und unterbreitet sie dem Rat
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Der Rat ist mit dem Ergebnis der ersten Lesung des Parlaments einverstanden: der (5) Gesetzestext wird verabschiedet.


	Zweite Lesung 
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Der (1) Rat ist mit der Abstimmung des Parlaments nicht einverstanden, er erstellt einen (2) Gemeinsamen Standpunkt.
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Das (3) Parlament übernimmt den Gemeinsamen Standpunkt oder äußert sich nicht: (4) der Gesetzestext wird als Gemeinsamer Standpunkt verabschiedet.
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Das Parlament bestätigt die in dem Gemeinsamen Standpunkt nicht übernommenen Änderungen: 
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entweder der (5) Rat stimmt zu: (6) der Gesetzestext wird angenommen;
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oder der Rat lehnt ab: in diesem Falle muss der Vermittlungsausschuss (25 Mitglieder des Parlaments und 25 Mitglieder des Rates) einberufen werden, um eine Annäherung zwischen den unterschiedlichen Standpunkten herbeizuführen.
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Das Parlament lehnt den Gemeinsamen Standpunkt mit der absoluten Mehrheit seiner Mitglieder ab: der Gesetzestext wird abgelehnt.


	Dritte Lesung 
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Der (1) Vermittlungsausschuss nimmt einen (2) Gemeinsamen Entwurf auf der Grundlage des Gemeinsamen Standpunktes und der Änderungsanträge des EP aus zweiter Lesung an.
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Falls der Rat und das (3) Parlament dem Gemeinsamen Entwurf zustimmen, so wird der (4) Gesetzestext verabschiedet.

	Der Vermittlungsausschuss gelangt nicht zu einem Gemeinsamen Entwurf: das Parlament kann den (5) Vorschlag endgültig ablehnen.


Das Mitentscheidungsverfahren gilt in folgenden Bereichen:

· Verbot der Diskriminierung aufgrund der Staatsangehörigkeit 

· Recht auf Einreise, Aufenthalt und Verbleib in anderen Mitgliedstaaten 

· Freizügigkeit der Arbeitnehmer 

· soziale Sicherheit der Wanderarbeiter 

· Niederlassungsrecht 

· Verkehr 

· Binnenmarkt 

· Beschäftigung 

· Zusammenarbeit im Zollwesen 

· Bekämpfung der sozialen Ausgrenzung 

· Chancengleichheit und Gleichbehandlung 

· Durchführungsbeschlüsse in Bezug auf den Europäischen Sozialfonds 

· Bildung 

· Berufsausbildung 

· Kultur 

· Gesundheit 

· Verbraucherschutz 

· Transeuropäische Netze 

· Durchführungsbeschlüsse in Bezug auf den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung 

· Forschung 

· Umwelt 

· Transparenz 

· Prävention und Bekämpfung von Betrug 

· Statistik 

· Schaffung einer beratenden Behörde für den Datenschutz 

	2. Das Zusammenarbeitsverfahren


Im Rahmen des Verfahrens der Zusammenarbeit nach Art. 252 EGV gibt es sechs Stufen. Es beginnt mit dem Vorschlag der Kommission, dann erfolgt eine Anhörung/Stellungnahme des EP, woraufhin der Rat einen gemeinsamen Standpunkt festlegt. Dann erfolgt die 2. Lesung im EP, das Änderungsanträge stellen kann. Ohne Änderungsanträge wird der Rechtsakt durch Ratsbeschluß angenommen. Bei Änderungsanträgen durch das EP tritt die Kommission wieder in eine Prüfung ein und nimmt zu dem Entschluß des EP Stellung. Dann erfolgt die Beschlussfassung im Rat; die dabei für eine Annahme des Rechtsakts erforderliche Mehrheit (Qualifizierte Mehrheit oder Einstimmigkeit) bestimmt sich nach der Stellungnahme des EP und der Kommission.
	3. Das Anhörungsverfahren


Das Anhörungsverfahren besteht aus drei Stufen: Vorschlag der Kommission,

Anhörung des EP, Erörterung und ggf. Änderung durch den Rat bzw. die Kommission (Art. 250 EGV). Im Rahmen des Anhörungsverfahrens übermittelt die Kommission ihren Vorschlag sowohl an den Rat als auch an das Parlament, aber offiziell ersucht der Rat das Parlament sowie andere Einrichtungen wie den Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen, deren Stellungnahmen einen untrennbaren Bestandteil des Entscheidungsprozesses in der EU bilden, um ihre Kommentare.
In einigen Fällen ist die Anhörung obligatorisch, da die Rechtsgrundlage dies erfordert und der Vorschlag nur dann angenommen werden kann, wenn das Parlament eine Stellungnahme abgibt. In anderen Fällen ist sie optional, so dass die Kommission bloß anregt, dass der Rat das Parlament konsultiert.
In allen Fällen kann das Parlament

· den Vorschlag der Kommission billigen, 

· ihn ablehnen oder 

· Änderungen beantragen. 

Wenn das Parlament Änderungen fordert, berät die Kommission über alle Änderungsvorschläge des Parlaments. Werden einige davon oder alle angenommen, übermittelt die Kommission einen geänderten Vorschlag an den Rat.

Dieser prüft den geänderten Vorschlag; er kann ihn in der vorliegenden Form verabschieden oder nochmals ändern. Ändert der Rat den Vorschlag der Kommission, so ist in dieser Verfahrensart wie in allen anderen Einstimmigkeit erforderlich.

Das Anhörungsverfahren gilt in folgenden Bereichen:

· polizeiliche und justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen 

· Änderung der Verträge 

· Diskriminierung aus Gründen des Geschlechts, der Rasse, der ethnischen Herkunft, der Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung 

· Unionsbürgerschaft 

· Landwirtschaft 

· Visa, Asyl, Einwanderung und andere Politikfelder im Zusammenhang mit der Freizügigkeit 

· Verkehr (in Bereichen, in denen bestimmte Gebiete ernstlich beeinträchtigt werden könnten) 

· Wettbewerbsregeln 

· steuerliche Vorschriften 

· Wirtschaftspolitik 

· "verstärkte Zusammenarbeit", d. h. die Regelung, nach der eine Gruppe von Mitgliedstaaten in einem bestimmten Bereich kooperieren kann, selbst wenn die anderen Länder dazu noch nicht bereit sind.

Dass auch die bloßen Anhörungsrechte des EP ernst genommen werden müssen, zeigt der Fall


EuGH, Rs. 138/79, Slg. 1980, 3333 – Roquette Frères

Sachverhalt: Die Fa. Roquette Frères stellt Isoglucose her. Infolge der EG-VO 1293/79 zur Änderung der VO 1111/77 wird ihr eine Quote für die Isoglucoseherstellung auferlegt. Daher erhebt sie Nichtigkeitsklage gegen die VO. Unter anderem rügt sie die Verletzung wesentlicher Formvorschriften, da der Rat die VO erlassen habe, ohne dass das EP die in Art. 43 II EWGV (nun Art. 37 II EGV) vorgesehene Stellungnahme abgegeben hätte. Der Rat verwies demgegenüber darauf, dass er das EP Ende 1978 gebeten habe, seine Stellungnahme bis April 1979 abzugeben. Die Sache war eilbedürftig, damit die VO noch zu Beginn des neuen Zuckerwirtschaftsjahres in Kraft treten konnte, um eine Übergangsregelungen zu schaffen. Im Mai 1979 gab nach Befassung der zuständigen Ausschüsse das EP keine Stellungnahme ab, sondern vertagte sie auf das neue EP, das im Herbst 1979 erstmals direkt gewählt wurde. Da die Stellungnahme des EP bis zur Ratssitzung im Juni 1979 fehlte, erließ der Rat die VO ohne die Stellungnahme. Eine Anhörung des EP im Sinne von Art. 43 II EWGV sei aber wegen der Befassung des EP erfolgt.

EuGH:

32 NACH AUFFASSUNG DER KLÄGERIN … IST DIE VERORDNUNG NR . 1111/77 IN IHRER GEÄNDERTEN FASSUNG WEGEN VERLETZUNG WESENTLICHER FORMVORSCHRIFTEN FÜR NICHTIG ZU ERACHTEN, WEIL DER RAT SIE OHNE EINHALTUNG DES IN ARTIKEL 43 ABSATZ 2 EWG-VERTRAG VORGESEHENEN ANHÖRUNGSVERFAHRENS ERLASSEN HABE.
33 DIE IN ARTIKEL 43 ABSATZ 2 UNTERABSATZ 3 EWG-VERTRAG UND IN ENTSPRECHENDEN VERTRAGSBESTIMMUNGEN VORGESEHENE ANHÖRUNG ERMÖGLICHT DEM PARLAMENT EINE WIRKSAME BETEILIGUNG AM GESETZGEBUNGSVERFAHREN DER GEMEINSCHAFT. DIESE BEFUGNIS IST FÜR DAS VOM VERTRAG GEWOLLTE INSTITUTIONELLE GLEICHGEWICHT WESENTLICH. SIE SPIEGELT AUF GEMEINSCHAFTSEBENE, WENN AUCH IN BESCHRÄNKTEM UMFANG, EIN GRUNDLEGENDES DEMOKRATISCHES PRINZIP WIDER, NACH DEM DIE VÖLKER DURCH EINE VERSAMMLUNG IHRER VERTRETER AN DER AUSÜBUNG DER HOHEITLICHEN GEWALT BETEILIGT SIND. DIE ORDNUNGSGEMÄSSE ANHÖRUNG DES PARLAMENTS IN DEN VOM VERTRAG VORGESEHENEN FÄLLEN STELLT SOMIT EINE WESENTLICHE FORMVORSCHRIFT DAR, DEREN MISSACHTUNG DIE NICHTIGKEIT DER BETROFFENEN HANDLUNG ZUR FOLGE HAT.
34 DIESER FORMVORSCHRIFT IST INSBESONDERE NUR DANN GENÜGE GETAN, WENN DAS PARLAMENT SEINER AUFFASSUNG TATSÄCHLICH AUSDRUCK VERLEIHT, NICHT BEREITS DANN, WENN DER RAT ES UM STELLUNGNAHME ERSUCHT. ES IST DESHALB UNRICHTIG, WENN DER RAT IN DEN BEZUGSVERMERKEN ZUR VERORDNUNG NR. 1293/79 DIE „KONSULTATION“ DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS ANFÜHRT.
35 DER RAT BESTREITET NICHT, DASS DIE ANHÖRUNG DES PARLAMENTS EINE WESENTLICHE FORMVORSCHRIFT IST. IM VORLIEGENDEN FALL JEDOCH, SO MEINT ER, HABE DAS PARLAMENT DIE BEACHTUNG DIESER FORMVORSCHRIFT DURCH SEIN EIGENES VERHALTEN UNMÖGLICH GEMACHT; ES KÖNNE SICH DESHALB AUF DEREN MISSACHTUNG NICHT BERUFEN.
36 ES IST IM VORLIEGENDEN FALL NICHT ERFORDERLICH, AUF DIE GRUNDSÄTZLICHEN FRAGEN EINZUGEHEN, DIE DIESE ARGUMENTATION DES RATES AUFWIRFT. ES GENÜGT FESTZUSTELLEN, DASS DER RAT AM 25. JUNI 1979, ALS ER SEINE VERORDNUNG NR. 1293/79 ZUR ÄNDERUNG DER VERORDNUNG NR. 1111/77 ERLIESS, OHNE DASS EINE STELLUNGNAHME DES PARLAMENTS VORGELEGEN HÄTTE, NOCH NICHT ALLE MÖGLICHKEITEN AUSGESCHÖPFT HATTE, UM EINE VORHERIGE STELLUNGNAHME DES PARLAMENTS ZU ERLANGEN. ZUM EINEN BEANTRAGTE ER NICHT DIE DURCHFÜHRUNG DES IN DER GESCHÄFTSORDNUNG DES PARLAMENTS VORGESEHENEN DRINGLICHKEITSVERFAHRENS, OBWOHL ER AUF ANDEREN GEBIETEN UND IM HINBLICK AUF ANDERE VERORDNUNGSENTWÜRFE ZUR GLEICHEN ZEIT VON DIESER MÖGLICHKEIT GEBRAUCH MACHTE. ZUM ANDEREN HÄTTE ER UM SO EHER NACH ARTIKEL 139 EWG-VERTRAG [nun Art. 196 EGV] EINE AUSSERORDENTLICHE SITZUNG DES PARLAMENTS BEANTRAGEN KÖNNEN, ALS IHN DAS PRÄSIDIUM DES PARLAMENTS AM 1. MÄRZ UND AM 10. MAI 1979 AUF DIESE MÖGLICHKEIT HINGEWIESEN HATTE.
37 DA DIE IN ARTIKEL 43 EWG-VERTRAG VORGESCHRIEBENE STELLUNGNAHME DES PARLAMENTS NICHT VORLAG, IST DIE VERORDNUNG NR. 1293/79 DES RATES ZUR ÄNDERUNG DER VERORDNUNG NR . 1111/77 FOLGLICH UNBESCHADET DER BEFUGNIS DES RATES FÜR NICHTIG ZU ERKLÄREN, GEMÄSS ARTIKEL 176 ABSATZ 1 EWG-VERTRAG [nun Art. 233 EGV] IM ANSCHLUSS AN DIESES URTEIL ALLE ANGEMESSENEN MASSNAHMEN ZU ERGREIFEN.
( Anhörung des EP ist wesentliche Formvorschrift; ihr Fehlen macht den Rechtsakt anfechtbar

	4. Das Zustimmungsverfahren


Mit diesem Verfahren muss der Rat bei besonders wichtigen Beschlüssen die Zustimmung des Europäischen Parlaments einholen.

Der Ablauf entspricht dem Anhörungsverfahren, wobei das Parlament aber einen Vorschlag nicht abändern, sondern nur annehmen oder ablehnen kann. Die Annahme ("Zustimmung") erfordert eine absolute Mehrheit der abgegebenen Stimmen.

Das Zustimmungsverfahren gilt in folgenden Bereichen:

· Bestimmte Aufgaben der Europäischen Zentralbank 

· Änderung der Satzung des Europäischen Systems der Zentralbanken und der Europäischen Zentralbank 

· Struktur- und Kohäsionsfonds 

· Einheitliches Verfahren zur Wahl des Europäischen Parlaments 

· Bestimmte internationale Übereinkünfte 

· Beitritt neuer Mitgliedstaaten 

  

3. Rechtssetzungsverfahren durch die Kommission: das Ausschussverfahren

Rechtsfragen der "Komitologie"
:

Die Bedeutung des Art. 202 Sps. 3 EGV: Delegation von Durchführungs- bzw. Konkretisierungsbefugnissen

Ausschüsse, die mit Vertretern der Mitgliedstaaten besetzt sind, sind an der Durchführungsgesetzgebung der Kommission in unterschiedlicher Weise beteiligt. Das ist näher geregelt im neuen Komitologiebeschluß (ABl.EG 1999 L 184/23-26, Sart. II Nr. 236).

Der neue Komitologie-Beschluß führt eine stärkere Information des EP sowie der Öffentlichkeit ein. Im einzelnen sind folgende Ausschussverfahren geregelt:

- Beratungsverfahren: nur Anhörung durch die Kommission, die an Stellungnahme nicht

gebunden ist, diese wird aber in Protokoll aufgenommen

- Verwaltungsverfahren zur Umsetzung der Gemeinsamen Agrarpolitik oder

Fischereipolitik oder zur Durchführung von Programmen mit erheblicher

Auswirkung auf den Haushalt: Ausschuß nimmt mit qualifizierter Mehrheit Stellung,

keine Befugnisse des EP. Bei abweichender Meinung des Ausschusses

legt Kommission die getroffenen Maßnahmen dem Rat vor, der kann

sie durch andere Entscheidung ersetzen.

- Regelungsverfahren: zur Anpassung nicht wesentlicher Bestimmungen des

Rechtsaktes; das Verfahren soll bei „Maßnahmen von allgemeiner Tragweite Anwendung finden“: Ausschuß nimmt Stellung mit qualifizierter Mehrheit, bei abweichendem

oder fehlendem Votum legt die Kommission dem Rat einen Vorschlag

vor und unterrichtet das EP. Dieses kann feststellen, dass Vorschlag

über die Durchführung des Basisrechtsakts, der nach Art. 251 EGV erlassen wurde, hinausgeht. Dann kann Rat gleichwohl mit qualifizierter Mehrheit dem Vorschlag der Kommission zustimmen, oder er lehnt den Vorschlag ab. Dann kann Kommission ihren Vorschlag überprüfen und legt dem Rat erneut vor. Falls der nicht mit qualifizierter Mehrheit dafür oder dagegen entscheidet, kann die Kommission die Maßnahme endgültig erlassen

- Schutzmaßnahmen

Dieses Verfahren gilt, wenn der Basisrechtsakt die Kommission zu Schutzmaßnahmen ermächtigt. Kommission hier weitgehend autonom. Nach Maßgabe des Basisrechtsakts aber Kontrolle der Entscheidung der Kommission durch den Rat.

Vorschlag Kommission im Governance-Weißbuch (Dok KOM [2001] 428):

Abschaffung von Verwaltungs- und Regelungsausschussverfahren;

zur Neuregelung des Ausschusswesens im Verfassungsvertrag s. Streinz, Europarecht, 6. Auflage, Rn. 456a; es wird gemäß Art. I-36 III Verfassungsvertrag bei einer Art Komitologie bleiben

4. Rechtssetzungsverfahren mit Verfassungsgebungscharakter:

a) Vertragsänderung nach Art. 48 EUV

b) Ermächtigungen an den Rat zu kleinen Vertragsänderungen, sog. Evolutiv- oder Gleitklauseln: 

+Vertragsänderungen durch bloßen Organbeschluß mit nachfolgender Ratifikation, Art. 42 EUV, 22 II EGV, 190 IV EGV, 269 II EGV über eigene Mittel

+Vertragsänderungen ohne Ratifikation: Art. 67 II 2. Spiegelstrich EGV, 213 I UAbs. 2 [einstimmige Änderung der Anzahl der MdKOM], 222 I [Erhöhung Anzahl der GA], 245 II EGV [Änderung der Satzung EuGH])

c) Aufnahme neuer Mitglieder in die EG, Art. 49 EUV (hier: Zustimmung des EP, nicht nur Anhörung)

VI. Grundrechte und Grundwerte

1. Grundrechtsschutz in der EU

a) Bindung der EG-Organe an die Grundrechte

(Entwicklung der Rspr., zuerst allg Rgrds, wenig geschriebene GRe; dann Verankerung der Rspr in 6 II EUV;
GRCharta)

b) Wirkungsdimensionen der Grundrechte 

(freiheitssichernde Funktion: Abwehr- und Schutzpflicht; Hoheitsgewalt legitimierende Funktion; objektive Dimension als Grundprinzip)

c) Einschränkbarkeit

(Allg Gesetzesvorbehalt

2. Ziele und Grundwerte

a) Ziele der EU/EG: Art. 2 EUV, Art. 2-4 EGV

b) Unionsbürgerschaft 

c) Art. 6 I EUV: Freiheit, Demokratie, Menschenrechte und Grundfreiheiten, Rechtstaatlichkeit 

Absicherung: Sanktion nach Art. 7; Beitrittsvoraussetzung nach Art. 49 EUV

VII. Grundfreiheiten

1. Allgemeine Lehren 
Bedeutung der Grundfreiheiten

Abgrenzung der einzelnen Grundfreiheiten

Individuelle Rechte

Adressaten: Berechtigte und Verpflichtete 

2. Konvergenz und Differenzierung der Grundfreiheiten

Entwicklung einer einheitlichen Dogmatik 

Vom Gleichheitsrecht zum Freiheitsrecht

Schutzpflichtdimension

3. Tatbestand („Schutzbereich“) -  Schranken – Schranken-Schranken

a) Allgemeine Voraussetzungen (Wirtschaftliche Tätigkeit, grenzüberschreitender Bezug, 
dem Staat zurechenbare Maßnahme; keine Bereichsausnahme, keine tatbestandliche Einschränkung („Keck-Formel“) und keine spezielle sekundärrechtliche Regelung)
b) Schranken der Grundfreiheiten gemäß EGV und Rechtsprechung, insb. auch Gemeinschaftsgrundrechte 
c) Schranken-Schranken (Diskriminierungsverbot, Verhältnismäßigkeitsgrundsatz)
VIII. Rechtsschutz

1. Klagemöglichkeiten zum EuGH/EuG

(insbesondere: Klagemöglichkeiten und Rechtsschutz des einzelnen, individuelle Betroffenheit durch EG-Verordnung; Neuregelung im VerfE; dazu Cremer EuGRZ 2004)

Verfahrensarten vor dem EuGH: 
(1) Vertragsverletzungsverfahren (Aufsichtsklage) nach Art. 226 EGV

-
Sachliche und funktionelle Zuständigkeit (Abgrenzung zu nationalen Gerichten und EuG): Art. 225, Art. 226 II EGV

I.
Klageberechtigung

1.
Aktiv: Kommission

2.
Passiv: Mitgliedstaat
II.
Vorverfahren

Schlichtungsversuch durch die Kommission

1.
Aufforderung an den Mitgliedstaat, sich zu dem behaupteten Vertragsverstoß zu äußern (erstes Mahnschreiben). Fristsetzung. 

2.
Mit Gründen versehene Stellungnahme der Kommission nach erfolglosen Fristab​lauf. Setzen einer letzten Frist. 

3.
Nichtbefolgung der Stellungnahme der Kommission innerhalb der gesetzten Frist

III.
Klagefrist: keine

IV.
Rechtsschutzinteresse


Kontradiktorisches, aber objektives Verfahren. 


Problem: Aufsichtsklage noch zulässig, wenn Vertragsverstoß bereits beseitigt? EuGH: Ja, da Feststellungsinteresse (z.B. Grundlage für Haftung des Mitgliedstaats). 

Inhalt und Wirkung des Urteils 


Art. 228 EGV: Feststellungsurteil


Vollstreckung: An sich keine Möglichkeit. Erneutes Vertragsverletzungsverfahren ge​mäß Art. 226 EGV. Pauschalbetrag oder Zwangsgeld gemäß Art. 228 Abs. 2 UAbs. 3 EGV. 


Beispiel: EuGH, Rs. 178/84, Slg. 1987, 1227 - Reinheitsgebot für Bier

(2) Nichtigkeitsklage im „Organstreit“ nach Art. 230 Abs. 2 EGV

-
Sachliche und funktionelle Zuständigkeit: Art. 240, Art. 225 EGV; Art. 51 Protokoll über die Satzung des EuGH (Sart. II Nr. 245)
I.
Klageberechtigung

1.
Aktiv: Mitgliedstaaten, Kommission, Rat (privilegierte Kläger)


Europäisches Parlament, Europäische Zentralbank, Europäischer Rechnungshof

2.
Passiv: 


Europäisches Parlament und Rat gemeinsam; Rat; Kommission; EZB


Europäisches Parlament

II.
Klagegegenstand


Handeln des beklagten Gemeinschaftsorgans mit Rechtswirkung

III.
Klagegrund


Art. 230 Abs. 2 EGV: Unzuständigkeit, Verletzung wesentlicher Formvorschriften, Ver​letzung des Vertrages oder einer bei seiner Durchführung anzuwendenden Rechtsnorm, Ermessensmißbrauch

IV.
Rechtsschutzbedürfnis

1.
Für Klagen Privilegierter (Mitgliedstaat, EP, Rat,  Kommission): Nicht erforderlich

(Daher ist die Klage eines Mitgliedstaats gegen den Rat selbst dann zulässig, wenn er im Rat für die angegriffene Handlung gestimmt hat.) 

2.
Für Klagen des Rechnungshofs und der EZB: Verletzung eigener Rechte

V.
Frist 


Art. 230 Abs. 5 EGV. Berechnung gemäß Art. 80 VerfO EuGH (Sart. II Nr. 250)

Inhalt und Wirkung des Urteils

Nichtigkeitserklärung gemäß Art. 231 Abs. 1 EGV. Ex tunc und erga omnes. Beachtungs​pflicht für nationale Behörden und Gerichte. Auswirkung auf Gewährung vorläufigen Rechts​schutzes. 

Beachte: Art. 231 Abs. 2 EGV. 

Rechtsprechungsbeispiel: EuGH, Rs. 68/86, Slg. 1988, 855 - Vereinigtes Königreich/Rat 

(3) Nichtigkeitsklage von Individuen Art. 230 Abs. 4 EGV

-
Sachliche und funktionelle Zuständigkeit: Art. 240, Art. 225 Abs. 1 EGV; Art. 51 Protokoll über die Satzung des EuGH (Sart. II Nr. 245) ( EuG
I.
Klageberechtigung

1.
Aktiv: Natürliche und juristische Personen (gemeinschafts​rechtlicher Begriff, strittig)


Auch juristische Personen des öffentlichen Rechts, auch Ge​bietskörperschaften

2.
Passiv: Europäisches Parlament und Rat gemeinsam; Rat; Kommission; EZB


Europäisches Parlament für Handlungen mit Rechtswirkungen gegenüber Dritten

II.
Klagegegenstand


Entscheidung


Für Qualifizierung materieller Gehalt als Einzelfallregelung maßgeb​lich (Vgl. Art. 230 Abs. 4 EGV). Daher ggf. auch Verordnungen, so​gar Richtlinien. 

III.
Klagegrund


Art. 230 Abs. 4 verweist auf Art. 230 Abs. 2 EGV

IV.
Klagebefugnis


Für nichtprivilegierte Klagebefugte erforderlich


Art. 230 Abs. 4, 1. Alternative EGV: Adressat einer Entscheidung (vgl. Art. 254 Abs. 3 EGV)


Art. 230 Abs. 4, 2. Alternative EGV: Entscheidung, die an eine an​dere Person (auch Staat) ergangen ist, den Kläger aber unmittelbar und individuell trifft


Beeinträchtigung in seinen Interessen (nicht notwendig Rechten)


Eingrenzung der Klagebefugnis nach den Kriterien: 

1.
Unmittelbare Betroffenheit


Auswirkungen auf Interessen des Klägers treten zwangsläufig ein. Kein Hinzutreten ungewisser weiterer Umstände. 

2.
Individuelle Betroffenheit


Entscheidung berührt den Kläger wegen bestimmter persönlicher Eigenschaften oder besonderer, ihn aus dem Kreis aller übrigen Personen heraushebender Um​stände. Individualisierung wie einen Adressaten (sog. Plaumann-Test). 


Abgrenzung: Gruppenbetroffenheit: Individualbetroffenheit fehlt, wenn der Kläger nur in seiner Eigenschaft als Angehöriger einer nach allgemeinen Merkmalen bestimmten Gruppe betroffen ist..

 Problem: Inkonsequente Handhabung des Plaumann-Tests. So etwa: Beeinflussung des Plaumann-Test im Antidumping-Verfahren, im Kartellverfahren und bei Beihilfen  durch Rücksichtnahme auf Verfahrensbeteiligung S. etwa zur negativen Konkurrentenklage gegen Beihilfe an Dritten Koenig/Pechstein/Sander, EU-/EG-Prozessrecht, 2. Aufl. 2002, Rn. 430 ff, 487 ff. Bei Konkurrentenklagen gegen Beihilfegenehmigung durch die Kommission wird etwa darauf abgestellt, ob ein direktes Wettbewerbsverhältnis besteht. Sonst muss eine auf der Beihilfengewährung beruhende Beeinträchtigung der Wettbewerbsposition dargelegt werden.

V.
Frist


Art. 230 Abs. 5 EGV. Art. 80 VerfO EuGH (Sart. II Nr. 245)


Nichtadressat muss Klage innerhalb von zwei Monaten nach Kenntniserlan​gung erheben. 

Inhalt und Wirkung des Urteils

Art. 231 Abs. 1 EGV: Nichtigerklärung ex tunc und erga omnes. Beach​tung durch nationale Behörden und Gerichte. 

Rechtsprechungsbeispiel: EuGH, Rs. C-309/89, Slg.1994 I, 1853 - Codorniu/Rat.

Hier hielt der EuGH ein Unternehmen als durch eine Verordnung für unmittelbar und individuell betroffen. Geklagt hatte das spanische Unternehmen Codorniu gegen eine VO, die die Bezeichnung „cremant“ bestimmten in Frankreich und Luxemburg hergestellten Weinen vorbehielt. Die Fa. Codorniu war damit gehindert, ihr seit 1924 eingetragenes und genutztes Markenzeichen Gran Cremant de Codorniu weiter zu nutzen. Nach dem Plaumann Test hätte der EuGH an sich die Zulässigkeit verneinen müssen, da die Fa. in allgemeinen Merkmalen betroffen war. Entscheidend für die individuelle Betroffenheit schien auch hier die besondere Marktstellung der Kläger und der zu erwartende besondere Schaden.

Zur Klagebefugnis der Individuen


EuGH, Rs. C-263/02 P – Jégo-Quéré, Urteil vom 1.4.2004, NJW 2004, 2006

Sachverhalt: Das Fischereiunternehmen Jégo-Quéré, das südlich von Irland in dem von Art. 5 der VO 1162/2001 erfaßten Fischfanggebiet ständig Wittlingfang betreibt, setzt dabei Schiffe von über 30m Länge und Schleppnetze mit einer Maschenweite von 8 cm ein. Die VO 1162/2001 verbietet dort den Einsatz von Schleppnetzen mit einer Maschengröße von weniger als 10 cm, es sei denn die Schiffe wären weniger als 12 m lang. Das Unternehmen klagt daher auf Nichtigerklärung der Verordnung; hiergegen wird die Einrede der Unzulässigkeit erhoben. Dennoch sieht das EuG (Rs. T-177/01, Slg. 2002, II-2365=NJW 2002, 2006) die Klage in einem Zwischenurteil als zulässig an, da eine natürliche oder juristische Person von einer allgemein geltenden Gemeinschaftsbestimmung als individuell betroffen anzusehen sei, wenn diese Bestimmung ihre Rechtsposition unzweifelhaft und gegenwärtig beeinträchtigt, indem sie ihre Rechte einschränkt oder ihr Pflichten auferlegt. Hiergegen legte die Kommission Rechtsmittel ein.

EuGH:

16 Die Kommission stützt ihr Rechtsmittel auf zwei Gründe. 
17 Erstens habe das Gericht gegen seine Verfahrensordnung verstoßen, weil die Rechtssache an das Plenum des Gerichts hätte verwiesen werden müssen. Zweitens habe das Gericht dadurch gegen Artikel 230 Absatz 4 EG verstoßen, dass es die Voraussetzung der individuellen Betroffenheit von Jégo-Quéré in einer Weise ausgelegt habe, die mit dem vom Vertrag geschaffenen Rechtsschutzsystem unvereinbar sei.
Würdigung durch den Gerichtshof 
29 Es ist daran zu erinnern, dass der Einzelne die Möglichkeit haben muss, einen effektiven gerichtlichen Schutz der Rechte in Anspruch zu nehmen, die er aus der Gemeinschaftsrechtsordnung herleitet, wobei das Recht auf einen derartigen Schutz zu den allgemeinen Rechtsgrundsätzen gehört, die sich aus den gemeinsamen Verfassungsüberlieferungen der Mitgliedstaaten ergeben. Dieses Recht ist auch in den Artikeln 6 und 13 EMRK verankert (vgl. u. a. Urteile in der Rs. 222/84, Johnston, Slg. 1986, 1651, Rn. 18, und in der Rs. C-50/00 P, Unión de Pequeños Agricultores/Rat, Slg. 2002, I-6677, Rn. 39). 
30 Der EG-Vertrag hat mit den Artikeln 230 EG und 241 EG auf der einen und Artikel 234 EG auf der anderen Seite ein vollständiges System von Rechtsbehelfen und Verfahren, das die Kontrolle der Rechtmäßigkeit der Handlungen der Organe gewährleisten soll, geschaffen und mit dieser Kontrolle den Gemeinschaftsrichter betraut. In diesem System haben natürliche oder juristische Personen, die wegen der Zulässigkeitsvoraussetzungen des Artikels 230 Absatz 4 EG Gemeinschaftshandlungen allgemeiner Geltung nicht unmittelbar anfechten können, die Möglichkeit, je nach den Umständen des Falles die Ungültigkeit solcher Handlungen entweder inzident nach Artikel 241 EG vor dem Gemeinschaftsrichter oder aber vor den nationalen Gerichten geltend zu machen und diese Gerichte, die nicht selbst die Ungültigkeit der genannten Handlungen feststellen können, zu veranlassen, dem Gerichtshof insoweit Fragen zur Vorabentscheidung vorzulegen (Urteil Unión de Pequeños Agricultores/Rat, Rn. 40). 
31 Es ist somit Sache der Mitgliedstaaten, ein System von Rechtsbehelfen und Verfahren vorzusehen, mit dem die Einhaltung des Rechts auf effektiven gerichtlichen Rechtsschutz gewährleistet werden kann (Urteil Unión de Pequeños Agricultores/Rat, Rn. 41). 
32 In diesem Rahmen haben die nationalen Gerichte gemäß dem in Artikel 10 EG aufgestellten Grundsatz der loyalen Zusammenarbeit die nationalen Verfahrensvorschriften über die Einlegung von Rechtsbehelfen möglichst so auszulegen und anzuwenden, dass natürliche und juristische Personen die Rechtmäßigkeit jeder nationalen Entscheidung oder anderen Maßnahme, mit der eine Gemeinschaftshandlung allgemeiner Geltung auf sie angewandt wird, gerichtlich anfechten und sich dabei auf die Ungültigkeit dieser Handlung berufen können (Urteil Unión de Pequeños Agricultores/Rat, Rn. 42). 
33 Eine Nichtigkeitsklage vor dem Gemeinschaftsrichter steht jedoch einem Einzelnen, der sich gegen eine Handlung mit allgemeiner Geltung wie eine Verordnung wendet, die ihn nicht in ähnlicher Weise individualisiert wie einen Adressaten, auch dann nicht offen, wenn nach einer konkreten Prüfung der nationalen Verfahrensvorschriften durch diesen Richter dargetan werden könnte, dass diese Vorschriften es dem Einzelnen nicht gestatten, eine Klage zu erheben, mit der er die Gültigkeit der streitigen Gemeinschaftshandlung in Frage stellen kann. Denn eine solche Regelung würde es in jedem Einzelfall erforderlich machen, dass der Gemeinschaftsrichter das nationale Verfahrensrecht prüft und auslegt, was seine Zuständigkeit im Rahmen der Kontrolle der Rechtmäßigkeit der Gemeinschaftshandlungen überschreiten würde (Urteil Unión de Pequeños Agricultores/Rat, Randnrn. 37 und 43). 
34 Daher ist eine Nichtigkeitsklage vor dem Gemeinschaftsrichter jedenfalls auch dann nicht möglich, wenn sich ergäbe, dass der Einzelne nach den nationalen Verfahrensvorschriften die Gültigkeit der beanstandeten Gemeinschaftshandlung erst in Frage stellen kann, wenn er gegen diese Handlung verstoßen hat. 
35 Die Tatsache, dass die Verordnung Nr. 1162/2001 im vorliegenden Fall unmittelbar, d. h. ohne Tätigwerden der nationalen Behörden, gilt, bedeutet als solche nicht, dass ein von der Verordnung unmittelbar betroffener Wirtschaftsteilnehmer deren Gültigkeit erst dann in Zweifel ziehen kann, wenn er gegen sie verstoßen hat. Es ist nämlich nicht auszuschließen, dass ein nationales Rechtssystem einem Einzelnen, der von einer allgemeinen normativen Handlung des nationalen Rechts, die nicht unmittelbar gerichtlich angefochten werden kann, unmittelbar betroffen ist, die Möglichkeit eröffnet, bei den nationalen Behörden eine mit dieser Handlung zusammenhängende Maßnahme zu beantragen, die vor dem nationalen Gericht angefochten werden kann, so dass dieser Einzelne die fragliche Handlung mittelbar beanstanden kann. Ebenso ist nicht auszuschließen, dass ein nationales Rechtssystem einem von der Verordnung Nr. 1162/2001 unmittelbar betroffenen Wirtschaftsteilnehmer die Möglichkeit eröffnet, bei den nationalen Behörden eine sich auf diese Verordnung beziehende Maßnahme zu beantragen, die vor dem nationalen Gericht angefochten werden kann, so dass ein solcher Wirtschaftsteilnehmer die fragliche Verordnung mittelbar beanstanden kann. 
36 Zwar ist die Voraussetzung, dass eine natürliche oder juristische Person nur dann Klage gegen eine Verordnung erheben kann, wenn sie nicht nur unmittelbar, sondern auch individuell betroffen ist, im Licht des Grundsatzes eines effektiven gerichtlichen Rechtsschutzes unter Berücksichtigung der verschiedenen Umstände, die einen Kläger individualisieren können, auszulegen; doch kann eine solche Auslegung nicht zum Wegfall der fraglichen Voraussetzung, die ausdrücklich im Vertrag vorgesehen ist, führen. Andernfalls würden die Gemeinschaftsgerichte die ihnen durch den Vertrag verliehenen Befugnisse überschreiten (Urteil Unión de Pequeños Agricultores/Rat, Rn. 44). 
37 Dies ist aber bei der Auslegung dieser Voraussetzung in Randnummer 51 des angefochtenen Urteils der Fall, wonach eine natürliche oder juristische Person als von einer allgemein geltenden Gemeinschaftsbestimmung, die sie unmittelbar betrifft, individuell betroffen anzusehen ist, wenn diese Bestimmung ihre Rechtsposition unzweifelhaft und gegenwärtig beeinträchtigt, indem sie ihre Rechte einschränkt oder ihr Pflichten auferlegt. 
38 Eine derartige Auslegung läuft nämlich im Wesentlichen darauf hinaus, dass die Voraussetzung der individuellen Betroffenheit, wie sie in Artikel 230 Absatz 4 EG vorgesehen ist, verfälscht wird. 
39 Aus dem Vorstehenden folgt, dass das Gericht einen Rechtsfehler begangen hat. Der zweite Rechtsmittelgrund ist daher für begründet zu erklären.
Zum Anschlussrechtsmittel

Würdigung durch den Gerichtshof 
43 Wie das Gericht in den Randnummern 23 und 24 des angefochtenen Urteils zutreffend festgestellt hat, wenden sich die Artikel 3 Buchstabe d und 5 der Verordnung Nr. 1162/2001, deren Nichtigerklärung Jégo-Quéré erreichen will, abstrakt an unbestimmte Personengruppen und gelten für objektiv bestimmte Sachverhalte. Diese Artikel haben daher ihrem Wesen nach allgemeine Geltung. 
44 Es entspricht aber ständiger Rechtsprechung, dass die allgemeine Geltung einer Vorschrift es nicht ausschließt, dass diese Vorschrift bestimmte Wirtschaftsteilnehmer unmittelbar und individuell betreffen kann (vgl. u. a. Urteil in der Rs. C-142/00 P, Kommission/Nederlandse Antillen, Slg. 2003, I-3483, Rn. 64). 
45 Eine natürliche oder juristische Person kann aber von einer solchen Vorschrift nur dann individuell betroffen sein, wenn diese sie wegen bestimmter besonderer Eigenschaften oder aufgrund von Umständen betrifft, die sie aus dem Kreis aller übrigen Personen herausheben und sie in ähnlicher Weise individualisieren wie einen Adressaten (vgl. u. a. Urteile in der Rs. 25/62, Plaumann/Kommission, Slg. 1963, 213, 238, und Kommission/Nederlandse Antillen, Rn. 65). 
46 Der Umstand, dass Jégo-Quéré nach ihrem Vorbringen der einzige Wirtschaftsteilnehmer ist, der Wittling in den Gewässern südlich von Irland mit Schiffen von mehr als 30 m fängt, ist aber, wie das Gericht in Randnummer 30 des angefochtenen Urteils ausgeführt hat, nicht geeignet, sie zu individualisieren, da die Artikel 3 Buchstabe d und 5 der Verordnung Nr. 1162/2001 sie nur wegen ihrer objektiven Eigenschaft als Wittlingfischer, der in einem bestimmten Gebiet eine bestimmte Fangtechnik anwendet, ebenso wie jeden anderen Wirtschaftsteilnehmer betreffen, der sich tatsächlich oder potenziell in der gleichen Lage befindet. 
47 Außerdem ist nicht ersichtlich, dass der Kommission für den Erlass der Verordnung Nr. 1162/2001 durch eine gemeinschaftsrechtliche Bestimmung die Anwendung eines Verfahrens vorgeschrieben wäre, in dessen Rahmen Jégo-Quéré möglicherweise Rechte wie das Anhörungsrecht hätte geltend machen können. Das Gemeinschaftsrecht hat somit im Hinblick auf den Erlass der Verordnung Nr. 1162/2001 keine besondere Rechtsposition zugunsten eines Wirtschaftsteilnehmers, wie es Jégo-Quéré ist, festgelegt (in diesem Sinne Urteil in der Rs. 191/82, FEDIOL/Kommission, Slg. 1983, 2913, Rn. 31). 
48 Daher kann der Umstand, dass Jégo-Quéré nach ihrem Vorbringen die einzige Fischfang-Reederei war, die der Kommission vor dem Erlass der Verordnung Nr. 1162/2001 eine bestimmte Lösung für die Wiederauffüllung des Seehechtbestands vorgeschlagen hatte, sie nicht im Sinne von Artikel 230 Absatz 4 EG individualisieren. 
49 Das Anschlussrechtsmittel ist daher zurückzuweisen. 
50 Nach alledem ist das angefochtene Urteil aufzuheben und die Klage auf Nichtigerklärung der Artikel 3 Buchstabe d und 5 der Verordnung Nr. 1162/2001 nach Artikel 61 Absatz 1 der Satzung des Gerichtshofes für unzulässig zu erklären. 

( Eine natürliche oder juristische Person ist von einer allgemein geltenden Gemeinschaftsbestimmung nicht bereits dadurch als individuell betroffen iSv Art. 230 IV EGV anzusehen, wenn diese Bestimmung ihre Rechtsposition unzweifelhaft und gegenwärtig beeinträchtigt, indem sie ihre Rechte einschränkt oder ihr Pflichten auferlegt.
    EuGH, Urteil vom 30. September 2003, Rs. C‑76/01 P, Slg. 2003, I–10091 - Eurocoton

Sachverhalt: Das Comité des industries du coton et des fibres connexes de l'Union européenne (im Folgenden: Eurocoton) reichte am 8. Januar 1996, unterstützt von mehreren seiner Mitglieder, bei der Kommission einen Antrag ein, in dem Eurocoton darlegte, dass die Einfuhren roher Baumwollgewebe mit Ursprung in der Volksrepublik China, Ägypten, Indien, Indonesien, Pakistan und der Türkei gedumpt seien und den betroffenen Wirtschaftszweig der Gemeinschaft erheblich schädigten. Die Kommission leitete daraufhin ein Antidumpingverfahren ein und erließ die Verordnung (EG) Nr. 2208/96 zur Einführung eines vorläufigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren roher Baumwollgewebe mit Ursprung in der Volksrepublik China, Ägypten, Indien, Indonesien, Pakistan und der Türkei (ABl. 1996 L 295, S. 3). Der nachfolgende Vorschlag der Kommission, endgültig Antidumpingzölle einzuführen, fand im Rat aber keine Mehrheit. Mit Telefax vom 23. Juni 1997 ersuchte Eurocoton das Generalsekretariat des Rates zum einen um Bestätigung der Entscheidung des Rates, den genannten Vorschlag der Kommission abzulehnen, und zum anderen um Übermittlung einer Kopie der Entscheidung oder der einer solchen gleichkommenden Sitzungsniederschrift des Rates. Am 24. Juni 1997 wurde Eurocoton geantwortet, der Rat [habe] „das Fehlen der notwendigen einfachen Mehrheit für den Erlass der [fraglichen] Verordnung festgestellt".
Daraufhin erhoben Eurocoton und einige Mitglieder eine Klage, in der sie beantragten, die Entscheidung des Rates, den Verordnungsvorschlag der Kommission abzulehnen, für nichtig zu erklären wegen Verletzung der Begründungspflicht, da der Rat trotz Vorliegens der Voraussetzungen nicht angegeben habe, warum der Antidumpingzoll nicht verhängt wurde, und den Rat zum Ersatz des gesamten Schadens zu verurteilen, der ihnen aus dieser Entscheidung entstanden sei. Mit Urteil vom 29. November 2000 wies das Gericht erster Instanz der EG (Zweite erweiterte Kammer) (Rs. T-213/97 Slg. 2000, II-3727) die Klage auf Nichtigerklärung der Entscheidung "des Rates der Europäischen Union, den von der Kommission der Europäischen Gemeinschaften am 21. April 1997 vorgelegten Vorschlag für eine Verordnung (EG) des Rates zur Einführung eines endgültigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren roher Baumwollgewebe mit Ursprung in der Volksrepublik China, Ägypten, Indien, Indonesien, Pakistan und der Türkei (KOM[97] 160 endg.) nicht anzunehmen, und auf Ersatz des durch diese Entscheidung" verursachten Schadens, als unzulässig ab, soweit es die Anfechtung betraf, da kein Klagegegenstand vorliege. Die bloße Feststellung nach der Abstimmung im Rat, dass die erforderliche Mehrheit für die Annahme eines solchen Verordnungsvorschlags nicht erreicht worden sei, stelle als solche keine anfechtbare Handlung im Sinne von Artikel [230 EGV] dar. Das gelte auch für den bloßen Ablauf der Frist von fünfzehn Monaten nach Art. 6 IX Antidumpinggrundverordnung 384/96. Die Schadenersatzklage sei mangels Fehler des Rates unbegründet. Gegen das Urteil legte Eurocoton und einige ihrer Mitglieder Rechtsmittel ein. Die Rechtsmittelführer stützen ihr Rechtsmittel auf vier Gründe. Mit ihren ersten drei Rechtsmittelgründen machen sie geltend, das Gericht habe gegen Artikel [230] EGV sowie den allgemeinen Grundsatz der Kohärenz verstoßen, weil es die Nichtannahme des von der Kommission vorgelegten Vorschlags für eine Verordnung zur Einführung eines endgültigen Antidumpingzolls durch den Rat nicht als anfechtbare Handlung angesehen und deshalb die Nichtigkeitsklage als unzulässig abgewiesen habe. Mit ihrem vierten Rechtsmittelgrund tragen die Rechtsmittelführer vor, dass das Gericht durch die Abweisung der Schadensersatzklage gegen die Artikel 253 und 288 EGV sowie den allgemeinen Grundsatz der Kohärenz verstoßen habe.
EuGH

Zu den ersten drei Rechtsmittelgründen
Vorbringen der Parteien
31 Mit ihrem ersten Rechtsmittelgrund machen die Rechtsmittelführer geltend, das Gericht habe im Hinblick auf den Antidumpingkodex gegen Artikel [230 EGV] sowie den allgemeinen Grundsatz der Kohärenz verstoßen, weil es die Nichtannahme des von der Kommission vorgelegten Vorschlags für eine Verordnung zur Einführung eines endgültigen Antidumpingzolls durch den Rat nicht als anfechtbare Handlung angesehen habe.
32 Die Rechtsmittelführer führen aus, immer dann, wenn ein Organ im Rahmen eines Verfahrens tätig werde, das durch eine Verordnung geregelt werde, die den Betroffenen Verfahrensrechte verleihe, sei jede Handlung des Organs, die in der Praxis einem Verfahrensabschluss gleichkomme, eine nach Artikel [230] EG-Vertrag anfechtbare Handlung (Urteil Fediol/Kommission, Slg. 1983, 2913, Rn. 28 bis 31, sowie Urteile in Rs. 210/81, Demo-Studio Schmidt/Kommission, Slg. 1983, 3045, RS. 298/83, CICCE/Kommission, Slg. 1985, 1105, und RS. 142/84 und 156/84, BAT und Reynolds/Kommission, Slg. 1987, 4487, zitiert im Urteil des Gerichts, Rs. T-24/90, Automec/Kommission, Slg. 1992, II-2223, Rn. 78).
33 Außerdem gehe aus der Rechtsprechung der Gemeinschaftsgerichte hervor, dass die von einem Organ erklärte Ablehnung des Antrags eines Klägers in der letzten Phase eines auf der Grundlage einer Verordnung eingeleiteten Verfahrens verbindliche Rechtswirkungen erzeuge, die die Interessen des Klägers beeinträchtigen könnten, und in dessen Rechtsstellung eingreife (Urteil in Rs. T-120/96, Lilly Industries/Kommission, Slg. 1998, II-2571, Rn. 53).
34 Als der Rat den Vorschlag der Kommission geprüft habe, sei er im Rahmen der Grundverordnung tätig geworden, die den Betroffenen, insbesondere den Antragstellern, Verfahrensrechte verleihe. Mit der angefochtenen Entscheidung sei das Verfahren in seiner letzten Phase effektiv abgeschlossen und der Antrag auf Erlass von Antidumpingmaßnahmen abgelehnt worden, den die Antragsteller, unter denen sich auch die Rechtsmittelführer befänden, eingereicht hätten. Auch wenn der Rat behaupte, dass die angefochtene Entscheidung nicht endgültig gewesen sei, sei sie es jedenfalls mit Ablauf der Frist von fünfzehn Monaten gemäß Artikel 6 Absatz 9 der Grundverordnung geworden.


Würdigung durch den Gerichtshof
Zur Zulässigkeit des Rechtsmittels
46 Was zunächst die vom Rat erhobene Einrede der Unzulässigkeit des ersten Rechtsmittelgrundes angeht, so folgt aus den Artikeln 225 EGV 51 I der EG-Satzung des Gerichtshofes und 112 § 1 Satz 1 Buchstabe c der Verfahrensordnung des Gerichtshofes, dass ein Rechtsmittel die beanstandeten Teile des Urteils, dessen Aufhebung beantragt wird, sowie die rechtlichen Argumente, die diesen Antrag speziell stützen, genau bezeichnen muss (Urteil in Rs. C-352/98 P, Bergaderm und Goupil/Kommission, Slg. 2000, I-5291, Rn. 34).
47 Diesem Erfordernis entspricht ein Rechtsmittel nicht, das sich darauf beschränkt, die bereits vor dem Gericht dargelegten Klagegründe und Argumente wiederzugeben, aber überhaupt keine Ausführungen speziell zur Bezeichnung des Rechtsfehlers enthält, mit dem das angefochtene Urteil behaftet sein soll; ein solches Rechtsmittel zielt nämlich in Wirklichkeit nur auf eine erneute Prüfung der beim Gericht eingereichten Klage ab, was nicht in die Zuständigkeit des Gerichtshofes fällt.
48 Hier jedoch richtet sich der erste Rechtsmittelgrund der Rechtsmittelführer eindeutig gegen spezifische Punkte des angefochtenen Urteils und umfasst Ausführungen, die dem Nachweis dienen, dass das Gericht einen Rechtsfehler begangen habe, indem es festgestellt habe, dass die Nichtannahme des von der Kommission vorgelegten Vorschlags für eine Verordnung zur Einführung eines endgültigen Antidumpingzolls durch den Rat nicht als anfechtbare Handlung angesehen werden könne.
49 Daher ist die erste Unzulässigkeitseinrede, mit der geltend gemacht wird, dass die Rechtsmittelführer bereits vor dem Gericht vorgebrachte Argumente wiederholten, zurückzuweisen.


Zur Begründetheit
54 Zur Frage, ob eine anfechtbare Handlung im Sinne von Artikel [230 EGV] vorliegt, wenn der Rat einen Vorschlag für eine Verordnung zur Einführung eines endgültigen Antidumpingzolls nicht angenommen hat, ist festzustellen, dass nach ständiger Rechtsprechung Handlungen oder Entscheidungen, gegen die die Nichtigkeitsklage nach diesem Artikel gegeben ist, nur diejenigen Maßnahmen sind, die verbindliche Rechtswirkungen erzeugen, die die Interessen des Klägers beeinträchtigen können (vgl. u. a. Urteil in der Rs. C-147/96, Niederlande/Kommission, Slg. 2000, I-4723, Rn. 25).
55 Außerdem liegt nach dieser Rechtsprechung im Fall von Handlungen, die in einem mehrphasigen Verfahren, insbesondere beim Abschluss eines internen Verfahrens, ergehen, eine anfechtbare Handlung grundsätzlich nur bei Maßnahmen vor, die den Standpunkt der Kommission oder des Rates beim Abschluss dieses Verfahrens endgültig festlegen, nicht aber bei Zwischenmaßnahmen, die die abschließende Entscheidung vorbereiten sollen (Urteil Niederlande/Kommission, Rn. 26).
56 Ferner kann eine Handlung nicht mit einer Nichtigkeitsklage angefochten werden, wenn sie Rechtswirkungen weder erzeugen kann noch soll. Für die Feststellung, ob die angefochtene Handlung solche Wirkungen erzeugt, ist auf ihr Wesen abzustellen (vgl. u. a. Urteil Niederlande/Kommission, Rn. 26 und 27).
57 Nach den Akten erklärte der Rat in einer Pressemitteilung, dass das schriftliche Verfahren betreffend die Festlegung endgültiger Antidumpingzölle am 16. Mai 1997 mit negativem Ergebnis geendet habe.
58 Außerdem antwortete das Generalsekretariat des Rates, ... der Rat [habe] ... das Fehlen der notwendigen einfachen Mehrheit für den Erlass der Verordnung festgestellt".
59 Daraus wird deutlich, dass der Rat am 16. Mai 1997 mit Abschluss des Abstimmungsverfahrens zum Vorschlag der Kommission Stellung bezogen hat.
60 Hinzu kommt, dass die Frist von höchstens fünfzehn Monaten, innerhalb deren die Organe nach Artikel 6 IX der Grundverordnung die Untersuchung abschließen und gegebenenfalls endgültige Antidumpingzölle einführen müssen, einige Tage später am 21. Mai 1997 ablief.
61 Das Gericht hat in den Randnummern 62 bis 64 des angefochtenen Urteils die Auffassung vertreten, dass es sich bei dem Hinweis der Rechtsmittelführer auf den Ablauf der betreffenden Frist in ihrer Stellungnahme zur Unzulässigkeitseinrede des Rates um einen neuen Antrag handele, der nicht in diesem Verfahrensstadium gestellt werden könne, und dass jedenfalls dieser Fristablauf nicht als anfechtbare Handlung angesehen werden könne.
62 Mit ihrem Hinweis auf den Ablauf der Frist von fünfzehn Monaten haben die Rechtsmittelführer aber nicht die Nichtigerklärung einer anderen Handlung beantragt als derjenigen, die sie mit der Klage angefochten hatten, sondern lediglich erklärt, selbst wenn die Ablehnung des Vorschlags der Kommission am 16. Mai 1997 keine endgültige Stellungnahme gewesen sein sollte, wäre sie mit Ablauf der Frist von fünfzehn Monaten am 21. Mai 1997 dazu geworden.
63 Somit ist der Ablauf dieser Frist bei der Antwort auf die Frage zu berücksichtigen, ob die Nichtannahme des von der Kommission vorgelegten Vorschlags für eine Verordnung zur Einführung eines endgültigen Antidumpingzolls durch den Rat eine anfechtbare Handlung ist.
64 Hierzu ist festzustellen, dass der Rat diesen Verordnungsvorschlag nach Ablauf der Frist von fünfzehn Monaten gemäß Artikel 6 IX der Grundverordnung nicht mehr annehmen konnte. Folglich wurde die Stellungnahme des Rates zu dem betreffenden Verordnungsvorschlag, die dessen stillschweigende Ablehnung enthielt, mit Ablauf der Frist von fünfzehn Monaten, d. h. am 21. Mai 1997, endgültig.
65 Somit ist der Standpunkt des Rates im letzten Abschnitt des Antidumpingverfahrens durch die Nichtannahme des von der Kommission vorgelegten Vorschlags für eine Verordnung zur Einführung eines endgültigen Antidumpingzolls in Verbindung mit dem Ablauf der Frist von fünfzehn Monaten endgültig festgelegt worden.
66 Durch die Nichtannahme sind auch die Interessen von Eurocoton und der anderen Rechtsmittelführer, die die Antidumpinguntersuchung veranlasst hatten, beeinträchtigt worden. Der Verordnung Nr. 2208/96 und dem Vorbringen der Rechtsmittelführer ist nämlich zu entnehmen, dass der Antrag von Eurocoton im Namen des betreffenden Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft gestellt und von den anderen Rechtsmittelführern unterstützt wurde.
67 Nach alledem weist die Nichtannahme des von der Kommission vorgelegten Vorschlags für eine Verordnung zur Einführung eines endgültigen Antidumpingzolls durch den Rat sämtliche Merkmale einer anfechtbaren Handlung im Sinne von Artikel [230 EGV] auf, da sie verbindliche Rechtswirkungen erzeugte, die die Interessen der Rechtsmittelführer beeinträchtigen konnten.
68 Der Rechtsetzungscharakter des Verfahrens, in dessen Rahmen der Rat seinen endgültigen Standpunkt eingenommen hat, kann an diesem Ergebnis nichts ändern.
69 Das Verfahren im Bereich der Antidumpingzölle gleicht, wie der Generalanwalt in Nummer 84 seiner Schlussanträge bemerkt hat, in vielerlei Hinsicht einem Verwaltungsverfahren.
70 In diesem Bereich wird der Rat nämlich im Rahmen einer Regelung - der Grundverordnung - tätig, in der den Organen genau bestimmte Grenzen gesetzt und den betroffenen Wirtschaftsteilnehmern und ihren Wirtschaftsverbänden Verfahrensrechte verliehen werden.
71 Dabei handelt der Rat in einem rechtlichen Rahmen, den er sich selbst auferlegt hat und durch den festgelegt ist, unter welchen Voraussetzungen eine Antidumpingverordnung angenommen werden muss und welchen Spielraum der Rat bei der Entscheidung über den Erlass entsprechender Maßnahmen hat.
72 Nicht nur die bei Abschluss des Antidumpingverfahrens erlassenen Verordnungen zur Einführung endgültiger Antidumpingzölle, sondern auch die Entscheidungen der Kommission oder des Rates, das Antidumpingverfahren ohne die Auferlegung von Antidumpingzöllen abzuschließen, können vor dem Gemeinschaftsgericht angefochten werden (vgl. Urteile in der Rs. C-121/86, Epicheiriseon Metalleftikon Viomichanikon kai Naftiliakon u. a./Rat, Slg. 1989, 3919, und in der Rs. C-315/90, Gimelec u. a./Kommission, Slg. 1991, I-5589).
73 Zwar haben die Verordnungen zur Einführung von Antidumpingzöllen aufgrund ihrer Rechtsnatur und ihrer Tragweite normativen Charakter, da sie für die Gesamtheit der betroffenen Wirtschaftsteilnehmer gelten, sie können aber gleichwohl nicht nur die Gemeinschaftshersteller, die Antragsteller sind, unmittelbar und individuell betreffen (vgl. u. a. Urteil Fediol/Kommission, Rn. 27 bis 30), sondern unter bestimmten Umständen auch die Hersteller und Exporteure des fraglichen Erzeugnisses, denen die Dumpingpraktiken vorgeworfen werden, sowie dessen Importeure (vgl. u. a. Urteil in den Rs. C-133/87 und C-150/87, Nashua Corporation u. a./Kommission und Rat, Slg. 1990, I-719, Rn. 14 bis 20).
74 Aus den vorstehenden Erwägungen ergibt sich, dass das Gericht mit seiner Feststellung dass die Nichtigkeitsklage mangels anfechtbarer Handlung unzulässig sei, gegen Artikel [230 EGV] verstoßen hat.
75 Daraus folgt, dass das angefochtene Urteil aufzuheben ist, soweit mit ihm die Nichtigkeitsklage der Rechtsmittelführer abgewiesen worden ist.


Zum vierten Rechtsmittelgrund
76 Mit ihrem vierten Rechtsmittelgrund machen die Rechtsmittelführer geltend, das Gericht habe durch die Abweisung ihrer Schadensersatzklage gegen die Artikel [253] und [288] EGV sowie gegen den allgemeinen Grundsatz der Kohärenz verstoßen.
77 Falls der Gerichtshof zu dem Ergebnis gelangen sollte, dass das Gericht einen Fehler begangen habe, als es festgestellt habe, dass es keine anfechtbare Handlung gebe, müsse er auch den Schluss ziehen, dass das Gericht fehlerhaft entschieden habe, als es das auf die unzureichende Begründung der betreffenden Handlung gestützte Vorbringen zurückgewiesen habe.
80 In der Sache ist denn auch festzustellen, dass insofern, als das Gericht zu Unrecht der Auffassung war, dass die Nichtannahme des von der Kommission vorgelegten Vorschlags für eine Verordnung zur Einführung eines endgültigen Antidumpingzolls keine anfechtbare Handlung sei, auch seine Feststellung, mangels anfechtbarer Handlung könne dem auf die unzureichende Begründung gestützten Vorbringen nicht gefolgt werden, unbegründet ist.
81 Daher ist das angefochtene Urteil gegenüber den Rechtsmittelführern aufzuheben, soweit mit ihm die Schadensersatzklage abgewiesen worden ist.


Zu den im ersten Rechtszug erhobenen Klagen
82 Nach Artikel 61 seiner Satzung kann der Gerichtshof, wenn das Rechtsmittel begründet ist und er die Entscheidung des Gerichts aufhebt, den Rechtsstreit selbst endgültig entscheiden, wenn dieser zur Entscheidung reif ist. Dies ist hier der Fall.


Zur Nichtigkeitsklage
Zur Zulässigkeit
83 [Der Rat rügte das Fehlen eines Rechtsschutzbedürfnisses, da nach Ablauf der 15 monatigen Frist der Kommissionsvorschlag ohnehin nicht mehr angenommen werden kann]

84 Was den ersten Einwand angeht, so hat der Rat nach Ablauf der Frist von fünfzehn Monaten den von der Kommission vorgelegten Vorschlag für eine Verordnung zur Einführung eines endgültigen Antidumpingzolls in der Tat nicht mehr annehmen können. Der Rat wird gleichwohl die Nichtigerklärung seiner Entscheidung, den betreffenden Vorschlag nicht anzunehmen (im Folgenden: streitige Entscheidung), zu berücksichtigen haben, wenn er zu einem neuen derartigen Vorschlag der Kommission Stellung nehmen müsste, insbesondere, falls dieser Vorschlag infolge eines Antrags der Rechtsmittelführer vorgelegt wird. Demnach haben die Rechtsmittelführer ein rechtliches Interesse an der Nichtigkeitsklage.
85 Was den zweiten Einwand betrifft, so bestreitet der Rat zum einen nicht, dass Eurocoton als Antragsteller von der streitigen Entscheidung individuell betroffen ist. Zum anderen wurde der Antrag zwar von Eurocoton gestellt; es ergibt sich aber aus der Verordnung Nr. 2208/96 und dem Vorbringen der Rechtsmittelführer vor dem Gericht, dass der Antrag, worauf bereits in Randnummer 66 dieses Urteils hingewiesen worden ist, im Namen des betreffenden Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft gestellt und von zahlreichen Gemeinschaftsherstellern, die für einen erheblichen Teil der Gemeinschaftsproduktion gleichartiger Waren verantwortlich zeichnen, und insbesondere von den anderen Rechtsmittelführern unterstützt wurde. Daher ist es gerechtfertigt, auch die anderen für den Antrag verantwortlichen Rechtsmittelführer als von der streitigen Entscheidung individuell betroffen anzusehen.
86 Daher ist die Nichtigkeitsklage zulässig, soweit sie von den Rechtsmittelführern erhoben worden ist.
Zur Begründetheit
87 Wie der Generalanwalt in den Nummern 112 und 113 seiner Schlussanträge ausführt, stützen die Rechtsmittelführer ihre Nichtigkeitsklage nunmehr ausschließlich darauf, dass der Rat seine Begründungspflicht verletzt habe, indem er nicht angegeben habe, aus welchen Gründen der von der Kommission vorgelegte Vorschlag für eine Verordnung zur Einführung eines endgültigen Antidumpingzolls abgelehnt worden sei.
88 Nach ständiger Rechtsprechung muss die in Artikel 253 EGV vorgeschriebene Begründung der Natur des betreffenden Rechtsakts angepasst sein und die Überlegungen des Gemeinschaftsorgans, das den Rechtsakt erlassen hat, so klar und eindeutig zum Ausdruck bringen, dass die Betroffenen ihr die Gründe für die erlassene Maßnahme entnehmen können und das zuständige Gericht seine Kontrollaufgabe wahrnehmen kann. Das Begründungserfordernis ist nach den Umständen des Einzelfalls, insbesondere nach dem Inhalt des Rechtsakts, der Art der angeführten Gründe und nach dem Interesse zu beurteilen, das die Adressaten oder andere durch den Rechtsakt unmittelbar und individuell betroffene Personen an Erläuterungen haben können. In der Begründung brauchen nicht alle tatsächlich oder rechtlich einschlägigen Gesichtspunkte genannt zu werden, da die Frage, ob die Begründung eines Rechtsakts den Erfordernissen des Artikels 253 genügt, nicht nur anhand ihres Wortlauts zu beurteilen ist, sondern auch anhand ihres Kontextes sowie sämtlicher Rechtsvorschriften auf dem betreffenden Gebiet (vgl. Urteil, Rs. C-76/00 P, Petrotub und Republica/Rat, Slg. 2003, I-79, Rn. 81, und die dort zitierte Rechtsprechung).
89 Beschließt der Rat, einen Vorschlag für eine Verordnung zur Einführung von Antidumpingzöllen nicht anzunehmen, hat er eine hinreichende Begründung zu geben, die klar und unzweideutig erkennen lassen muss, aus welchen Gründen der betreffende Vorschlag unter Berücksichtigung der Bestimmungen der Grundverordnung nicht angenommen werden kann.
90 Nach Artikel 9 IV der Grundverordnung setzt der Rat ... einen endgültigen Antidumpingzoll fest", wenn sich aus der endgültigen Feststellung des Sachverhalts ergibt, dass Dumping und eine dadurch verursachte Schädigung vorliegen und das Gemeinschaftsinteresse ein Eingreifen gemäß Artikel 21 der Grundverordnung erfordert.
91 Die Begründungspflicht ist daher nur erfüllt, wenn der fragliche Rechtsakt erkennen lässt, dass Dumping oder ein entsprechender Schaden nicht vorliegen oder das Gemeinschaftsinteresse kein Eingreifen der Gemeinschaft erfordert.
92 Gemäß Artikel 21 Absatz 1 der Grundverordnung ist es zulässig, Maßnahmen, die sich aus der Feststellung des Dumpings und der Schädigung ergeben, ... nicht [anzuwenden], wenn die Behörden auf der Grundlage aller vorgelegten Informationen eindeutig zu dem Ergebnis kommen können, dass die Anwendung dieser Maßnahmen nicht im Interesse der Gemeinschaft liegt".
93 Im vorliegenden Fall wurde, wie sich aus der Pressemitteilung des Rates und dessen Antwort auf ein Auskunftsersuchen von Eurocoton ergibt, als einziger Grund für die Nichtannahme des von der Kommission vorgelegten Vorschlags für eine Verordnung zur Einführung eines endgültigen Antidumpingzolls das Fehlen einer Mehrheit zugunsten dieses Vorschlags angegeben.
94 Nach den vorstehenden Erwägungen genügen diese Angaben über das Ergebnis des Abstimmungsverfahrens innerhalb des Rates nicht der Begründungspflicht aus Artikel 253 EGV.
95 Daher ist die streitige Entscheidung für nichtig zu erklären, soweit sie die Rechtsmittelführer betrifft.


Zur Schadensersatzklage
96 Die Rechtsmittelführer stützen ihre Schadensersatzklage nunmehr ausschließlich darauf, dass die streitige Entscheidung unzureichend begründet sei.
97 Nach ständiger Rechtsprechung erkennt das Gemeinschaftsrecht einen Entschädigungsanspruch an, sofern die drei Voraussetzungen erfüllt sind, dass die Rechtsnorm, gegen die verstoßen worden ist, bezweckt, dem Einzelnen Rechte zu verleihen, dass der Verstoß hinreichend qualifiziert ist und dass zwischen dem Verstoß gegen die dem Urheber des Rechtsakts obliegende Verpflichtung und dem den geschädigten Personen entstandenen Schaden ein unmittelbarer Kausalzusammenhang besteht (vgl. u. a. Urteile, Rs. C-312/00 P, Kommission/Camar und Tico, Slg. 2002, I-11355, Rn. 53).
98 Allerdings kann nach ständiger Rechtsprechung die Haftung der Gemeinschaft nicht durch eine möglicherweise unzureichende Begründung eines Rechtsetzungsakts ausgelöst werden (Urteile, Rs. 106/81, Kind/EWG, Slg. 1982, 2885, Rn. 14, und Rs. C-119/88, AERPO u. a./Kommission, Slg. 1990, I-2189, Rn. 20).
99 Das Verfahren im Bereich der Antidumpingzölle gleicht zwar in vielerlei Hinsicht einem Verwaltungsverfahren, wie in Randnummer 69 dieses Urteils festgestellt worden ist, die unzureichende Begründung einer Handlung, mit der dieses Verfahren abgeschlossen wird, genügt als solche aber ebenfalls nicht, um die Haftung der Gemeinschaft auszulösen.
100 Daher ist die Schadensersatzklage als unbegründet abzuweisen.

( EuGh verfestigt hier seine Rspr., wonach alle Verfahrensabschließenden Handlungen anfechtbar sind. Er setzt sich nicht mit der Möglichkeit einer Untätigkeitsklage auseinander.

(4) Untätigkeitsklage nach Art. 232 EGV

-
Sachliche und funktionelle Zuständigkeit: Art. 240, Art. 225 Abs. 1 EGV; Art. 51 Prot. Satzung EuGH (Sart. II Nr. 245)
I.
Klageberechtigung

1.
Aktiv: 

a)
Privilegiert: Mitgliedstaaten und Organe einschließlich Europäisches Parlament (Art. 7 EGV)


Europäische Zentralbank (Art. 232 Abs. 4 EGV)

b)
Nichtprivilegiert: Natürliche und juristische Personen (Art. 232 Abs. 3 EGV)

2.
Passiv: Europäisches Parlament, Rat, Kommission (Art. 232 Abs. 1 EGV); EZB (Art. 232 Abs. 4 EGV)

II.
Klagegegenstand


Unterlassen einer Beschlußfassung trotz primärrechtlicher Verpflichtung. 


„Beschluß“: Alle Maßnahmen, deren Tragweite sich hinreichend bestimmen läßt, so daß sie konkretisiert werden und Gegenstand eines Vollzugs im Sinne von Art. 233 EGV sein kann ( jede Maßnahme, die rechtliche Wirkung entfalten soll. 

III.
Vorverfahren


Erfolglose Aufforderung zum Tätigwerden (Art. 232 Abs. 2 Satz 1 EGV)


Problem: Weigerung durch „Beschluß“. Abgrenzung zur Nichtigkeitsklage. 

IV.
Klagebefugnis

1.
Privilegierte Klagebefugnis: Objektives Verfahren 

2.
Nichtprivilegierte Klagebefugte: Geltendmachung, dass der unterlassene Akt „an sie zu richten“ ist (und nicht „an andere“)


Rechtsprechung des EuGH weitet das aber aus auf Akte, die entweder an sie selbst oder an andere zu richten sind, wenn letztere sie individuell und unmittelbar betreffen (Begründung: Parallelität von Art. 230 und 232 EGV; effektiver Rechtsschutz: die Möglichkeit des einzelnen zu Rechtsschutz darf nicht davon abhängen, ob ein EG-Organtätig geworden ist oder untätig geblieben ist; EuGH, Rs. C-68/95, Slg. 1996, I-6065, Rn. 59 - T-Port) 

 ( Beispiel: Positive Konkurrentenklage mit dem Ziel, Einschreiten der EG-Organe gegen Konkurrenten zu erreichen, vgl Koenig/Pechstein/Sander, EU-/EG-Prozessrecht, 2. Aufl. 2002, Rn. 603 f, 622 ff.)
V.
Klagefrist


Art. 232 Abs. 2 Satz 2 EGV

Inhalt und Wirkung des Urteils


Art. 233 EGV


Rechtsprechungsbeispiel: EuGH, Rs. 13/83, Slg. 1985, 1513 – Verkehrspolitik

(5) Amtshaftungsklage nach Art. 235 i.V.m. Art. 288 Abs. 2 EGV

Sachliche und funktionelle Zuständigkeit: Art. 240, Art. 225 Abs. 1 EGV; Art. 51 Prot. Satzung EuGH (Sart. II Nr. 245)
I.
Klageberechtigung

1.
Aktiv: Alle Rechtssubjekte (natürliche und juristische Personen, nicht rechtsfähige Verbände, Gebietskörperschaften, Mitgliedstaaten, Personen mit (Wohn-)Sitz außerhalb des Geltungsbereichs des EGV

2.
Passiv: EG, die für Organhandeln haftet

II.
Klagegegenstand


Schadenersatzanspruch für rechtswidriges Handeln eines Gemeinschaftsorgans. 

III.
Rechtsschutzbedürfnis


Fehlt, wenn anderweitige, vorrangig in Anspruch zu nehmende Rechtsschutzmöglichkeit besteht. Schadenersatzklage gegenüber Nichtigkeitsklage selbständiger Rechtsbehelf. Unzulässig ist „konkrete Umgehung“ der Bestandskraft. Argument: Verfahrensmiß​brauch. 

IV.
Verjährung


Zulässigkeitsvoraussetzung. 


Art. 46 Protokoll über die Satzung des EuGH (Sart. II Nr. 245): 5 Jahre 

Inhalt und Wirkungen des Urteils

Schadenersatz

Begründetheit der Amtshaftungsklage

1.
Handeln eines Organs oder eines Bediensteten der Gemeinschaft (auch Rechtsset​zung)

2.
Schaden (auch immaterieller Schaden)

3.
Kausalität zwischen fehlerhaftem Handeln oder Unterlassen und Schaden

4.
Rechtswidrigkeit (hinreichend qualifizierte Verletzung einer Schutznorm, keine allzu hohen Anforderungen) 

5.
Verschulden nach EuGH nicht erforderlich


Rechtsprechungsbeispiel: EuGH, Rs. 5/71,  Slg. 1971, 975 - Schöppenstedt/Rat

(6) Inzidentrüge nach Art. 241 EGV

Keine selbständige Klageart. Inzidentkontrolle im Rahmen eines zulässigen Verfah​rens. 

I.
Anhängigkeit eines Rechtsstreits vor dem EuGH

II.
Berechtigung zur Geltendmachung einer Inzidentrüge

1.
Natürliche und juristische Personen

2.
Mitgliedstaaten und Gemeinschaftsorgane

III.
Gegenstand: Verordnungen 


Entgegen dem Wortlaut auch auf andere Akte als Verordnungen anzuwenden, falls diese nicht von Individuen gemäß Art. 230 Abs. 4 EGV angegriffen werden können. 


Diese Erstreckung ist nicht geboten für Organe und Mitgliedstaaten. 

IV.
Klagegrund


Art. 230 Abs. 2 EGV

Wirkungen 

Nur inter partes, nicht erga omnes. 

Gleichwohl Verpflichtung für Gemeinschaftsorgane, Rechtswidrigkeit von sich aus zu besei​tigen. 

(7) Einstweiliger Rechtsschutz nach Art. 242, Art. 243 EGV

Arten:


Anordung der aufschiebenden Wirkung (vgl. § 80 Abs. 5 VwGO)


Einstweilige Anordnung (vgl. § 123 VwGO)


Aussetzung der Zwangsvollstreckung (vgl. Art. 244 i.V.m. Art. 256 Abs. 4 EGV)
I.
Zulässigkeit 

1.
Anhängigkeit des Hauptsacheverfahrens

2.
Sachliche und funktionelle Zuständigkeit

3.
Antragsbefugnis

4.
Form und Frist

5.
Rechtsschutzinteresse

II.
Begründetheit

1.
Notwendigkeit zur Abwendung schwerer, nicht wieder gut zu machender Schäden

2.
Dringlichkeit

3.
Erfolgsaussichten in der Hauptsache und Interessenabwägung

Beachte: Verhältnis zum nationalen Rechtsschutz. Dieser ist ausgeschlossen, soweit gemeinschaftsrechtlicher Rechtsschutz möglich ist.
Aus den umfassenden Zuständigkeiten des EuGH folgt ein Verwerfungsmonopol für alle Normen des EG-Rechts, EuGH, Slg. 1987, 4199 - Foto Frost. Dieses Verwerfungsmonopol wird vom EuGH aber eingeschränkt im einstweiligen Rechtsschutz infolge Überlegungen des effektiven Rechtsschutzes (EuGH, Slg. 1991, I- 415/542 ff. - Zuckerfabrik Süderdithmarschen, zu Voraussetzugen der Aussetzung des Vollzugs eines Verwaltungsakts, der auf einer EG-Verordnung beruht, welche das Gericht für ungültig hält. Dazu gehört auch eine eventuelle Ungültigkeit wegen Kompetenzüberschreitung durch die EG.)

Fall „Tafelweindestillation“

Die Kommission legte im Jahr 1985 durch eine Verordnung Gesamtmengen an Tafelwein fest, die zu destillieren waren. Die deutschen Stellen erließen daraufhin an die deutschen Winzer Verwaltungsakte, mit denen sie den einzelnen Winzern aufgaben, je eine bestimmte Menge zur destillieren. Dabei ordneten sie, um den effektiven Vollzug der Vorgaben der Kommission sicherzustellen, den sofortigen Vollzug an. Die Winzer legten Widerspruch ein und begehrten bei den Gerichten die Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung ihrer Widersprüche. Die Winzer machen geltend, es bestünden ernsthafte Zweifel an der Gültigkeit der EG-rechtlichen Vorschriften über die obligatorische Weindestillation; daher seien die EG-Vorschriften außer Acht zu lassen, so dass für die Anordnungen die wirksame Rechtsgrundlage fehlten. Die Gerichte hätten daher die aufschiebende Wirkung wiederherzustellen. Hat der Antrag Erfolg?

Lösung:

Begründetheit des Antrags

1. Antragsgegner: § 78 I Nr. 1 VwGO

2. Rechtmäßigkeit der Vollzugsanordnung

formell: richtige Behörde (§ 80 II Nr. 4 VwGO), Begründung nach § 80 III

(materielle Rechtmäßigkeit der Sofortvollzugsanordnung wird nicht geprüft; str.) 

beachte: besonderes „öffentliches Interesse“ nach § 80 II Nr. 4 ist

in Fällen mit EG-Bezug stets gegeben: hier geht es um Umsetzung der Anforderungen der effektiven Wirksamkeit des EG-Rechts 

( Vollzugsanordnung ist rechtmäßig

3. Eigene Entscheidung des Gerichts

Abwägung der verschiedenen Interessen unter summarischer Prüfung der Erfolgsaussichten der Hauptsache (hier: des Widerspruchs gegen VA)

Hier: unterstellt, dass erhebliche Zweifel an der Rechtmäßigkeit des EG-Rechts bestehen, wäre Erfolgsaussicht begründet

Einwirkung des EG-Rechts:

Darf der Richter erhebliche Zweifel an der Rechtmäßigkeit eines EG-Rechtsaktes überhaupt beachten oder greift hier die Sperre des Verwerfungsverbots für EG-Rechtsakte?

Laut EuGH bestehen dafür vier Voraussetzungen im einstweiligen Rechtsschutz

(Rs. C-465/93, Slg. 1995, I-3761 Atlanta)

I. erhebliche Zweifel an der Gültigkeit der Handlung der EG (= Notwendigkeit nach Art. 242 f EGV)

II. Außervollzugsetzung erforderlich, um schwere und nicht wiedergutzumachende Schäden zu vermeiden (=Dringlichkeit)

III. Vorlage an EuGH nach Art. 234 EGV zur Entscheidung über Gültigkeitsfrage in der Hauptsache ist erfolgt oder erfolgt noch

IV. Angemessene Berücksichtigung des Interesses der EG am Vollzug ihrer Rechtsakte

Bei der Prüfung dieser Voraussetzungen müssen die Entscheidungen des EuGH zu den Handlungen der EG und zu gleichartigen Handlungen der EG zu beachten

Hier: selbst wenn erhebliche Zweifel bestehen, fehlt es doch für Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung an einer Dringlichkeit, weil den Winzern allenfalls Einnahmen entgehen, die ersetzbar sind. Außerdem spricht das Interesse der EG am Vollzug der Destillation für ein Unterlassen der Wiederherstellung.

Ergebnis: Der Antrag ist nicht erfolgreich.

2. Vorabentscheidungsverfahren nach Art. 234 EGV

Funktion des Vorabentscheidungsverfahrens:

„Nach ständiger Rechtsprechung ist das in Artikel 234 EG vorgesehene Verfahren ein Instrument der Zusammenarbeit zwischen dem Gerichtshof und den nationalen Gerichten ist, in dem der Gerichtshof diesen die Hinweise zur Auslegung des Gemeinschaftsrechts gibt, die sie zur Entscheidung der bei ihnen anhängigen Rechtsstreitigkeiten benötigen. 

Im Rahmen dieser Zusammenarbeit ist es Sache des mit dem Rechtsstreit befassten nationalen Gerichts, das allein den diesem zugrunde liegenden Sachverhalt unmittelbar kennt und in dessen Verantwortungsbereich die zu erlassende Entscheidung fällt, im Hinblick auf den Einzelfall sowohl die Erforderlichkeit einer Vorabentscheidung für den Erlass seines Urteils als auch die Erheblichkeit der Fragen, die es dem Gerichtshof vorlegt, zu beurteilen. Betreffen daher die vorgelegten Fragen die Auslegung des Gemeinschaftsrechts, so ist der Gerichtshof grundsätzlich gehalten, darüber zu befinden.  Der Gerichtshof hat jedoch auch entschieden, dass es ihm ausnahmsweise obliegt, die Umstände zu untersuchen, unter denen er vom nationalen Gericht angerufen wird. Denn der Geist der Zusammenarbeit, in dem das Vorabentscheidungsverfahren durchzuführen ist, verlangt, dass das vorlegende Gericht seinerseits die Aufgabe des Gerichtshofes beachtet, zur Rechtspflege in den Mitgliedstaaten beizutragen, nicht aber Gutachten zu allgemeinen oder hypothetischen Fragen abzugeben. So hat sich der Gerichtshof außerstande gesehen, über eine von einem nationalen Gericht zur Vorabentscheidung vorgelegte Frage zu befinden, wenn die Auslegung oder die Beurteilung der Gültigkeit einer Gemeinschaftsvorschrift, um die das vorlegende Gericht ersucht, offensichtlich in keinem Zusammenhang mit der Realität oder dem Gegenstand des Ausgangsrechtsstreits steht, wenn das Problem hypothetischer Natur ist oder wenn er nicht über die tatsächlichen oder rechtlichen Informationen verfügt, die für eine zweckdienliche Beantwortung der vorgelegten Fragen erforderlich sind.“
 

Prüfung von Vorabentscheidungsverfahren nach Art. 234 EGV:

- Sachliche und instanzielle Zuständigkeit: Art. 240; Art. 225 Abs. 3 EGV > Prot. Satzung EuGH (Sart. II Nr. 245) -noch nicht realisiert > Art. 62 Prot. Satzung EuGH

I.
Vorlageberechtigung


Gericht


eines Mitgliedstaats


Problem: Schiedsgerichte

II.
Zulässige Vorlagefrage

1.
Gültigkeit

2.
Auslegung


Nicht: Auslegung nationalen Rechts 


Vereinbarkeit nationalen Rechts mit dem EG-Recht


Aber: In der Sache wird dies „abstrakt“ gefragt. Gegebenenfalls Umformulierung durch EuGH. 

III.
Entscheidungserheblichkeit


Auffassung des vorliegenden Gerichts maßgeblich. Mißbrauchskontrolle durch EuGH. 

IV.
Fakultative und obligatorische Vorlage

1.
Fakultativ: Art. 234 Abs. 2 EGV: Vorlageberechtigung. Durch EG-Recht gegeben, darf durch nationales Recht nicht behindert werden. 

2.
Obligatorische Vorlage: Art. 234 Abs. 3 EGV. Vorlageverpflichtung. 


Strittig, ob nur oberste Gerichte (abstrakte Betrachtungsweise) oder alle Gerichte, die im konkreten Verfahren letzte Instanz (konkrete Betrachtungsweise). Wegen Einheitlichkeit der Anwendung des EG-Rechts konkrete Betrachtungsweise. 


Im Eilverfahren Vorlage zulässig, aber nicht obligatorisch. 

Wirkungen der Vorabentscheidung

Im EGV nicht geregelt. 

Bindung des vorlegenden Gerichts und aller mit der Sache befaßten Instanzgerichte. 

Bei Ungültigkeitserklärung eines Rechtsaktes faktische erga omnes-Wirkung.

Im übrigen: Bei geplantem Abweichen von der Rechtsprechung des EuGH neue Vorlage geboten, aber auch möglich. 

Auswirkungen auf vorläufigen Rechtsschutz durch nationale Gerichte. 

Beachte: Art. 231 Abs. 2 EGV analog. 

Rechtsprechungsbeispiel: EuGH, Rs. 102/81, Slg. 1982, S. 1095 - Nordsee/Mond 

Zur Ergänzung: Vorabentscheidungsverfahren nach Art. 35 Abs. 1-4 EUV

I. Zuständigkeit

    1. Ausschließliche sachliche Zuständigkeit des EuGH (Art. 225 Abs. 3 EGV - keine

        Regelung in der Satzung - Sart. 245)

    2. Zuständigkeitsbegründende Erklärung des Mitgliedstaates (Art. 35 Abs. 2 EUV)

         - durch Deutschland erfolgt, vgl. EuGH-Gesetz

II. Vorlagegegenstand

    Vorlage zur

     - Auslegung und Gültigkeit von Rahmenbeschlüssen gem. Art. 34 Abs. 2 lit. b EUV

     - Auslegung und Gültigkeit von Beschlüssen nach Art. 34 Abs. 2 lit. c EUV („andere

        Beschlüsse“)

     - Auslegung und Gültigkeit der Übereinkommen nach Titel VI EUV (bei Übereinkommen

        gem. Art. 38 EUV nur Auslegung)

     - Auslegung von Durchführungsmaßnahmen zu solchen Übereinkommen

III. Vorlagerecht und Vorlagepflicht

      Vorlagerecht mitgliedstaatlicher Gerichte (Art. 35 Abs. 3 EUV)

         - nur letztinstanzliche (lit a) 

         - oder sämtliche (lit. b)

      Vorlagepflicht nicht vorgesehen   - ggf. nach nationalem Recht
Entscheidung

Wie bei Art. 234 EGV

Prüfungsmaßstab gesamtes Unionsprimärrecht (GASP regelmäßig nicht entscheidungserheblich)

Rechtskraftwirkung wie bei Art. 234 EGV

Beachte: Ungültigkeitserklärung kann nur einheitlich ergehen

Lit.: Koenig/Pechstein/Sander, EU-/EG-Prozessrecht, 2. Aufl. 2002

        Pechstein, in: Streinz EUV/EGV-Kommentar, 2003, Art. 35 EUV 

3. Sekundärrechtsschutz: Haftung für die Verletzung von EG-Recht

Leitentscheidung: EuGH, Urt. v. 19.11.91, verb. Rs. C-6/90 und C-9/90, Slg. 1991, I- 5357 - Francovich

EuGH, verb. Rs. C-46/93 und C-48/93, Slg. 1996, I-1029 -Brasserie du Pêcheur 
Sachverhalt: Eine französische Brauerei aus dem Elsaß mußte ihre Ausfuhr von Bier nach Deutschland einstellen, weil das von ihr gebraute Bier seit Ende 1981 wegen Verstoßes gegen das deutsche Reinheitsgebot (grundsätzliche Beschränkung der zugelassenen Ausgangsstoffe auf Hopfen, Gerstenmalz, Hefe und Wasser) nicht in Deutschland abgesetzt werden durfte. Der EuGH hatte zuvor entschieden, dass das deutsche Reinheitsgebot mit dem Verbot des Inverkehrbringens von in anderen Mitgliedstaaten rechtmäßig hergestelltem Bier unter der Bezeichnung "Bier" und dem Verbot der Einfuhr von Bier mit Zusatzstoffen gegen Art. 30 EGV (nun Art. 28 EG) verstieß (EuGH, Urt. v. 12.3.87, Rs. 178/84, Slg. 1987, S. 1227 - Reinheitsgebot). Daraufhin klagte die Brauerei auf Schadensersatz gegen die Bundesrepublik Deutschland. Der Schadensersatzanspruch der französischen Brauerei hatte eine Haftung der Bundesrepublik für "legislatives Unrecht" zum Gegenstand, welchen die deutsche Rechtsprechung bisweilen mit dem Argument ablehnte, der parlamentarische Gesetzgeber unterliege keinen drittgerichteten Amtspflichten. Aus diesem Grund hat der BGH mit einem Vorlagebeschluß den EuGH mit der Frage betraut, inwieweit das Gemeinschaftsrecht insoweit eine solche Haftung fordere.

Leitsätze:
“Der Grundsatz, daß die Mitgliedstaaten zum Ersatz der Schäden verpflichtet sind, die dem einzelnen durch diesen Staaten zuzurechnende Verstöße gegen das Gemeinschaftsrecht entstehen, ist auch dann anwendbar, wenn der zur Last gelegte Verstoß dem nationalen Gesetzgeber zuzuschreiben ist. Ist ein Verstoß eines Mitgliedstaats gegen das Gemeinschaftsrecht dem nationalen Gesetzgeber zuzurechnen, der auf einem Gebiet tätig wird, auf dem er im Hinblick auf normative Entscheidungen über einen weiten Ermessensspielraum verfügt, so hat der Geschädigte einen Entschädigungsanspruch, sofern drei Voraussetzungen vorliegen:

(1) Verletzung einer gemeinschaftsrechtlichen Vorschrift, die bezweckt, dem einzelnen Rechte zu verleihen

(2) ein "hinreichend qualifizierter Verstoß"

(3) ein Kausalzusammenhang zwischen der Rechtsverletzung und dem Schaden.“


Mit diesen drei Voraussetzungen orientierte sich der EuGH an den Voraussetzungen der außervertraglichen Haftung der EG (Art. 288 EGV). Ausdrücklich verneint der EuGH das Erfordernis eines über die Anforderungen eines "hinreichend qualifizierten Verstoßes" hinausgehenden besonderen Verschuldens des verantwortlichen Organs.


EuGH, Urteil vom, Slg. 1998, I-5272 - Brinkmann

Sachverhalt: In der EG sind durch eine Richtlinie unterschiedliche Steuersätze für Zigaretten und für Rauchtabak festgelegt. Der Steuersatz für Zigaretten ist höher. Die Fa. Brinkmann stellt Tabakstränge her, die in poröse Zellulose eingehüllt sind und die zu 30 Stück in einer üblichen Zigarettenpackung an den Verbraucher verkauft werden, allerdings nicht als Zigaretten, sondern bezeichnet als Tabakrollen. Diese müssen vom Verbraucher noch in Zigarettenpapierhülsen eingeschoben werden und sind dann verzehrfertig. Darauf wird auf der Verpackung auch hingewiesen.

Die deutschen Steuerbehörden sehen die Rollen als Zigaretten an und besteuern sie entsprechend. Die entsprechende Richtlinie war zwar noch nicht umgesetzt, doch haben die Behörden sie unmittelbar angewandt. 

Fa. Brinkmann klagt hiergegen. Es sei der falsche, zu hohe Steuersatz erhoben worden. Die Tabakstränge seien als Rauchtabak anzusehen. Die Fa. Brinkmann fordert die Behörde daher zu einer anderen Besteuerung auf und begehrt zugleich Schadensersatz, da die Verbraucher die Tabakrollen wegen des infolge der hohen Steuerbelastung identischen Preises wie Zigaretten nicht angenommen hätten und der Fa. Brinkmann dadurch ein Schaden entstanden sei. Bei richtiger, niedrigerer Besteuerung wäre das Produkt gekauft worden. Ein Schadensersatz stehe ihr schon deshalb zu, weil die Bundesrepublik die Richtlinie gar nicht erst umgesetzt habe. 

Die Richtlinie definierte Zigaretten als Tabakrollen, die sich als solche zum Rauchen eignet und nicht Zigarren oder Zigarillos sind. Rauchtabak wird definiert als geschnittener Tabak, der sich ohne weitere industrielle Bearbeitung zum Rauchen eignet. 

Lösung:

I. Richtigkeit der steuerlichen Einstufung der Tabakrollen

Da die Rollen nicht unmittelbar geraucht werden können, erfüllen sie nicht alle Voraussetzungen der Zigarettendefinition der RL

Tabakrollen sind kein Fertigerzeugnis, da sie erst mit einem anderen Erzeugnis, nämlich einer Papierhülse verbunden werden muß

daher Rauchtabak, so daß der niedrigere Steuersatz zugrunde zu legen war

Entscheidung der deutschen Steuerbehörden war daher rechtsfehlerhaft

II. Schadensersatzanspruch der Fa. Brinkmann

1. Verletzung einer Norm des EG-Rechts, die dem einzelnen Rechte einräumt

a) verletzt wurde zum einen Art. 10 iVm Art. 249 EGV wegen Nichtumsetzung der Richtlinie; Deutschland hatte keine Normen zur Umsetzung erlassen

subjektive Rechte brachte die RL insoweit, als ihre Steuersätze eine Begünstigung für Tabakrollen vorgaben

b) verletzt wurde zum anderen die Richtlinienbestimmung über die steuerliche Bevorzugung von Tabakrollen; diese sind subjektive Rechte (s.o.)

2. hinreichend qualifizierte Rechtsverletzung

In Anlehnung an die Voraussetzungen für eine Haftung der EG nach Art. 288 Abs. 2 EGV ist ein Schadensersatzanspruch nur gegeben bei einem hinreichend qualifizierten Verstoß gegen das Gemeinschaftsrecht. Denn die Mitgliedstaaten müssen bei der Umsetzung oder Anwendung des EG-Rechts regelmäßig schwierige wirtschaftspolitische Entscheidungen treffen. Sie können insoweit über einen gewissen Handlungs- und Einschätzungsspielraum verfügen. Die Wahrnehmung gesetzgeberischer Tätigkeit soll nicht durch die Möglichkeit von Schadensersatzklagen behindert werden
.

Das bedeutet, dass falls der Mitgliedstaat ein Ermessen bei Anwendung oder Umsetzung des Gemeinschaftsrechts hat, ein hinreichend qualifizierter Verstoß nur vorliegt, wenn er die Grenzen seiner Befugnisse offenkundig oder erheblich überschritten hat
. Letzteres liegt vor, wenn der Staat trotz vorangegangener Feststellung durch den EuGH oder einer gefestigten Rspr. des EuGH weiter an seiner Maßnahme festhält. Weitere Kriterien, die zu berücksichtigen sind, sind das Maß an Genauigkeit und Klarheit der verletzten Norm, der Umfang des Ermessensspielraums, die Frage, ob der Verstoß vorsätzlich begangen wurde, die Entschuldbarkeit eines Rechtsirrtums und die Möglichkeit, dass ein Verhalten eines EG-Organs zu der nationalen Maßnahme beigetragen hat
. 

Besteht jedoch kein Ermessen oder ist das erheblich oder gar auf Null reduziert, etwa für die Frage, ob der Mitgliedstaat eine Richtlinie überhaupt umsetzen muss, dann ist der bloße Vertragsverstoß schon hinreichend qualifiziert. Die Nichtumsetzung einer Richtlinie ist daher ohne weiteres ein hinreichend qualifizierter Verstoß.

Anwendung dieser Grundsätze über die hinreichend qualifizierte Rechtsverletzung auf den vorliegenden Fall:

a) bezüglich unterlassener Richtlinienumsetzung: (+); 

bloße Anwendung der RL durch die Behörden heilt die Rechtsverletzung wegen der Anforderungen an eine ordnungsgemäße Richtlinienumsetzung nicht

b) bezüglich falscher Anwendung der Richtlinienbestimmung (fehlerhafte Zuordnung)

Problem: hinreichende Genauigkeit und Klarheit der Norm?

Tabakrollen entsprechen nicht völlig genau der einen oder der anderen Definition; ein solches Erzeugnis gab es bei Erlaß der RL noch nicht (kein offensichtlicher Widerspruch zum Wortlaut der RL

ferner im Originalfall: fehlerhafte Auslegung wurde durch Finnland und Kommission unterstützt

( keine hinreichend qualifizierte Verletzung

3. Kausalität, Schaden

a) bezüglich Nichtumsetzung

insoweit fehlt die Kausalität zwischen der Vertragsverletzung und dem Schaden, weil die Behörden die Richtlinie unmittelbar angewendet haben

b) bezüglich fehlerhafter Anwendung fehlte es bereits an hinreichend qualifizierter Rechtsverletzung

Gesamtergebnis: Fa. Brinkmann steht weder aus dem einen noch aus dem anderen Aspekt ein EG-rechtlich geforderter Staatshaftungsanspruch zu

Schadensersatz wird gemäß den nationalen Bestimmungen gewährt (incl entgangener Gewinn); er muss indessen angemessen sein, nicht ungünstiger als in entsprechenden nationalen Fällen (Diskriminierungsverbot) und darf nicht an Voraussetzungen geknüpft werden, die die Entschädigung praktisch unmöglich machen oder erheblich erschweren (Effizienzgebot).

Staatshaftung für europarechtswidrige Gerichtsurteile


EuGH, Urteil vom 30.9.2003, Rs. C-224/01, Slg. 2003, I-10239 – Köbler = JuS 2004, 425

Sachverhalt: Herr Köbler ist nach einer Zeit als Rechtsprofessor in Deutschland von 1972-1986 seit 1986 o. Professor an der Universität Innsbruck. Bei seiner dortigen Ernennung wurden ihm die Bezüge eines o. Professors zuzüglich der normalen Dienstalterszulage eingeräumt. Er beantragt eine Dienstalterszulage ab dem 15. Dienstjahr unter Verweis auf seine Tätigkeit in einem anderen Mitgliedstaat. Das wurde abgewiesen mit dem Argument, nicht die gesamte 15 jährige Dienstzeit habe er in Österreich geleistet. Dagegen wehrte sich Köbler mit Hinweis auf die Arbeitnehmerfreizügigkeit. Der östVerwGH legte dann einige Fragen dem EuGH vor. Nachdem der EuGH in dem Fall Schöning Kougebetopoulou die Anrechenbarkeit auch von Dienstzeiten in einem anderen Mitgliedsland für Alterszulagen klargestellt hatte (Rs. C-15/96, Slg. 1998, I-47), zog der VerwGH seine Vorlage zurück, wies die Klage Köblers aber dennoch ab, da die besondere Dienstalterszulage nicht Bestandteil eines Altersvorrücksystems sei, sondern eine Treueprämie zur dauernden Bindung an österreichische Universitäten, die ein Abweichen von der Arbeitnehmerfreizügigkeit rechtfertige. Die Treueprämie stehe auch österreichischen Wissenschaftlern nicht zu, die Teile ihrer Dienstzeit im Ausland verbracht hätten. Daraufhin erhob Köbler Klage auf Ersatz des durch die Nichtauszahlung einer besonderen Dienstalterszulage entstandenen Schadens. Das mit der Klage befasste Landesgericht Wien legte dem EuGH einige Fragen zur Auslegung von Art. 39 EGV vor und wollte auch wissen, ob die gemeinschaftsrechtliche Staatshaftung auch für letztinstanzliche Entscheidungen mitgliedstaatlicher Gerichte gegeben sei.
EuGH

Zum Grundsatz der Staatshaftung
30 Vorab ist darauf hinzuweisen, dass der Gerichtshof bereits entschieden hat, dass der Grundsatz der Haftung eines Mitgliedstaats für Schäden, die dem Einzelnen durch dem Staat zuzurechnende Verstöße gegen das Gemeinschaftsrecht entstehen, aus dem Wesen des EGV folgt ....
31 Der Gerichtshof hat weiter entschieden, dass dieser Grundsatz für jeden Verstoß eines Mitgliedstaats gegen das Gemeinschaftsrecht unabhängig davon gilt, welches mitgliedstaatliche Organ durch sein Handeln oder Unterlassen den Verstoß begangen hat.
32 Im Völkerrecht wird der Staat, dessen Haftung wegen Verstoßes gegen eine völkerrechtliche Verpflichtung ausgelöst wird, als Einheit betrachtet, ohne dass danach unterschieden würde, ob der schadensverursachende Verstoß der Legislative, der Judikative oder der Exekutive zuzurechnen ist. Dasselbe muss erst recht in der Gemeinschaftsrechtsordnung gelten, da alle staatlichen Instanzen einschließlich der Legislative bei der Erfüllung ihrer Aufgaben die vom Gemeinschaftsrecht vorgeschriebenen Normen, die die Situation des Einzelnen unmittelbar regeln, zu beachten haben. 
33 In Anbetracht der entscheidenden Rolle, die die Judikative beim Schutz der dem Einzelnen aufgrund gemeinschaftsrechtlicher Bestimmungen zustehenden Rechte spielt, wäre die volle Wirksamkeit dieser Bestimmungen beeinträchtigt und der Schutz der durch sie begründeten Rechte gemindert, wenn der Einzelne unter bestimmten Voraussetzungen dann keine Entschädigung erlangen könnte, wenn seine Rechte durch einen Verstoß gegen das Gemeinschaftsrecht verletzt werden, der einer Entscheidung eines letztinstanzlichen Gerichts eines Mitgliedstaats zuzurechnen ist.
34 Hierbei ist von Belang, dass ein letztinstanzliches Gericht definitionsgemäß die letzte Instanz ist, vor der der Einzelne die ihm aufgrund des Gemeinschaftsrechts zustehenden Rechte geltend machen kann. Da eine durch eine rechtskräftige Entscheidung eines solchen Gerichts erfolgte Verletzung dieser Rechte regelmäßig nicht rückgängig gemacht werden kann, darf dem Einzelnen nicht die Befugnis genommen werden, den Staat haftbar zu machen, um auf diesem Wege den gerichtlichen Schutz seiner Rechte zu erlangen.
35 Im Übrigen ist ein Gericht, dessen Entscheidungen selbst nicht mehr mit Rechtsmitteln des innerstaatlichen Rechts angefochten werden können, insbesondere deshalb nach Artikel 234 EG zur Anrufung des Gerichtshofes verpflichtet, um zu verhindern, dass dem Einzelnen durch das Gemeinschaftsrecht verliehene Rechte verletzt werden.
36 Demnach verlangt der Schutz der Rechte des Einzelnen, der sich auf das Gemeinschaftsrecht beruft, zwingend, dass diesem das Recht zustehen muss, vor einem nationalen Gericht den Ersatz des Schadens zu verlangen, der auf die Verletzung seiner Rechte durch eine Entscheidung eines letztinstanzlichen Gerichts zurückzuführen ist.
37 Einige Regierungen ... haben geltend gemacht, dass der Grundsatz der Haftung des Staates für Schäden, die dem Einzelnen durch Verstöße gegen das Gemeinschaftsrecht entstehen, nicht auf Entscheidungen eines nationalen letztinstanzlichen Gerichts Anwendung finden könne. Sie haben sich u. a. auf den Grundsatz der Rechtssicherheit, insbesondere die Rechtskraft, auf die richterliche Unabhängigkeit und Autorität sowie auf das Fehlen eines für die Entscheidung über Rechtsstreitigkeiten über die Staatshaftung aufgrund solcher Entscheidungen zuständigen Gerichts berufen.
38 Hierzu ist festzustellen, dass die Bedeutung des Grundsatzes der Rechtskraft nicht zu bestreiten ist. Zur Gewährleistung des Rechtsfriedens und der Beständigkeit rechtlicher Beziehungen sowie einer geordneten Rechtspflege sollen nach Ausschöpfung des Rechtswegs oder nach Ablauf der entsprechenden Rechtsmittelfristen unanfechtbar gewordene Gerichtsentscheidungen nicht mehr in Frage gestellt werden können.
39 Die Anerkennung des Grundsatzes der Staatshaftung für Entscheidungen letztinstanzlicher Gerichte stellt jedoch die Rechtskraft einer solchen Entscheidung nicht in Frage. Ein Verfahren zur Feststellung der Haftung des Staates hat nicht denselben Gegenstand und nicht zwangsläufig dieselben Parteien wie das Verfahren, das zur rechtskräftigen Entscheidung geführt hat. Obsiegt nämlich der Kläger mit einer Haftungsklage gegen den Staat, so erlangt er dessen Verurteilung zum Ersatz des entstandenen Schadens, aber nicht zwangsläufig die Aufhebung der Rechtskraft der Gerichtsentscheidung, die den Schaden verursacht hat. Jedenfalls verlangt der der Gemeinschaftsrechtsordnung innewohnende Grundsatz der Staatshaftung eine solche Entschädigung, nicht aber die Abänderung der schadensbegründenden Gerichtsentscheidung.
40 Der Grundsatz der Rechtskraft steht demnach der Anerkennung der Haftung des Staates für letztinstanzliche Gerichtsentscheidungen nicht entgegen.
42 Was die richterliche Unabhängigkeit betrifft, so geht es bei dem genannten Haftungsgrundsatz nicht um die persönliche Haftung des Richters, sondern um die des Staates. Es ist nicht ersichtlich, dass die Unabhängigkeit eines letztinstanzlichen Gerichts durch die Möglichkeit, unter bestimmten Voraussetzungen die Haftung des Staates für gemeinschaftsrechtswidrige Gerichtsentscheidungen feststellen zu lassen, gefährdet würde.
43 Zum Vorbringen, die Autorität eines letztinstanzlichen Gerichts könnte dadurch geschmälert werden, dass seine rechtskräftigen Entscheidungen implizit in einem Verfahren gerügt werden könnten, das die Feststellung der Haftung des Staates für diese Entscheidungen ermöglicht, ist zu bemerken, dass das Bestehen eines Rechtswegs, der unter bestimmten Voraussetzungen die Wiedergutmachung der nachteiligen Auswirkungen einer fehlerhaften Gerichtsentscheidung ermöglicht, auch als Bekräftigung der Qualität einer Rechtsordnung und damit schließlich auch der Autorität der Judikative angesehen werden kann.

45 Da der der Gemeinschaftsrechtsordnung innewohnende Grundsatz der Staatshaftung aus Gründen namentlich des Schutzes der dem Einzelnen durch das Gemeinschaftsrecht eingeräumten Rechte auch für Entscheidungen eines letztinstanzlichen Gerichts gelten muss, ist es Sache der Mitgliedstaaten, es den Betroffenen zu ermöglichen, sich auf diesen Grundsatz zu berufen, indem sie ihnen einen geeigneten Rechtsweg zur Verfügung stellen. Die Durchführung dieses Grundsatzes darf nicht durch das Fehlen eines zuständigen Gerichts verhindert werden.
46 Nach ständiger Rechtsprechung ist es mangels einer gemeinschaftsrechtlichen Regelung Sache der nationalen Rechtsordnung der einzelnen Mitgliedstaaten, die zuständigen Gerichte zu bestimmen und das Verfahren für die Klagen auszugestalten, die den vollen Schutz der dem Einzelnen aus dem Gemeinschaftsrecht erwachsenden Rechte gewährleisten sollen.
47 Unter dem Vorbehalt, dass die Mitgliedstaaten für den wirksamen Schutz der individuellen, aus der Gemeinschaftsrechtsordnung hergeleiteten Rechte in jedem Einzelfall verantwortlich sind, ist es nicht Aufgabe des Gerichtshofes, bei der Lösung von Zuständigkeitsfragen mitzuwirken, die die Qualifizierung einer bestimmten, auf dem Gemeinschaftsrecht beruhenden Rechtslage im Bereich der nationalen Gerichtsbarkeit aufwirft.
48 Hinzu kommt, dass Erwägungen im Zusammenhang mit der Achtung des Grundsatzes der Rechtskraft oder der richterlichen Unabhängigkeit in den nationalen Rechtsordnungen zwar zu - bisweilen erheblichen - Beschränkungen der Befugnis, die Haftung des Staates für durch fehlerhafte Gerichtsentscheidungen verursachte Schäden feststellen zu lassen, geführt haben, dass diese Erwägungen diese Befugnis aber nicht völlig ausschließen konnten. Die Geltung des Grundsatzes der Staatshaftung für Gerichtsentscheidungen ist nämlich in der einen oder anderen Form den meisten Mitgliedstaaten bekannt, wenn auch unter engen und verschiedenartigen Voraussetzungen.
49 Weiter kann auch der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte insbesondere nach Artikel 41 EMRK einen Staat, der ein Grundrecht verletzt hat, zur Entschädigung der verletzten Partei verpflichten. Nach der Rechtsprechung dieses Gerichtshofs kann er eine solche Entschädigung auch zusprechen, wenn die Verletzung auf einer Entscheidung eines nationalen letztinstanzlichen Gerichts beruht (vgl. EGMR, Urteil Dulaurans/Frankreich vom 21. März 2000, noch nicht veröffentlicht).
50 Nach alledem ist der Grundsatz, dass die Mitgliedstaaten zum Ersatz von Schäden verpflichtet sind, die einem Einzelnen durch ihnen zuzurechnende Verstöße gegen das Gemeinschaftsrecht entstehen, auch dann anwendbar, wenn der fragliche Verstoß in einer Entscheidung eines letztinstanzlichen Gerichts besteht. Es ist Sache der Rechtsordnung der einzelnen Mitgliedstaaten, zu bestimmen, welches Gericht für die Entscheidung von Rechtsstreitigkeiten über diesen Schadensersatz zuständig ist.
Zu den Voraussetzungen der Staatshaftung
51 Nach der Rechtsprechung des Gerichtshofes muss ein Mitgliedstaat Schäden, die einem Einzelnen durch Verstöße gegen das Gemeinschaftsrecht entstanden sind, ersetzen, wenn drei Voraussetzungen erfüllt sind: Die verletzte Rechtsnorm bezweckt, dem Einzelnen Rechte zu verleihen, der Verstoß ist hinreichend qualifiziert, und zwischen dem Verstoß gegen die dem Staat obliegende Verpflichtung und dem den geschädigten Personen entstandenen Schaden besteht ein unmittelbarer Kausalzusammenhang. 
53 Was die zweite dieser Voraussetzungen und ihre Anwendung bei der Prüfung einer Haftung des Staates für eine Entscheidung eines nationalen letztinstanzlichen Gerichts angeht, so sind ... die Besonderheit der richterlichen Funktion sowie die berechtigten Belange der Rechtssicherheit zu berücksichtigen. Der Staat haftet für eine solche gemeinschaftsrechtswidrige Entscheidung nur in dem Ausnahmefall, dass das Gericht offenkundig gegen das geltende Recht verstoßen hat.
54 Bei der Entscheidung darüber, ob diese Voraussetzung erfüllt ist, muss das mit einer Schadensersatzklage befasste nationale Gericht alle Gesichtspunkte des Einzelfalls berücksichtigen.
55 Zu diesen Gesichtspunkten gehören u. a. das Maß an Klarheit und Präzision der verletzten Vorschrift, die Vorsätzlichkeit des Verstoßes, die Entschuldbarkeit des Rechtsirrtums, gegebenenfalls die Stellungnahme eines Gemeinschaftsorgans sowie die Verletzung der Vorlagepflicht nach Artikel 234 Absatz 3 EG durch das in Rede stehende Gericht.
56 Ein Verstoß gegen das Gemeinschaftsrecht ist jedenfalls dann hinreichend qualifiziert, wenn die fragliche Entscheidung die einschlägige Rechtsprechung des Gerichtshofes offenkundig verkennt.
57 Die drei ... genannten Voraussetzungen sind erforderlich und ausreichend, um einen Entschädigungsanspruch des Einzelnen zu begründen, schließen aber nicht aus, dass der Staat nach nationalem Recht unter weniger strengen Voraussetzungen haftet.
58 Vorbehaltlich des Anspruchs auf Entschädigung, der bei Erfüllung dieser Voraussetzungen seine Grundlage unmittelbar im Gemeinschaftsrecht hat, hat der Staat die Folgen des verursachten Schadens im Rahmen des nationalen Haftungsrechts zu beheben, wobei die im nationalen Schadensersatzrecht festgelegten Voraussetzungen nicht ungünstiger sein dürfen als bei ähnlichen Rechtsbehelfen, die nur nationales Recht betreffen, und nicht so ausgestaltet sein dürfen, dass sie die Erlangung der Entschädigung praktisch unmöglich machen oder übermäßig erschweren.
59 Nach alledem sind die ersten beiden Fragen dahin zu beantworten, dass der Grundsatz, dass die Mitgliedstaaten zum Ersatz von Schäden verpflichtet sind, die einem Einzelnen durch ihnen zuzurechnende Verstöße gegen das Gemeinschaftsrecht entstehen, auch dann anwendbar ist, wenn der fragliche Verstoß in einer Entscheidung eines letztinstanzlichen Gerichts besteht, sofern die verletzte Gemeinschaftsrechtsnorm bezweckt, dem Einzelnen Rechte zu verleihen, der Verstoß hinreichend qualifiziert ist und zwischen diesem Verstoß und dem dem Einzelnen entstandenen Schaden ein unmittelbarer Kausalzusammenhang besteht. Bei der Entscheidung darüber, ob der Verstoß hinreichend qualifiziert ist, muss das zuständige nationale Gericht, wenn sich der Verstoß aus einer letztinstanzlichen Gerichtsentscheidung ergibt, unter Berücksichtigung der Besonderheit der richterlichen Funktion prüfen, ob dieser Verstoß offenkundig ist. Es ist Sache der Rechtsordnung der einzelnen Mitgliedstaaten, zu bestimmen, welches Gericht für die Entscheidung von Rechtsstreitigkeiten über diesen Schadensersatz zuständig ist.

Mit der vierten und der fünften Frage, die gemeinsam zu behandeln sind, möchte das vorlegende Gericht wissen, ob der Mitgliedstaat im vorliegenden Fall für eine Verletzung des Gemeinschaftsrechts durch das Urteil des Verwaltungsgerichtshofs vom 24. Juni 1998 haftet.
Beim Gerichtshof eingereichte Erklärungen
90 Zur vierten Frage tragen der Kläger, die deutsche Regierung und die Kommission vor, dass Artikel 48 EG-Vertrag unmittelbar anwendbar sei und subjektive Rechte für den Einzelnen begründe, die die nationalen Behörden und Gerichte zu schützen hätten.
91 Die Republik Österreich führt aus, dass die vierte Frage nur zu beantworten wäre, wenn der Gerichtshof die vorangehenden Fragen nicht im von ihr vorgeschlagenen Sinne beantworte. Da die vierte Frage nur für den Fall der Bejahung der - ihrer Ansicht nach unzulässigen - dritten Frage gestellt worden sei, schlägt sie dem Gerichtshof vor, diese vierte Frage unbeantwortet zu lassen. Im Übrigen sei die Frage unklar, da der Vorlagebeschluss hierzu keine Begründung enthalte.
92 Die fünfte Frage ist nach Auffassung des Klägers zu bejahen, weil der Gerichtshof über alle Elemente verfüge, die ihm erlaubten, selbst zu entscheiden, ob der Verwaltungsgerichtshof im Ausgangsverfahren den ihm zur Verfügung stehenden Ermessensspielraum offenkundig und erheblich überschritten habe.
93 Die Republik Österreich ist der Ansicht, dass es den nationalen Gerichten obliege, die Kriterien für die Haftung der Mitgliedstaaten für Schäden anzuwenden, die dem Einzelnen durch Verstöße gegen das Gemeinschaftsrecht entstanden seien.
94 Für den Fall, dass der Gerichtshof die Frage, ob die Haftung der Republik Österreich begründet sei, selbst beantworten sollte, führt sie jedoch, erstens, aus, dass Artikel 177 EG-Vertrag (jetzt: Artikel 234 EG) nicht bezwecke, dem Einzelnen Rechte zu verleihen. Diese Haftungsvoraussetzung sei daher nicht erfüllt.
95 Unstreitig sei, zweitens, dass den nationalen Gerichten bei der Frage, ob sie im Rahmen eines bei ihnen anhängigen Rechtsstreits ein Vorabentscheidungsverfahren einleiten sollten oder nicht, ein weites Ermessen zukomme. Da der Gerichtshof in seinem Urteil Schöning-Kougebetopoulou festgestellt habe, dass Treueprämien nicht grundsätzlich den Bestimmungen über die Arbeitnehmerfreizügigkeit widersprächen, sei der Verwaltungsgerichtshof zu Recht zu dem Schluss gelangt, dass er in dem bei ihm anhängigen Rechtsstreit die gemeinschaftsrechtlichen Fragen selbst entscheiden könne.
96 Sollte der Gerichtshof feststellen, dass der Verwaltungsgerichtshof in seinem Urteil vom 24. Juni 1998 gegen Gemeinschaftsrecht verstoßen habe, so könne, drittens, das Verhalten dieses Gerichts jedenfalls nicht als qualifizierter Verstoß gegen das Gemeinschaftsrecht eingestuft werden.
97 Die Rücknahme der an den Gerichtshof gerichteten Vorlage durch den Verwaltungsgerichtshof könne, viertens, keinesfalls kausal für den vom Kläger konkret geltend gemachten Schaden sein. Einer derartigen Argumentation liege nämlich die völlig unzulässige Annahme zugrunde, dass eine Vorabentscheidung des Gerichtshofes im Fall der Aufrechterhaltung des Vorabentscheidungsersuchens zwangsläufig die Rechtsansicht des Klägers bestätigt hätte. Mit anderen Worten würde dies bedeuten, dass der Schaden in Form der Nichtauszahlung der besonderen Dienstalterszulage für den Zeitraum vom 1. Januar 1995 bis zum 28. Februar 2001 nicht eingetreten wäre, wenn das Vorabentscheidungsverfahren aufrechterhalten worden wäre und zu einer Entscheidung des Gerichtshofs geführt hätte. Eine derartige Präjudizierung der Entscheidung des Gerichtshofes in einem Vorabentscheidungsverfahren im Sinne des Vorbringens einer Partei sei weder möglich, noch sei es zulässig, darauf gestützt einen Schaden geltend zu machen.
98 Die deutsche Regierung trägt vor, dass die Feststellung, ob die Voraussetzungen der Haftung des Mitgliedstaats erfüllt seien, dem zuständigen nationalen Gericht obliege.
99 Nach Ansicht der Kommission haftet der Mitgliedstaat im Ausgangsverfahren nicht. Denn obwohl der Verwaltungsgerichtshof in seinem Urteil vom 24. Juni 1998 das Urteil Schöning-Kougebetopoulou falsch ausgelegt habe und durch seine Feststellung, dass § 50a GG nicht gegen Gemeinschaftsrecht verstoße, gegen Artikel 48 EG-Vertrag verstoßen habe, sei dieser Verstoß in gewisser Weise entschuldbar.
Antwort des Gerichtshofes
100 Nach der Rechtsprechung des Gerichtshofes obliegt die Anwendung der Kriterien für die Haftung der Mitgliedstaaten für Schäden, die Einzelnen durch Verstöße gegen das Gemeinschaftsrecht entstanden sind, entsprechend den vom Gerichtshof entwickelten Leitlinien grundsätzlich den nationalen Gerichten.
101 In der vorliegenden Rechtssache verfügt der Gerichtshof jedoch über alle Angaben, um feststellen zu können, ob die Voraussetzungen für die Haftung des Mitgliedstaats gegeben sind.
Der Verstoß gegen eine Rechtsnorm, die dem Einzelnen Rechte verleiht
102 Die Gemeinschaftsrechtsnormen, deren Verletzung im Ausgangsverfahren in Rede steht, sind, wie aus der Antwort auf die dritte Frage hervorgeht, die Artikel [39 EGV] und 7 I Verordnung Nr. 1612/68. Diese Vorschriften ziehen die Folgerung aus dem elementaren Grundsatz der Freizügigkeit der Arbeitnehmer in der Gemeinschaft und verbieten jede auf der Staatsangehörigkeit beruhende unterschiedliche Behandlung der Arbeitnehmer der Mitgliedstaaten insbesondere bei der Entlohnung.
103 Diese Vorschriften bezwecken unbestreitbar, dem Einzelnen Rechte zu verleihen.
Der hinreichend qualifizierte Verstoß
104 Vorab ist an den Ablauf des Verfahrens zu erinnern, das zum Urteil des Verwaltungsgerichtshof vom 24. Juni 1998 geführt hat.
105 In dem bei ihm anhängigen Rechtsstreit zwischen dem Kläger und dem Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Kunst wegen dessen Weigerung, dem Kläger die besondere Dienstalterszulage nach § 50a GG zu gewähren, legte der Verwaltungsgerichtshof dem Gerichtshof mit Beschluss vom 22. Oktober 1997, der unter der Nummer C-382/97 in das Register der Kanzlei des Gerichtshofs eingetragen wurde, eine Frage nach der Auslegung des Artikels [39 EGV] und der Art. 1 - 3 Verordnung Nr. 1612/68 zur Vorabentscheidung vor.
107 Zunächst ist festzustellen, dass aus diesem Vorlagebeschluss eindeutig hervorgeht, dass der Verwaltungsgerichtshof seinerzeit der Ansicht war, dass diese besondere Dienstalterszulage nach nationalem Recht keine Treueprämie darstelle.
109 Schließlich hatte der Gerichtshof in den Randnummern 22 und 23 seines Urteils Schöning-Kougebetopoulou bereits entschieden, dass eine Maßnahme, die jede Möglichkeit einer Berücksichtigung von im öffentlichen Dienst eines anderen Mitgliedstaats zurückgelegten vergleichbaren Beschäftigungszeiten ausschließt, gegen Artikel [39 EGV] verstößt.
110 Da der Gerichtshof zum einen bereits entschieden hatte, dass eine solche Maßnahme gegen diese Vertragsbestimmung verstößt, und zum anderen die einzige von der österreichischen Regierung vorgetragene Rechtfertigung in Anbetracht des Vorlagebeschlusses nicht sachdienlich war, übermittelte der Kanzler des Gerichtshofes dem Verwaltungsgerichtshof mit Schreiben vom 11. März 1998 das Urteil Schöning-Kougebetopoulou, so dass dieser prüfen konnte, ob er über die Kriterien für die Auslegung des Gemeinschaftsrechts verfügte, die er für die Entscheidung des bei ihm anhängigen Rechtsstreits benötigte, und ersuchte ihn um Mitteilung, ob er es im Hinblick auf dieses Urteil noch für notwendig erachte, das Vorabentscheidungsersuchen aufrechtzuerhalten.
112 Mit Beschluss vom 24. Juni 1998 nahm der Verwaltungsgerichtshof sein Vorabentscheidungsersuchen zurück, da die Aufrechterhaltung dieses Ersuchens für die Entscheidung des Rechtsstreits nicht mehr erforderlich sei. Er wies darauf hin, dass die im vorliegenden Fall entscheidende Frage laute, ob es sich bei der besonderen Dienstalterszulage um eine Treueprämie handele, und dass diese im Rahmen des nationalen Rechts zu beantworten sei.
113 Hierzu führte der Verwaltungsgerichtshof in seinem Urteil vom 24. Juni 1998 aus, dass er in seinem Beschluss vom 22. Oktober 1997, mit dem das Vorabentscheidungsersuchen gestellt wurde, davon ausgegangen sei, dass der besonderen Dienstalterszulage für ordentliche Universitätsprofessoren weder der Charakter einer Treueprämie noch der einer Belohnung zukomme und dass diese im Verhältnis zu den Parteien des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens nicht verbindlich geäußerte Rechtsauffassung nicht aufrechterhalten werde. Der Verwaltungsgerichtshof gelangt nämlich in diesem Urteil zu dem Schluss, dass diese Zulage sehr wohl eine Treueprämie darstelle.
114 Aus dem Vorstehenden ergibt sich, dass der Verwaltungsgerichtshof die Klassifizierung der besonderen Dienstalterszulage nach nationalem Recht abgeändert hat, nachdem ihn der Kanzler des Gerichtshofes um Mitteilung ersucht hatte, ob er sein Vorabentscheidungsersuchen aufrechterhalten wolle.
115 Infolge dieser Umklassifizierung der in § 50a GG vorgesehenen besonderen Dienstalterszulage wies der Verwaltungsgerichtshof die Beschwerde des Klägers ab. In seinem Urteil vom 24. Juni 1998 leitete er nämlich aus dem Urteil Schöning-Kougebetopoulou ab, dass diese Zulage, da sie als Treueprämie zu qualifizieren sei, auch dann gerechtfertigt sein könne, wenn sie an sich gegen das Diskriminierungsverbot des Artikels [39 EGV] verstoße.
116 [Der] Gerichtshof [hat sich] im Urteil Schöning-Kougebetopoulou zur Frage, ob und unter welchen Voraussetzungen eine mit einer Treueprämie einhergehende Beschränkung der Arbeitnehmerfreizügigkeit gerechtfertigt sein könnte, nicht geäußert. Die Erwägungen, die der Verwaltungsgerichtshof aus diesem Urteil abgeleitet hat, beruhen daher auf einer irrigen Auslegung des Urteils.
117 Da der Verwaltungsgerichtshof somit zum einen seine Auslegung des nationalen Rechts durch Klassifizierung der in § 50a GG vorgesehenen Maßnahme als Treueprämie änderte, nachdem ihm das Urteil Schöning-Kougebetopoulou übersandt worden war, und der Gerichtshof sich zum anderen noch nicht zu der Frage geäußert hatte, ob eine mit einer Treueprämie einhergehende Beschränkung der Arbeitnehmerfreizügigkeit gerechtfertigt sein könnte, hätte der Verwaltungsgerichtshof sein Vorabentscheidungsersuchen aufrechterhalten müssen.
118 Der Verwaltungsgerichtshof durfte nämlich nicht davon ausgehen, dass sich die Lösung der Rechtsfrage einer gesicherten Rechtsprechung des Gerichtshofes entnehmen oder keinerlei Raum für einen vernünftigen Zweifel lasse. Er war daher nach Artikel [234 EGV] verpflichtet, sein Vorabentscheidungsersuchen aufrechtzuerhalten.
119 Wie sich aus der Antwort auf die dritte Frage ergibt, geht mit einer Maßnahme wie der in § 50a GG vorgesehenen besonderen Dienstalterszulage, selbst wenn sie als Treueprämie qualifiziert werden kann, eine Beeinträchtigung der Freizügigkeit der Arbeitnehmer einher, die gegen Gemeinschaftsrecht verstößt. Infolgedessen hat der Verwaltungsgerichtshof mit seinem Urteil vom 24. Juni 1998 gegen Gemeinschaftsrecht verstoßen.
120 Es ist somit unter Berücksichtigung der nach den Randnummern 55 und 56 des vorliegenden Urteils zu berücksichtigenden Gesichtspunkte zu prüfen, ob dieser Verstoß gegen Gemeinschaftsrecht offenkundig ist [Hervorhebung W.W.].
121 Hierzu ist, erstens, festzustellen, dass der Verstoß gegen die gemeinschaftsrechtlichen Vorschriften, die Gegenstand der Antwort auf die dritte Frage sind, an sich nicht als offenkundig eingestuft werden kann.
122 Das Gemeinschaftsrecht regelt nämlich die Frage, ob eine Maßnahme wie eine Treueprämie, die den Arbeitnehmer an seinen Arbeitgeber bindet, aber zugleich die Arbeitnehmerfreizügigkeit beeinträchtigt, gerechtfertigt und somit mit dem Gemeinschaftsrecht vereinbar sein kann, nicht ausdrücklich. Diese Frage war auch in der Rechtsprechung des Gerichtshofes noch nicht beantwortet worden. Darüber hinaus lag die Antwort nicht auf der Hand.
123 Diesem Schluss steht, zweitens, nicht entgegen, dass der Verwaltungsgerichtshof ... sein Vorabentscheidungsersuchen hätte aufrechterhalten müssen. Der Verwaltungsgerichtshof hatte im vorliegenden Fall nämlich beschlossen, das Vorabentscheidungsersuchen zurückzunehmen, weil er angenommen hatte, dass die Antwort auf die zu entscheidende Frage des Gemeinschaftsrechts bereits im Urteil Schöning-Kougebetopoulou gegeben worden sei. Aufgrund der irrigen Auslegung dieses Urteils hielt es der Verwaltungsgerichtshof nicht mehr für erforderlich, dem Gerichtshof diese Auslegungsfrage vorzulegen.
124 In Anbetracht der Umstände dieses Falles ist daher nicht davon auszugehen, dass der ... festgestellte Verstoß offenkundig und somit hinreichend qualifiziert ist.
( im Ergebnis keine Staatshaftung für das gemeinschaftsrechtswidrige Urteil
IX. EG und Völkerrecht: die EG als Akteur in der internationalen Gemeinschaft

1. Kompetenzverteilung zwischen EG und Mitgliedstaaten

Außenkompetenzen der EG

+ ausschließliche nach Art. 133 EGV über GHP

+ ausschließliche nach aktivierter Innenkompetenz gemäß den Grundsätzen der AETR-Rechtsprechung

+ im übrigen konkurrierende Außenkompetenz dort, wo parallel nicht-ausschließliche EG-Zuständigkeit nach innen (AETR-Rechtsprechung)

+ explizite konkurrierende Außenkompetenzen, etwa bezüglich Umweltabkommen (Art. 174 IV EGV) oder des Überschreitens der Außengrenzen (Art. 62 II lit. a) EGV iVm. Protokoll Nr. 31 über die Außenbeziehungen der Mitgliedstaaten hinsichtlich des Überschreitens der Außengrenzen)

EuGH-Gutachten 2/00 v. 6.12.2001 - Cartagena-Protokoll, EuZW 2002, 113 mAnm Pitschas

Sachverhalt: Die EWG und ihre Mitgliedstaaten unterzeichneten das Übereinkommen über die biologische Vielfalt (im Folgenden: Übereinkommen) am 5. Juni 1992 auf der Konferenz der UN über Umwelt und Entwicklung (UNCED). Die EWG genehmigte es durch den Beschluss 93/626/EWG des Rates vom 25. Oktober 1993 (ABl. L 309, S. 1) im Namen der Gemeinschaft. 

Die Ziele des Übereinkommens sind nach dessen Artikel 1 die Erhaltung der biologischen Vielfalt, die nachhaltige Nutzung ihrer Bestandteile und die ausgewogene und gerechte Aufteilung der sich aus der Nutzung der genetischen Ressourcen ergebenden Vorteile. Zu diesem Zweck sind die Vertragsparteien nach dem Übereinkommen u. a. verpflichtet, nationale Strategien, Pläne oder Programme zur Erhaltung und nachhaltigen Nutzung der biologischen Vielfalt zu entwickeln und diese Gesichtspunkte in ihre einschlägigen Pläne, Programme und Politiken einzubeziehen (Artikel 6), Bestandteile der biologischen Vielfalt und Risikofaktoren zu bestimmen und zu überwachen (Artikel 7), Erhaltungsmaßnahmen zu ergreifen (Artikel 8 und 9) und Maßnahmen zu ergreifen, die die nachhaltige Nutzung von Bestandteilen der biologischen Vielfalt, wissenschaftliche Forschung und Ausbildung, Aufklärung und Bewusstseinsbildung in der Öffentlichkeit, die Prüfung der Verträglichkeit von Vorhaben mit der biologischen Vielfalt, den Zugang zu genetischen Ressourcen fördern (Artikel 10 bis 18). 

Artikel 19 Absatz 3 des Übereinkommens lautet:

Die Vertragsparteien prüfen die Notwendigkeit und die näheren Einzelheiten eines Protokolls über geeignete Verfahren, insbesondere einschließlich einer vorherigen Zustimmung in Kenntnis der Sachlage, im Bereich der sicheren Weitergabe, Handhabung und Verwendung der durch Biotechnologie hervorgebrachten lebenden modifizierten Organismen, die nachteilige Auswirkungen auf die Erhaltung und nachhaltige Nutzung der biologischen Vielfalt haben können.

Artikel 34 des Übereinkommens sieht Folgendes vor:

(1) Dieses Übereinkommen und jedes Protokoll bedürfen der Ratifikation, Annahme oder Genehmigung durch die Staaten und durch die Organisationen der regionalen Wirtschaftsintegration. ...

(2) Jede in Absatz 1 bezeichnete Organisation, die Vertragspartei dieses Übereinkommens oder eines Protokolls wird, ohne dass einer ihrer Mitgliedstaaten Vertragspartei ist, ist durch alle Verpflichtungen aus dem Übereinkommen beziehungsweise dem Protokoll gebunden. Sind ein oder mehrere Mitgliedstaaten einer solchen Organisation Vertragspartei des Übereinkommens oder des betreffenden Protokolls, so entscheiden die Organisation und ihre Mitgliedstaaten über ihre jeweiligen Verantwortlichkeiten hinsichtlich der Erfüllung ihrer Verpflichtungen aus dem Übereinkommen beziehungsweise dem Protokoll. In diesen Fällen sind die Organisation und die Mitgliedstaaten nicht berechtigt, die Rechte aufgrund des Übereinkommens oder des betreffenden Protokolls gleichzeitig auszuüben.

(3) In ihren Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunden erklären die in Absatz 1 bezeichneten Organisationen den Umfang ihrer Zuständigkeiten in Bezug auf die durch dieses Übereinkommen oder das betreffende Protokoll erfassten Angelegenheiten. Diese Organisationen teilen dem Verwahrer auch jede maßgebliche Änderung des Umfangs ihrer Zuständigkeiten mit.

Die Konferenz der Vertragsparteien des Übereinkommens hat am 17. November 1997 die Entscheidung II/5 getroffen, mit der die Vertragsparteien beauftragt werden, ein Protokoll zu erarbeiten, in dem der Schwerpunkt auf der grenzüberschreitenden Verbringung durch moderne Biotechnologie hervorgebrachter lebender veränderter Organismen liegt, die nachteilige Auswirkungen auf die Erhaltung und nachhaltige Nutzung der biologischen Vielfalt haben können, und in dem insbesondere ein Verfahren der vorherigen Zustimmung nach Inkenntnissetzung vorgeschlagen wird.

Als Ergebnis dieser Arbeiten wurde am 29. Januar 2000 in Montreal (Kanada) das Protokoll von Cartagena über die biologische Sicherheit (im Folgenden: Protokoll) erlassen, das am 15. Mai 2000 in Nairobi (Kenia) zur Unterzeichnung aufgelegt und am 24. Mai 2000 im Namen der Europäischen Gemeinschaft und ihrer Mitgliedstaaten unterzeichnet wurde.

Artikel 1 des Protokolls lautet:

Im Einklang mit dem Vorsorgeprinzip in Grundsatz 15 der Erklärung von Rio über Umwelt und Entwicklung bezweckt dieses Protokoll die Sicherstellung eines angemessenen Schutzniveaus bei der sicheren Übertragung, Handhabung und Verwendung der durch moderne Biotechnologie hervorgebrachten lebenden veränderten Organismen, die nachteilige Auswirkungen auf die Erhaltung und nachhaltige Nutzung der biologischen Vielfalt haben können, wobei auch Risiken für die menschliche Gesundheit berücksichtigt werden und ein Schwerpunkt auf der grenzüberschreitenden Verbringung liegt.

Grundsatz 15 der Erklärung von Rio über Umwelt und Entwicklung sieht Folgendes vor:

Zum Schutz der Umwelt wenden die Staaten im Rahmen ihrer Möglichkeiten umfassend den Vorsorgeansatz an. Drohen schwerwiegende oder bleibende Schäden, so darf ein Mangel an vollständiger wissenschaftlicher Gewissheit kein Grund dafür sein, kostenwirksame Maßnahmen zur Vermeidung von Umweltverschlechterungen aufzuschieben.

Nach Artikel 4 gilt das Protokoll vorbehaltlich besonderer Vorschriften für Arzneimittel und für die Durchfuhr lebender veränderter Organismen (im Folgenden: LVO) und deren Anwendung in geschlossenen Systemen für die grenzüberschreitende Verbringung, die Durchfuhr, Handhabung und Verwendung aller lebenden veränderten Organismen, die nachteilige Auswirkungen auf die Erhaltung und nachhaltige Nutzung der biologischen Vielfalt haben können, wobei auch den Risiken für die menschliche Gesundheit Rechnung getragen wird.

Artikel 2 Absatz 2 des Protokolls lautet:

Die Vertragsparteien stellen sicher, dass bei Entwicklung, Handhabung, Transport, Verwendung, Übertragung und Freisetzung von lebenden veränderten Organismen Risiken für die biologische Vielfalt vermieden oder verringert werden, wobei auch den Risiken für die menschliche Gesundheit Rechnung zu tragen ist.

Zu diesem Zweck werden im Protokoll verschiedene Kontrollverfahren geschaffen, insbesondere das Verfahren der vorherigen Zustimmung nach Inkenntnissetzung (Artikel 7 bis 10 und 12), das Verfahren bei lebenden veränderten Organismen, die für die unmittelbare Verwendung als Lebens- oder Futtermittel oder zur Verarbeitung vorgesehen sind (Artikel 11), und das vereinfachte Verfahren (Artikel 13).

Weitere Bestimmungen des Protokolls behandeln die Beurteilung und Bewältigung der mit der Verwendung, Handhabung und grenzüberschreitenden Verbringung von LVO verbundenen Risiken (Artikel 15 und 16), die unbeabsichtigte grenzüberschreitende Verbringung und Notmaßnahmen (Artikel 17) sowie Handhabung, Transport, Verpackung und Identifizierung von LVO (Artikel 18).

Nach Artikel 23 sollen die Vertragsparteien die Sensibilisierung und Mitarbeit der Öffentlichkeit fördern und erleichtern. Artikel 25 behandelt die rechtswidrige grenzüberschreitende Verbringung und sieht vor, dass die Vertragsparteien Maßnahmen zu deren Verhütung und Bestrafung treffen.

Nach Artikel 27 sollen internationale Regeln und Verfahren für die Haftung und Wiedergutmachung für Schäden ausgearbeitet werden, die durch die grenzüberschreitende Verbringung von LVO entstanden sind. Artikel 28 betrifft den Finanzierungsmechanismus des Protokolls und die finanziellen Mittel für dessen Umsetzung.

Vor der Vorlage eines Vorschlags für einen Beschluss des Rates über den Abschluss des Protokolls hat die Kommission beim Gerichtshof die Erstellung eines Gutachtens über die insoweit geeignetste Rechtsgrundlage beantragt. Ferner wollte sie wissen, ob die Zuständigkeiten, über die die Mitgliedstaaten im Bereich des Umweltschutzes verfügen, im Verhältnis zur überwiegenden Zuständigkeit der Gemeinschaft zur Übernahme internationaler Verpflichtungen in den vom Protokoll behandelten Bereichen den Charakter einer Restzuständigkeit haben.

Die Kommission rechtfertigt die Anrufung des Gerichtshofes damit, dass die Gemeinschaft nach Artikel 34 des Übereinkommens verpflichtet sei, bei Hinterlegung der Genehmigungsurkunde den Umfang ihrer Zuständigkeiten in den vom Protokoll umfassten Bereichen zu erklären. Die Antwort des Gerichtshofes auf die gestellten Fragen würde jedoch bei der Durchführung des Protokolls und insbesondere bei der Ausübung des Stimmrechts für Rechtssicherheit sorgen. Die Ausübung einer geteilten Zuständigkeit werfe insoweit immer Probleme auf. Damit die Gemeinschaftsorgane in den vom Protokoll vorgesehenen Einrichtungen die im Namen der Gemeinschaft zu vertretenden Positionen festlegen könnten, müssten die Mitgliedstaaten anerkennen, dass sie weder einzeln noch selbst gemeinsam handelnd berechtigt seien, in den betreffenden Bereichen Verpflichtungen einzugehen. Gemäß Artikel 31 Absatz 2 des Übereinkommens übten Organisationen der regionalen Wirtschaftsintegration in Angelegenheiten ihrer Zuständigkeit ihr Stimmrecht mit der Anzahl von Stimmen aus, die der Anzahl ihrer Mitgliedstaaten entspricht, die Vertragsparteien dieses Übereinkommens oder des betreffenden Protokolls sind. Diese Organisationen üben ihr Stimmrecht nicht aus, wenn ihre Mitgliedstaaten ihr Stimmrecht ausüben, und umgekehrt.

Die spanische und die französische Regierung sowie der Rat halten den Antrag angesichts der in Artikel 300 Absatz 6 EG aufgestellten Voraussetzungen für unzulässig. Im vorliegenden Fall beantrage die Kommission nicht, dass sich der Gerichtshof zur Vereinbarkeit des Protokolls mit dem Vertrag oder zur Zuständigkeitsverteilung zwischen der Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten in Bezug auf das Protokoll äußere, sondern frage nur nach der geeigneten

Rechtsgrundlage für dessen Abschluss. Auch bestreite die Kommission weder, dass die Gemeinschaft für den Abschluss des Protokolls zuständig sei, noch, dass die Mitgliedstaaten ausreichende Zuständigkeiten behielten, die ihre Teilnahme am Protokoll neben der Gemeinschaft rechtfertigten. Die Frage beziehe sich nur auf die Rechtsgrundlage, anhand deren die Gemeinschaft das Protokoll abschließen könne. So wie die erste Frage gestellt werde, komme daher ein ablehnendes Gutachten des Gerichtshofes nicht in Betracht.

Mit der zweiten Frage werde ein rein theoretisches Problem aufgeworfen, das die Anerkennung der neuartigen Konzepte einer überwiegenden Zuständigkeit der Gemeinschaft und einer Restzuständigkeit der Mitgliedstaaten im Gemeinschaftsrecht betreffe. Es sei nicht erkennbar, aus welchem Grund die Anerkennung oder Nichtanerkennung des residualen Charakters der Zuständigkeit der Mitgliedstaaten die Vereinbarkeit des Protokolls mit dem Vertrag in Frage stellen würde oder inwiefern das Verfahren zur Änderung des Vertrages von einer etwaigen Beantwortung dieser Frage durch den Gerichtshof betroffen wäre.

Der Rat fragte sich noch, ob das von der Kommission angestrebte Ziel nicht mit einer Klage gemäß Artikel 230 EG auf Nichtigerklärung des Beschlusses über die Unterzeichnung des Protokolls hätte erreicht werden können. Würde der Antrag der Kommission im vorliegenden Fall für zulässig erklärt, so würde dies zu einer Umgehung der für die Erhebung einer Nichtigkeitsklage vorgeschriebenen Frist führen.

Wie wird der EuGH entscheiden?

Lösung:

I. Zulässigkeit des Antrags nach Art. 300 VI EGV

1. Antragsberechtigung

Kommission

2. Antragsgegenstand

geplantes Abkommen: muß unterzeichnet vorliegen, zumindest muß der Inhalt erkennbar sein, also ausnahmsweise schon vor Beginn der Verhandlungen

3. Antragsgrund: „Vereinbarkeit mit dem EGV“

umfaßt: Frage nach Zuständigkeit der EG oder richtiger Rechtsgrundlage wegen Bedeutung für wirksamen Vertragsschluß (richtige Beteiligung des EP etc)

auch: Zuständigkeitsverteilung zwischen EG und MS

a) bezüglich erster Frage (welche Rechtsgrundlage) daher zuständig

b) bezgl zweiter Frage: Zuständigkeitsverteilung

eM: Bedeutsam wg Art. 34 des Übereinkommens

aA EuGH: Art. 300 Abs. 6 EGV sei nicht dazu da, Probleme in der Umsetzung zu beseitigen (unzulässig

4. Rechtsschutzbedürfnis? 

fehlt nicht wegen unterbliebener Nichtigkeitsklage

Art. 300 VI und 230 EGV unabhängig nebeneinander

II. Begründetheit

1. Rechtsgrundlage:

Art. 133 EGV: Gemeinsame Handelspolitik oder Art. 174, 175 EGV: Umweltschutz?

Wahl der Rechtsgrundlage nach objektiven Kriterien: Ziel und Inhalt des Rechtsakts; bei vör Vertrag: beachte Art. 31 Wiener Vertragsrechtskonvention

Problem: Rechtsakt verfolgt zwei Ziele ( wesentliche Zielsetzung/Schwerpunkt zählt, wenn eine Zielsetzung wesentlich oder überwiegend

Falls gleichzeitig mehrere Ziele untrennbar verbunden sind, ohne dass ein Ziel zweitrangig, untergeordnet oder mittelbar: ausnahmsweise zwei Rechtsgrundlagen 

HIER: Schwerpunkt Umweltschutz, und der Handel untergeordnet, oder umgekehrt?

Pro Umweltschutz:

- Protokoll nimmt bezug auf und entstand infolge des Übereinkommens

Übereinkommen ist Art. 175 EGV zuzuordnen

- Ziel des Protokolls: Titel; Art. 1 verweist auf Übereinkommen ( Umweltschutz

Umweltschutz wg. Bezug auf Vorsorgeprinzip (Art. 174 II EGV)

- Inhalt: s. etwa Art. 2 II, 4 ( Umweltschutz 

Pro Handelspolitik: 

- weites Verständnis des Begriffs

- „grenzüberschreitende Verbringung“ erfolgt v.a. wg Handel (Verwendung der gentechnisch veränderten Organismen als Lebens- oder Futtermittel oder zur Verarbeitung)

- mit Warenhandelsregelung wird häufig auch andere Zielsetzung verfolgt

- Art. 133 als Grundlage erleichtert Durchführung, weil wegen der ausschließlichen EG-Kompetenz kein gemischtes Abkommen nötig

aber: dem Protokoll geht es wesentlich um Ausschaltung biotechnologischer Risiken, nicht um Förderung, Erleichterung oder Regelung des Handelsverkehrs; Protokoll gilt für jede Form unabhängig von einem Handelsgeschäft

Umweltpolitik und Handelspolitik gleichberechtigte Ziele nach Art. 3 EGV

( Art. 175 EGV ist Grundlage; Art. 174 IV EGV gibt keine Grundlage

2. Ausschließliche Zuständigkeit der EG aus Art. 175 EGV?

a) Art. 175 gibt nach innen keine ausschließliche EG-Kompetenz ( auch keine ausschließliche, sondern nur konkurrierende Außenkompetenz

b) aus konkurrierender Außenkompetenz kann ausschließliche der EG werden:

Das wäre nur der Fall, wenn und weil intern EG-Rechtsakte bestehen, die den Bereich der biologischen Sicherheit abdecken und die durch Mitwirkung der MS beeinträchtigt werden könnten

Aber: die im Geltungsbereich des Protokolls durchgeführte EG Harmonisierung deckt diesen Bereich nicht vollständig ab (zB RL 2001/18 über Freisetzung gentechnisch veränderter Organismen) ( keine ausschließliche Außenkompetenz der EG

2. Gemischte Abkommen

Gemischte Abkommen wegen der Schwierigkeit der Kompetenzabgrenzung zwischen EG und Mitgliedstaaten. Umfassende Zuständigkeit des EuGH für eine einheitliche Auslegung auch der Vertragsteile, die von der Kompetenz der Mitgliedstaaten erfasst sind?

3. Vertragsschlussverfahren nach Art. 300 EGV

Grundsätzlich beschließt der Rat über den Abschluß eines Abkommens auf Vorschlag der Kommission mit qualifizierter Mehrheit. Die Kommission wird zuvor vom Rat mit dem Verhandlungsmandat betraut. Die Mitgliedstaaten sind im Rahmen des sog. 133er Ausschusses beteiligt im Rahmen von Übereinkommen zur GHP.

Einstimmigkeit im Rat ist nötig nach Maßgabe von Art. 300 II 2 EGV, also wenn das Abkommen einen Bereich betrifft, in dem für die Annahme interner Vorschriften Einstimmigkeit erforderlich ist, sowie im Fall der in Artikel 310 EGV genannten Abkommen.


Fall EuGH, Rs. C-36/98, Slg. 2001, I-779 – Spanien/Rat

Sachverhalt: Auf Vorschlag der Kommission genehmigte er Rat mit qualifizierter Mehrheit den Abschluß eines Übereinkommens über die Zusammenarbeit zum Schutz und zur vertraglichen Nutzung der Donau zwischen der EG und Drittstaaten, das den Schutz und die Verbesserung der Qualität dieser Gewässer bezweckt, gemäß Art. 300 II iVm Art. 130r I (nun 174 I EGV). Spanien klagte gegen den Beschluß des Rates mit der Begründung, der Rat habe sich für den Erlaß des Rechtsaktes auf eine ungeeignete Vertragsbestimmung gestützt. Richtigerweise hätte die Genehmigung durch Einstimmigkeit nach Art. 300 II iVm ex Art. 130s II (nun leicht modifiziert
 Art. 175 II) EGV erteilt werden müssen.

EuGH:

41 Mit dem angefochtenen Beschluss genehmigte der Rat, wie in Artikel 174 IV (ex 130r Absatz 4) vorgesehen, ein zwischen der Gemeinschaft und Drittländern geschlossenes Abkommen gemäß Artikel [300] EG-Vertrag. 

43. Es ist ... zu prüfen, ob den Bestimmungen des Übereinkommens entsprechende interne Gemeinschaftsvorschriften auf der Grundlage von Artikel [175 I] EGV, wonach der Rat im Verfahren nach Artikel 189c EG-Vertrag [jetzt Verweisung auf Art. 251 Verfahren der Mitentscheidung, nicht mehr Verfahren der Zusammenarbeit nach Art. 252; W.W.], also mit qualifizierter Mehrheit, beschließt, oder von Artikel [175 II] EGV, wonach der Rat einstimmig beschließt, zu erlassen wären. 

44. Hierfür ist erstens der jeweilige Anwendungsbereich der Absätze 1 und 2 des Artikels 175 EGV abzugrenzen und zweitens die Rechtsgrundlage zu prüfen, auf der das Übereinkommen genehmigt wurde. 

Zu den jeweiligen Anwendungsbereichen der Absätze 1 und 2 des Artikels 130s EG-Vertrag 

45. Gemäß Artikel 175 I EGV beschließt der Rat im dort vorgesehenen Verfahren über das Tätigwerden der Gemeinschaft zur Erreichung der in Artikel 174 EGV genannten Ziele. Erlässt der Rat die in Artikel 175 II EGV bezeichneten Vorschriften und Maßnahmen, so ist abweichend vom Verfahren nach Absatz 1 das in Absatz 2 genannte Verfahren zu befolgen. 

46. Es erhellt somit aus dem Wortlaut beider Bestimmungen selbst, dass die Rechtsgrundlage für Rechtsakte des Rates zur Erreichung der in Artikel 174 EG-Vertrag genannten Ziele grundsätzlich Artikel 175 I EGV ist. Artikel 175 II EGV hingegen ist [nach der Fassung des AV, s. Fußnote 16; W.W.] nach seiner Formulierung dann anzuwenden, wenn die zu erlassenden Maßnahmen die in diesem Absatz aufgeführten Materien wie die Bewirtschaftung der Wasserressourcen betreffen. 

47. Was den Begriff Bewirtschaftung der Wasserressourcen anbelangt, so erfordert die Auslegung einer gemeinschaftsrechtlichen Vorschrift nach ständiger Rechtsprechung des Gerichtshofes einen Vergleich ihrer Sprachfassungen (Urteil, Rs C-72/95, Kraaijeveld u. a., Slg. 1996, I-5403, Rn. 28). 

48. Im vorliegenden Fall weist die Verwendung des Begriffes hydrauliques in der französischen Sprachfassung, der den Kreislauf und die Verteilung des Wassers betreffend (relatifs à la circulation et à la distribution de l'eau) bedeutet, darauf hin, dass der Regelungsgegenstand des Artikels 175 II Unterabsatz 1 zweiter Gedankenstrich die Bewirtschaftung der Wasserressourcen unter ihrem physikalischen Aspekt ist, und stützt daher die vom Rat vertretene Auslegung. Den gleichen Sinn ergibt die niederländische Sprachfassung (kwantitatief waterbeheer) durch eine Wortwahl, die die Wassernutzung unter quantitativen im Gegensatz zu qualitativen Gesichtspunkten bezeichnet. Dagegen können die deutsche (Bewirtschaftung der Wasserressourcen), die spanische (la gestión de los recursos hídricos), die italienische (la gestione delle risorse idriche), die portugiesische (gestão dos recursos hídricos), die finnische (vesivarojen hoitoa), die schwedische (förvaltning av vattenresurser), die dänische (forvaltning af vandressourcerne), die englische (management of water resources), die irische (bainisteoireacht acmhainní uísce) und die griechische Formulierung (ôç äéá÷åßñéóç ôùí õäÜôéíùí ðüñùí) nicht nur quantitative Aspekte der Wassernutzung, sondern auch qualitative Aspekte erfassen. 

49. Weichen aber die sprachlichen Fassungen einer Gemeinschaftsvorschrift voneinander ab, so muss die Vorschrift anhand der allgemeinen Systematik und des Zweckes der Regelung ausgelegt werden, zu der sie gehört (in diesem Sinne insbesondere Urteil, Rs. C-420/98, W. N., Slg. 2000, I-2847, Rn. 21). 

50. Insoweit ist zunächst festzustellen, dass, wie aus den Zielen der gemeinschaftlichen Umweltpolitik und aus Artikel 174 in Verbindung mit Artikel 175 I und II folgt, die Einbeziehung der Bewirtschaftung der Wasserressourcen in Artikel 175 II Unterabsatz 1 nicht darauf abzielt, jede Maßnahme, die sich auf die Wassernutzung durch den Menschen bezieht, von der Anwendung des Artikels 175 I auszunehmen. 

51. Weiterhin betrifft Artikel 175 II Unterabsatz 1 zweiter Gedankenstrich EG-Vertrag außer den Maßnahmen der Bewirtschaftung der Wasserressourcen auch Maßnahmen der Raumordnung und der Bodennutzung mit Ausnahme der Abfallbewirtschaftung und allgemeiner Maßnahmen. Es handelt sich dabei um Maßnahmen, die ebenso wie die Maßnahmen gemäß Artikel 175 I der Erreichung der in Artikel 174 genannten Ziele dienen, jedoch die Nutzung des Hoheitsgebiets der Mitgliedstaaten regeln, so Maßnahmen im Zusammenhang mit regionalen, städtischen oder gemeindlichen Raumordnungsplänen oder mit der Planung verschiedener Infrastrukturvorhaben eines Mitgliedstaates. 

52. Das Hoheitsgebiet und der Boden der Mitgliedstaaten sowie ihre Wasserressourcen sind begrenzte Ressourcen, und Artikel 175 II Unterabsatz 1 zweiter Gedankenstrich erfasst somit die sie als solche betreffenden Maßnahmen, d. h. Maßnahmen zur Regelung der quantitativen Aspekte der Nutzung dieser Ressourcen oder, mit anderen Worten, zur Bewirtschaftung begrenzter Ressourcen unter quantitativen Aspekten, nicht aber solche Maßnahmen, die die Verbesserung und den Schutz der Qualität dieser Ressourcen betreffen. 

53. Diese Auslegung wird dadurch gestützt, dass die Abfallbewirtschaftung und allgemeine Maßnahmen vom Geltungsbereich des Artikels 175 II Unterabsatz 1 zweiter Gedankenstrich [wiederum nach der Fassung des AV; W.W:] ausgenommen sind. Allgemeine Maßnahmen sind beispielsweise Maßnahmen, die sich zwar allgemein auf die Raumordnung und die Nutzung des Bodens der Mitgliedstaaten beziehen, jedoch nicht die Durchführung einzelner Infrastrukturvorhaben regeln oder zwar die Art der Nutzung des Bodens der Mitgliedstaaten bestimmten Grenzen unterwerfen, aber die Nutzung, die die Mitgliedstaaten für den Boden vorsehen, nicht regeln. 

54. Außerdem implizieren alle in den drei Gedankenstrichen des Artikels 175 II Unterabsatz 1 genannten Maßnahmen ein Tätigwerden der Gemeinschaftsorgane auf Gebieten wie der Steuer-, der Energie- oder der Raumordnungspolitik, für die die Gemeinschaft außerhalb der gemeinschaftlichen Umweltpolitik entweder keine Gesetzgebungszuständigkeit besitzt oder für die im Rat Einstimmigkeit erforderlich ist. 

55. Nach alledem erfasst der Begriff Bewirtschaftung der Wasserressourcen nicht jede das Wasser betreffende Maßnahme, sondern nur die Maßnahmen, die die Regelung der Gewässernutzung und -bewirtschaftung unter quantitativen Aspekten betreffen. 

57. Demnach sind unter den Maßnahmen zur Erreichung der in Artikel 174 genannten Ziele nur die Maßnahmen, die die Regelung der Gewässernutzung und -bewirtschaftung unter quantitativen Aspekten zum Gegenstand haben, auf der Grundlage von Artikel 175 II zu erlassen. 

Zur Rechtsgrundlage, auf der das Übereinkommen genehmigt wurde 

58. Nach ständiger Rechtsprechung muss sich im Rahmen des Zuständigkeitssystems der Gemeinschaft die Wahl der Rechtsgrundlage eines Rechtsakts auf objektive, gerichtlich nachprüfbare Umstände gründen. Zu diesen Umständen gehören insbesondere das Ziel und der Inhalt des Rechtsakts (vgl. z. B. Urteil, Rs. C-269/97, Kommission/Rat, Slg. 2000, I-2257, Rn. 43). 

59. Ergibt die Prüfung eines gemeinschaftlichen Rechtsakts, dass er zwei Zielsetzungen hat oder zwei Komponenten umfasst, und lässt sich eine von diesen als die wesentliche oder überwiegende ausmachen, während die andere nur von untergeordneter Bedeutung ist, so ist der Rechtsakt auf nur eine Rechtsgrundlage zu stützen, und zwar auf die, die die wesentliche oder überwiegende Zielsetzung oder Komponente erfordert (vgl. in diesem Sinne Urteil, Rs. C-42/97, Parlament/Rat, Slg. 1999, I-869, Rn. 39 und 40). 

60. Was das Ziel des angefochtenen Beschlusses angeht, dient das mit ihm genehmigte Übereinkommen zwar auch der Regelung der Nutzung der Gewässer des Donaueinzugsgebiets und ihrer Bewirtschaftung unter quantitativen Aspekten, es bezweckt aber ausweislich der Begründungserwägungen des angefochtenen Beschlusses und der Präambel des Übereinkommens im Wesentlichen den Schutz und die Verbesserung der Qualität dieser Gewässer.  ...

63. Was den Inhalt des Übereinkommens angeht, regeln seine Vorschriften die Nutzung der Gewässer des Donaubeckens und ihre Bewirtschaftung unter quantitativen Aspekten in nur untergeordneter Weise. 

74. Nach alledem ist der Hauptgegenstand des Übereinkommens nach seinem Ziel und Inhalt der Schutz und die Verbesserung der Gewässergüte des Donaubeckens, obgleich es auch, aber nur untergeordnet, die Nutzung dieser Gewässer und ihre Bewirtschaftung unter quantitativen Gesichtspunkten regelt. 

75. Den Bestimmungen des Übereinkommens entsprechende interne Gemeinschaftsvorschriften würden somit auf der Grundlage von Artikel 175 I EGV erlassen. Der Rat hat sich deshalb für die Genehmigung des Übereinkommens zu Recht auf Artikel 300 Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 Unterabsatz 1 EG-Vertrag gestützt. 

76. Die Klage ist daher abzuweisen. 

4. Wirkung von völkerrechtlichen Abkommen der EG in der Gemeinschaft 


Fall (inspiriert von EuGH, Rs. C-93/02 P, 30.9.2003, Slg. 2003, I-10497 – Biret)

Sachverhalt: Der Rat der Europäischen Gemeinschaft (‚EG’) hat in seiner Verordnung „Gutes Fleisch“ auf der Rechtsgrundlage des Artikels 37 Abs. 2 UAbs. 3 EGV festgelegt, dass ab dem 1. Mai 2000 hormonbehandeltes Rindfleisch weder in die EG eingeführt noch dort verkauft werden darf. Die Verordnung trat am 1. April 2000 in Kraft.

Die USA wollen sich diese Handelsbeschränkung nicht bieten lassen und erheben Klage vor dem Streitschlichtungsorgan (Dispute Settlement Body / ‚DSB’) der Welthandelsorganisation (‚WTO’). Die USA stützen ihre Klage auf Vorschriften, die gesundheitspolitische Maßnahmen der WTO-Mitgliedstaaten nur unter der Voraussetzung zulassen, dass ein tatsächliches Risiko für die eigene Bevölkerung besteht. Die Einfuhr und der Verzehr hormonbehandelten Rindfleischs stelle jedoch keinerlei Risiko für die menschliche Gesundheit dar, so dass das EG-Verbot nicht im Einklang mit dem WTO-Recht sei.

Da wiederholte Ansätze zu einer einvernehmlichen Beilegung der Streitigkeit durch die Parteien scheitern, endet am 13. Februar 2002 das WTO-Streitschlichtungsverfahren mit der Annahme des Berichts des eingesetzten Panels, das feststellte, dass die EG durch das gesetzliche Einfuhrverbot das WTO-Recht verletzt hat. Allerdings wird ihr vom DSB im Einklang mit Artikel 21 Abs. 3 der Vereinbarung über Regeln und Verfahren zur Beilegung von Streitigkeiten (‚DSU’) ein Zeitraum von 15 Monaten gewährt, um die rechtswidrige Gesetzgebung wieder in Einklang mit dem WTO-Recht zu bringen.

Mit Ablauf dieser Umsetzungsfrist am 13. Mai 2003 müssen jedoch alle Beteiligten feststellen, dass die EG nicht tätig geworden ist. Vielmehr gibt ein Sprecher der EG-Kommission bekannt, dass die EG nicht beabsichtige, ihre Gesetzgebung in dieser Hinsicht abzuändern, da nun einmal ein überwiegendes öffentliches Interesse daran bestünde, sich in der EG nur von Fleisch natürlich gewachsener Tiere zu ernähren. Dies gelte unabhängig davon, ob dabei die Gesundheitsmaßstäbe des WTO-Rechts beachtet seien oder nicht.

Nach Erteilung der erforderlichen Genehmigung i.S.d. Artikels 22 Abs. 2 S. 2 DSU erheben die USA im Einklang mit dem WTO-Recht Gegenmaßnahmen in Form von (100-prozentigen) Strafzöllen. Auf der Liste der von den USA ausgesuchten Produkte befindet sich u.a. französische Bettwäsche.

Das Unternehmen Bonnenuit stellt Bettwäsche in Frankreich her und exportiert diese schon seit 1996 in die USA. Nun verunmöglichen es die US-Strafzölle dem Unternehmen, sein Exportgeschäft wirtschaftlich sinnvoll fortzusetzen. Dies führt zu beträchtlichen Verlusten.

Der Geschäftsführer der Bonnenuit ist über das Verhalten der EG-Institutionen empört. Es entspräche wohl nicht dem im Allgemeinen von der EG beachteten Rechtsstaatsprinzip, wenn die Institutionen so ohne weiteres ihre völkerrechtlichen Verpflichtungen ignorieren könnten und somit unschuldige Bürger den Gegenmaßnahmen anderer Staaten aussetzten. Internationale Verträge seien doch schließlich zum Wohl der Bürger abgeschlossen. Selbst wenn die EG aus politischen Gründen ein Importverbot aufrechterhalten wollte, müsse sie wenigstens gegenüber ihren Bürgern für daraus entstehende Schäden aufkommen. Dies müsse spätestens dann gelten, wenn die völkerrechtlich gewährte Gnadenfrist abgelaufen sei. Jedenfalls überschreite der entstandene Schaden aber alle Grenzen der Zumutbarkeit.

In seiner Wut und Verzweiflung wendet sich der Geschäftsführer der Bonnenuit an einen befreundeten Rechtsanwalt, der ihm mitteilt, dass die Gerichte der EG in der Vergangenheit mit der Gewährung von Schadensersatz in ähnlichen Fällen eher zurückhaltend waren. Er kann sich dunkel erinnern, dass grundsätzlich immer mit dem Erfordernis eines weiten Handlungsspielraums auf der internationalen Bühne argumentiert wurde, wenn WTO-Recht relevant wurde. Allerdings sei ihm bisher kein Fall bekannt geworden, in dem sogar schon ein „WTO-Urteil“ existierte, das die Rechtsverletzung feststellte, bevor durch einen Betroffenen Klage vor den EG-Gerichten erhoben wurde. Da aber vorliegend bereits ein „WTO-Urteil“ ergangen und die Umsetzungsfrist verstrichen ist, erhalte die Rechtsverletzung eine neue Qualität. Denn die EG nehme die Schädigung einzelner Marktteilnehmer mit der Aufrechterhaltung der rechtswidrigen Verordnung bewusst in Kauf. Schließlich könnten die im WTO-Recht vorgesehenen Gegenmaßnahmen, die der „gewinnende Staat“ ergreifen kann, nicht die Rechtswidrigkeit und die Verpflichtung, das Recht der WTO-Mitglieder in Einklang mit den Verpflichtungen aus der WTO zu bringen, beseitigen, sondern lediglich vorübergehenden Ausgleich schaffen. Insgesamt spreche daher nichts dagegen, vorliegend eine Klage zu „riskieren“. Der Geschäftsführer überlegt, ob es dafür erforderlich sein könnte, zunächst gegen die rechtswidrige Verordnung im Rahmen einer Nichtigkeitsklage vorzugehen, ehe Schadensersatz eingeklagt werden könne.

Ist die Schadensersatzklage der Bonnenuit erfolgreich?

Es ist davon auszugehen, dass die Verordnung im Einklang mit den kompetenzrechtlichen Vorschriften des EG-Vertrags steht und nicht gegen die Grundrechte/Grundfreiheiten des Europarechts verstößt.

Lösungsskizze: 

Eine Klage gegen Frankreich kommt nicht in Betracht, da keine Handlung Frankreichs vorliegt – noch erforderlich/möglich war-, die Wirkung oder Inhalt der Verordnung beeinflusst hätten (kein Ermessen).

Klage gegen den Rat der EG:

I.
Zulässigkeit

1.
Sachliche und funktionelle Zuständigkeit (+)

Schadensersatzklage: Art. 235 i.V.m. Art. 288 Abs. 2 EGV

Erstinstanz: EuG, Art. 225 Abs. 1 EGV

2.
Aktivlegitimation (jede rechtsfähige natürliche oder juristische Person) (+)

3.
Passivlegitimation (+)

Mag Klage auch gegen Organ zu richten sein [vgl. Werhahn, Slg. 1973, 1229 Rn. 6], die EG ist passivlegitimiert, die im Prozess lediglich vertreten wird.

4.
Anforderungen an die Klageschrift

Art. 21 Protokoll über die Satzung des Gerichtshofs vom 26. Februar 2001 [Sartorius II, Zif. 245]: Klageerhebung erfolgt durch Einreichung einer Klageschrift;

Inhalt der Klageschrift: Name, Wohnsitz, Streitgegenstand etc. (vgl. Art. 21 S. 2 der Satzung)

5.
Verjährung und Klagefrist

Art. 46 Protokoll über die Satzung des Gerichtshofs vom 26. Februar 2001:

Verjährung der Ansprüche in 5 Jahren nach Eintritt des Ereignisses, das ihnen zugrunde liegt

Auf welchen Zeitpunkt ist abzustellen?

- Schadenseintritt? (erst jetzt Kenntnis des Geschädigten von Auswirkungen der Gesetzgebung auf sein Vermögen)

- Aufrechterhalten trotz Ablauf der Umsetzungsfrist?

- ursprüngliche Gesetzgebung? Sogar noch vor weniger als 5 Jahren

„Die Verjährungsfrist beginnt erst zu laufen, wenn alle Voraussetzungen, von denen die Schadensersatzpflicht abhängt, erfüllt sind und sich insbesondere der zu ersetzende Schadenkonkretisiert hat (EuGH verb. Rs. 256, 257, 265 u. 265 u. 267/80 sowie 5/81, Birra Wührer, Slg. 1982, 85 Rn. 10; EuG Rs. T-106/98, Fratelli Murri SpA, Beschl. v. 4.8.1999, n.v., Rn. 25)“

6.
Rechtsschutzbedürfnis (+)

Die Schadensersatzklage ist ein selbständiger Rechtsbehelf mit eigenen Funktionen (Ersatz, nicht Aufhebung der Gesetzgebung.

Der Klägerin war die Schadensabwendung durch Erhebung einer Nichtigkeits- oder Unterlassungsklage nicht möglich. Als Bettwäsche-Produzentin hatte sie keinen Anlass, sich gegen die Hormongesetzgebung zu wenden; von der bevorstehenden Schädigung konnte sie erst mit Veröffentlichung der US-Liste Kenntnis erlangen.

II.
Begründetheit

Die Klage ist begründet, wenn ein Schadensersatzanspruch der Bonnenuit besteht.

1. Haftung nach Art. 288 Abs. 2 EGV für rechtswidriges Verhalten

Dies ist nach Art. 288 Abs. 2 EGV zu beurteilen. Hiernach muss (i.S.d. der Rechtsprechung des EuGH) das Handeln oder Unterlassen eines Organs oder Bediensteten der Gemeinschaft einen Schaden kausal rechtswidrig verursacht haben. Eine Haftung für normative Akte, die wirtschaftspolitische Entscheidungen einschließen, ist nur dann anzunehmen, wenn eine „hinreichend qualifizierte Verletzung einer höherrangigen Norm, die auch den Kläger schützt“ gegeben ist.

a)
Amtstätigkeit (+)

Gesetzgebung (+), Erlass als Tun, Aufrechterhalten als Unterlassen

b)
Rechtswidrigkeit (+)/(-)

Der Erlass der Verordnung bzw. ihre Aufrechterhalten sind rechtswidrig, wenn die betroffenen Vorschriften des WTO-Rechts „höherrangig“ und in einer Weise verletzt sind, dass diese Verletzung auch bei einer Überprüfung der Verordnung in einem Verfahren vor dem EuG/EuGH zu berücksichtigen ist. Fraglich ist, ob das WTO-Recht als Prüfungsmaßstab vom EuG/EuGH bei der Überprüfung von EG-Sekundärrecht herangezogen wird.

aa)
Höherrangige Norm? (+)/(-)

Völkerrechtliche Abkommen gehen dem „gewöhnlichen Sekundärrecht“ vor, dem Primärrecht aber nach Art. 300 Abs. 6 S. 2 nach.
 Es handelt sich daher bei den Vorschriften des WTO-Rechts um „höherrangige Normen“ im Sinne der Rechtsprechung zu Art. 288 Abs. 2 EGV.

bb)
WTO-Vorschriften als Prüfungsmaßstab (-) [a.A. vertretbar]

Grundsätzlich sind nach Art. 300 Abs. 7 EGV alle Institutionen der EG, auch das Gericht, an entsprechende völkerrechtliche Abkommen gebunden. 

Allerdings hat es der EuGH in seiner Rechtsprechung grundsätzlich abgelehnt, EG-Sekundärrecht „im Lichte des WTO-Rechts“ zu überprüfen. Hierbei hat er auf einen notwendigen Handlungsspielraum der politischen Organe der EG abgestellt, der begrenzt würde, wenn in einem Verfahren vor dem EuGH das Sekundärrecht für nichtig erklärt werden müsste. Außerdem sei es aufgrund des Grundsatzes der (völkerrechtlichen) Reziprozität angebracht, eine innerstaatliche/EG-interne „Einklagbarkeit“ abzulehnen solange auch andere WTO-Staaten keinen „direct effect“ der WTO-Abkommen einräumen.
 Lediglich in Fällen, in denen EG-Gesetzgebung Bezug auf WTO-Vorschriften mache oder diese umsetze, seien diese in den Prüfungsmaßstab des EuGH mit aufzunehmen.

Vorliegend existiert kein EG-Sekundärrecht, das die betroffenen WTO-Vorschriften umsetzt oder auf diese Bezug nimmt. Die Vorschriften des (primären) WTO-Rechts können daher nicht als Prüfungsmaßstab herangezogen werden.

cc)
WTO-Entscheidungen als Prüfungsmaßstab (-) [a.A. vertretbar}

Eine Rechtswidrigkeit i.S.d. Art. 288 Abs. 2 EGV könnte aber deswegen anzunehmen sein, weil zum Zeitpunkt des Verfahrens bereits ein DSB-Report die Verletzung des WTO-Rechts identifiziert hat.

Im Gutachten 1/91 hat der EuGH Entscheidungen internationaler Streitschlichtungsorgane, die über das völkerrechtliche Abkommen Autorität bekommen haben, als bindend anerkannt.

Es ist aber zu beachten, dass der DSB im Einklang mit dem DSU der EG noch eine „Gnadenfrist“ zur Umsetzung der Entscheidung gewährt hat. Diese „völkerrechtliche Toleranz“ kann nicht untergraben werden, indem innerstaatlich/EG-intern die Verletzung „eingeklagt“ werden kann.

dd)
WTO-Entscheidung als Prüfungsmaßstab nach Ablauf der „Gnadenfrist“ (-) [a.A. vertretbar]

Mit Ablauf der Frist könnte sich die Bedeutung des WTO-Rechts bzw. der vom DSB festgestellten Verletzung für die Rechtmäßigkeitskontrolle des EuGH im Rahmen der Schadensersatzklage geändert haben.

e.A.:
Inkaufnehmen der Gegenmaßnahmen stellt rechtmäßige Option der EG dar, so dass nach wie vor ein „Handlungsspielraum“ bestehen bleiben muss, der keine internen Konsequenzen mit sich bringen darf.

a.A.:
Nach Ablauf der Umsetzungsfrist/WTO-„Gnadenfrist“ verbleibt der EG keine juristische, nur ein „handelspolitische“ Option. Die EG kann zwar diese Option wahrnehmen, muss aber intern Ausgleich schaffen (rule of law). „Spielraum-Argument“ ist  nicht betroffen, da es „nur“ um Schadensersatz geht. Problem aber, dass Schadensersatz die Sanktionen nach DSU unterwandert und eine rechtswidrige Exportbeihilfe darstellen kann

ee)
Zwischenergebnis

Das Aufrechterhalten der Verordnung ist rechtmäßig (aA vertretbar).

Weitere hilfsgutachtliche Prüfung:

c)
Schutzcharakter der Norm (+)

„Direct effect“ primären WTO-Rechts bisher verneint (s.o.), aber:

(1)
zusätzlicher Schutz der Sanktionsopfer durch DSU wegen Verpflichtung der EG, die “temporary measures” zu beenden?

(2) Individualschutzcharakter einer Norm festzustellen ist großzügiger zu sehen als “direct effect”? Wirtschaftsteilnehmer als “beneficiaries of international trade system”;  in Kampffmeyer [Slg. 1967, 331, 355] hat es das Gericht als ausreichend angesehen, dass die verletzte Norm es jedenfalls auch bezweckt, die Interessen des Geschädigten zu schützen.
 Das kann für das WTO-Recht sicher angenommen werden.

Hier sind beide Ansichten gut vertretbar.

d)
Hinreichend qualifizierte Verletzung? (+) [a.A. vertretbar]

„Befugnisse offenkundig und erheblich überschritten“ (EuGH verb. Rs. 83/76 u. 94/76, 4/77, 15/77 u. 40/77, HNL, Slg. 1978, 1209 Rn. 4-6)

-
bei Verletzung des WTO-Rechts zunächst u.U. (-), weil wirtschaftspolitische Entscheidungen weiten Ermessensspielraum gewähren

-
nach Feststellung durch DSB (+) [a.A. vertretbar], weil nur eine „rechtmäßige Handlung“ möglich ist, nämlich Gesetzgebung in Einklang mit dem WTO-Recht zu bringen.

Politisches Ermessen, die Verletzung des WTO-Rechts aufrechtzuerhalten, kann nicht mit Ermessen in „rein-EG-rechtlichem“ Kontext, z.B. unterschiedliche Gewichtung verschiedener Ziele der Agrarpolitik, verglichen werden. Kein Ermessen bzgl. völkerrechtlicher Verpflichtung nach Ablauf der Umsetzungsfrist.

c)
Schaden (+)

d)
Kausalität (+)/(-)

„Unmittelbaren Kausalzusammenhang“ (EuGH verb. Rs. 74 u. 113/76, 167 u. 239/78, 27, 8 u. 45/79, Dumortier frères, Slg. 1979, 3091 Rn. 21) / mit Adäquanztheorie des deutschen Schadensrechts vergleichbar

Problem, dass Drittstaat bestimmt, welche Exportprodukte von den Gegenmaßnahmen betroffen sind. Aber: nach Ablauf der Umsetzungsfrist ist vorhersehbar, dass „jedenfalls irgendwelche“ Exporteure von Gegenmaßnahmen geschädigt werden.

2.
Haftung für rechtmäßiges Verhalten?

a)
„Sonderopfertheorie“ auch im EG-Recht?

Kriterien detailliert in Rechtsprechung, aber Grundlage nie akzeptiert (EuG Rs. T-174/95 Dorsch Consult,Slg. 1998, II-667 Rn. 59; EuGH Rs. 237/98 P, Dorsch Consult).

b)
Ist Verhalten, dessen (WTO-)Rechtswidrigkeit „nicht-einklagbar“ ist mit rechtmäßigem Verhalten gleichzusetzen?

Im folgenden ein Auszug aus der Selbstdarstellung der EU hinsichtlich ihres Außenwirkens
: 

„Wirtschafts-, handels- und währungspolitisch ist die Europäische Union zu einer Weltmacht geworden. Sie hat erheblichen Einfluss in internationalen Organisationen wie der Welthandelsorganisation (WTO), den Unterabteilungen der Vereinten Nationen (UN) und bei Weltgipfeln zum Thema Umweltschutz und Entwicklung.

Wenn bisweilen gesagt wird, die EU sei ein wirtschaftlicher Riese, aber ein "politischer Zwerg", ist dies eine Übertreibung. Gleichwohl ist zutreffend, dass die EU-Mitgliedstaaten diplomatisch und politisch noch einen langen Weg zurücklegen müssen, bevor sie in wichtigen Fragen wie Frieden und Stabilität, Terrorismus, Naher und Mittlerer Osten, Beziehungen zu den Vereinigten Staaten und der Rolle des UN-Sicherheitsrates mit einer Stimme sprechen können. Die EU-Mitgliedstaaten behalten die volle Souveränität über ihre Streitkräfte. Ihre Verteidigungssysteme unterstehen den nationalen Regierungen, und die einzigen Verbindungen untereinander bestehen im Rahmen von Bündnissen wie der NATO.

Eine sich entwickelnde gemeinsame Verteidigungspolitik

Die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) und die Europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik (ESVP), die in den Verträgen von Maastricht und Amsterdam vorgesehen sind, legen die wichtigsten Aufgaben der EU im Verteidigungsbereich fest. Auf dieser Grundlage beruht der ‘zweite Pfeiler’ der EU - der Politikbereich, in dem Maßnahmen durch Vereinbarungen auf Regierungsebene getroffen werden, und in dem Kommission und Parlament nur eine kleine Rolle spielen. Entscheidungen in diesem Bereich werden im Konsens getroffen, wobei sich einzelne Staaten enthalten können.

Im Jahre 2003 stellt sich das politische und strategische Umfeld der EU wie folgt dar:

· Da Russland freundschaftliche Beziehungen zur westlichen Welt pflegt, und die ehemaligen Ostblockländer fast gleichzeitig der NATO und der EU beigetreten sind, ist der mehr als 50 Jahre dauernde Kalte Krieg endgültig abgeschlossen. Der europäische Kontinent wird friedlich vereinigt, und die europäischen Länder arbeiten zusammen, um das internationale Verbrechen wie Schleusekriminalität und Geldwäsche zu bekämpfen. Die EU ist eine organisierte Partnerschaft mit ihren großen Nachbarn wie Russland und der Ukraine, die - zumindest mittelfristig - keine Aussicht auf einen Beitritt zur Europäischen Union haben, eingegangen. 

· Die EU-Mitgliedstaaten wollen eine Europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik entsprechend den Verträgen einrichten. Im Dezember 1999 hat der Europäische Rat von Helsinki der EU ein Leitziel gesetzt: Bis zum Jahr 2003 in der Lage sein, innerhalb von 60 Tagen Streitkräfte bis zur Stärke von 60 000 Mann mit Unterstützung von See- und Luftstreitkräften zu verlegen und für mindestens ein Jahr aufrechtzuerhalten. Bei dieser schnellen Eingreiftruppe handelt es sich nicht um eine ‘Europäische Armee’: sie setzt sich zusammen aus Kontingenten der nationalen Streitkräfte, wird jedoch koordiniert durch ein Politisches und Sicherheitspolitisches Komitee (PSK), einen Militärausschuss (EUMC) und einen Militärstab (EUMS) unter Aufsicht des Rates und mit Sitz in Brüssel. Hierdurch verfügt die Union über ein politisches und militärisches Werkzeug zur Durchführung bestimmter Sonderaufgaben - wie humanitärer und Rettungsaktionen außerhalb Europas, friedenserhaltender Maßnahmen und anderer Formen des Krisenmanagements, wozu auch friedensschaffende Maßnahmen gehören. 

· Die Vereinigten Staaten akzeptieren, dass Europa bei Militäreinsätzen, an denen Amerika nicht beteiligt werden will, auf logistische Kapazitäten der NATO für die Aufklärungs-, Kommunikations-, Kommando- und Transportstrukturen zurückgreifen kann. 

· Die gegenwärtigen Verteidigungs- und Abschreckungsstrukturen wie die französischen und britischen Nuklearwaffen bleiben unter nationaler Kontrolle. Da die Militärtechnik immer ausgefeilter und teurer wird, wird es für die EU-Mitgliedstaaten immer notwendiger, bei der Herstellung von Rüstungsgütern zusammenzuarbeiten. Hinzu kommt, dass ihre Systeme interoperabel und ihre Ausrüstungen ausreichend genormt sein müssen, wenn ihre Streitkräfte gemeinsame Missionen durchführen sollen. 

· Die Angriffe auf Washington und New York am 11. September 2001 und die seitdem in vielen Teilen der Welt erfolgten Terroranschläge haben die strategische Landschaft grundlegend verändert. Die europäischen Länder arbeiten beim Informationsaustausch immer stärker zusammen, um derartigen Anschlägen vorzubeugen. Da die Terrorismusbekämpfung eine internationale Aufgabe ist, arbeitet Europa nicht nur im Rahmen traditioneller Bündnisse, zum Beispiel mit den Vereinigten Staaten, sondern auch mit vielen anderen Ländern in der Welt zusammen, um Demokratie und Menschenrechte zu fördern. 

Angesichts der sich verändernden strategischen Landschaft versucht die Europäische Union, ein vernünftiges Gleichgewicht zwischen den verschiedenen Traditionen der Mitgliedstaaten im Bereich der Sicherheits- und Verteidigungspolitik zu finden.


"Wen soll ich anrufen, wenn ich mit Europa sprechen will?"

Der Konvent zur Zukunft der Europäischen Union hat Änderungen vorgeschlagen, die Europa eine viel deutlichere Identität verleihen könnten. Mehrere Länder unterstützen den Vorschlag zur Einführung eines EU-Präsidenten, der auf internationaler Ebene für die Union spricht. Der Präsident wäre ein Mitglied oder ein ehemaliges Mitglied des Europäischen Rates, und die Amtszeit wäre länger als der jetzige sechsmonatige Ratsvorsitz. Dies wäre eine Antwort auf die berühmte Frage von Henry Kissinger aus den 70er Jahren: "Wen soll ich anrufen, wenn ich mit Europa sprechen will?"
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Eine Reihe von Fragen bleibt hierbei jedoch offen. Wie erfolgt die Benennung dieses ‘EU-Präsidenten’? Welche Befugnisse hat er? Was wird aus dem bisherigen Hohen Vertreter der EU für die GASP? Würden dem EU-Präsidenten auch der EU-Militärsstab und die schnelle Eingreiftruppe unterstehen? Welchen demokratischen Kontrollen würde der Präsident unterliegen? Müsste der Präsident vor jeder wichtigen Entscheidung die Zustimmung aller Mitglieder des Europäischen Rates einholen? Wie sähe das Verhältnis zwischen dem EU-Präsidenten und dem Präsidenten der Europäischen Kommission bzw. dem für auswärtige Beziehungen zuständigen Kommissionsmitglied aus?

Der Vertrag von Amsterdam hat auch versucht, ein Verfahren für genügend Flexibilität im GASP-Bereich einzuführen. Die ‘verstärkte Zusammenarbeit’ bietet mehreren Mitgliedstaaten die Möglichkeit, als Gruppe in Bereichen voranzugehen, in denen andere Mitgliedsstaaten - beispielsweise auf Grund ihrer traditionellen Neutralität - nicht tätig werden möchten.

Das Problem dieser offensichtlich pragmatischen Lösung ist, dass der Zusammenhalt der Union insgesamt und ihre Glaubwürdigkeit auf internationaler Ebene Schaden nehmen würde, wenn die europäische Außenpolitik eine ‘variable Geometrie’ hätte. Ferner würde sich die Gefahr erhöhen, dass die Verbindung zwischen den internen Politikbereichen der EU (Verwaltung des Binnenmarktes, Wettbewerbspolitik, Wirtschafts- und Währungsunion, innere Sicherheit usw.) und ihren externen Politikbereichen (Handel, Entwicklungshilfe, Diplomatie und Verteidigung) unterbrochen wird.

Es ist in Zukunft unerlässlich, dass Europa mit einer Stimme spricht und eine für alle deutlich sichtbare Politik betreibt. Die EU-Länder müssen einheitlich auftreten, ihre wichtigsten Interessen entschlossen vertreten und unbedingte Solidarität bei der Sicherung der Zukunft ihrer Völker an den Tag legen.


Ein weltoffenes Europa

Die Vollendung des Binnenmarktes im Jahre 1993 hatte große Auswirkungen auf die Handelspolitik der EU. Die Importbeschränkungen, die die EU-Länder beibehalten durften, wurden schrittweise abgeschafft, ebenso wie der innere Vertrieb ‘sensibler’ Importe wie Textilien, Stahl, Kraftfahrzeuge und elektronische Erzeugnisse. Die auf Initiative Europas gegründete WTO ist ein ständiges Forum, in dessen Rahmen Handelsstreitigkeiten durch multilaterale Verhandlungen beigelegt werden.

Das Durchschnittniveau der Zölle auf Industrieeinfuhren in die Europäische Union liegt unter 5 %. Die EU und ihre Handelspartner in der Welt haben sich auf neue Regeln für den Handel im Dienstleistungs- und Agrarbereich geeinigt. Die Diskussionen über landwirtschaftliche Themen haben gezeigt, dass die Erzeuger diesseits und jenseits des Atlantiks unterschiedliche Auffassungen vertreten. Nur weil die EU sich in diesen Gesprächen einig zeigte, konnte sie den Standpunkt ihrer Mitgliedstaaten wirksam verteidigen.

Die EU ist ein einheitlicher Handelsblock mit 450 Millionen Verbrauchern und einem relativ hohen Durchschnittseinkommen. Daher ist sie ein sehr attraktiver Markt für die Ausfuhren anderer Länder. Die EU kann diesen Einfluss nutzen, um ihre Handelspartner davon zu überzeugen, sich an die Regeln zu halten, die einen gesunden Wettbewerb und einen fairen und gleichberechtigten Zugang zu den Märkten zu den jeweiligen Märkten gewährleisten.


Ein wichtiger Partner in einer industrialisierten Welt

Aus Sicht der Vereinigten Staaten ist das nun entstehende neue Europa ein Verbündeter, der für die gleichen Werte steht, allerdings auch ein Wettbewerber in den Bereichen Handel und Technik. Das atlantische Bündnis zwischen den USA und vielen EU-Ländern hat dazu beigetragen, die Folgen der transatlantischen Handelsstreitigkeiten in den Bereichen landwirtschaftliche Erzeugnisse, Stahl sowie Luft- und Raumfahrtindustrie abzuschwächen.

Am Ende des 20. Jahrhunderts haben dramatische Ereignisse - insbesondere das Ende des Kalten Krieges - die internationale Politik verändert. Unter den neuen Gegebenheiten müssen die NATO-Mitglieder ihre Beziehungen neu definieren. Die euro-amerikanische Zusammenarbeit braucht neue Ziele. Die Alliierten müssen zusammenarbeiten, um neue Gefahren zu bewältigen: Verbreitung von Atomwaffen, internationaler Terrorismus, internationales Verbrechen wie Drogenhandel usw. Im Bereich Handel und Investitionen ist die Europäische Union der wichtigste Partner der Vereinigten Staaten und der einzige, zu dem sie stabile Beziehungen unterhalten. Allerdings muss Europa einer gewissen Tendenz im US-Kongress zu einseitigen Maßnahmen entgegengetreten, die Europas globalen Interessen zuwiderlaufen können.

Beziehungen zwischen der EU und den Mittelmeerländern

In unmittelbarer Nähe zu Europa, an der Südküste des Mittelmeeres, liegen Länder, die mit der EU historisch und kulturell verbunden sind. Zwischen beiden Regionen fanden starke Wanderungsbewegungen statt, die auch in Zukunft anhalten dürften. Deshalb sind diese Länder wichtige Partner der EU, die sich von jeher um eine regionale Eingliederung des Mittelmeerraums bemüht.

Die Mittelmeernachbarn der EU gehörten zu den ersten, die besondere Wirtschafts- und Handelsbeziehungen mit der Europäischen Union eingingen. Im November 1995 fand in Barcelona eine Konferenz statt, an der alle EU-Mitgliedstaaten und die Mittelmeeranrainerstaaten (mit Ausnahme Libyens, Albaniens und der Länder des ehemaligen Jugoslawien) teilnahmen. Diese Konferenz war Grundlage für eine neue EU-Mittelmeerpartnerschaft mit folgenden Schwerpunkten:

· Politischer Dialog zwischen den Teilnehmerländern und eine Sicherheitspartnerschaft, die insbesondere auf Rüstungskontrollmechanismen und dem Konzept der friedlichen Beilegung von Konflikten beruht; 

· SAusbau der Wirtschafts- und Handelsbeziehungen zwischen den beiden Regionen. Entscheidend hierfür ist die Schaffung einer Europa-Mittelmeer-Freihandelszone bis 2010, die den WTO-Vorschriften entspricht. Hierdurch entsteht die mit 800 Millionen Verbrauchern größte Freihandelszone der Welt für Fertigerzeugnisse. 

· Partnerschaft in den Bereichen Soziales und Kultur. 

Im Rahmen des MEDA-Programms gewährt die EU den Mittelmeerländern für den Zeitraum 2000-2006 eine finanzielle Unterstützung in Höhe von 5,3 Mrd. €.


Afrika

Die Beziehungen zwischen Europa und dem Afrika südlich der Sahara haben eine lange Tradition. Mit dem Vertrag von Rom im Jahre 1957 wurden die Kolonien und überseeischen Gebiete einiger EWG-Mitgliedstaaten mit der Gemeinschaft assoziiert. Mit der Entkolonialisierung, die Anfang der 60er Jahre begann, wurde diese Verbindung zu einer Assoziierung zwischen souveränen Staaten.

Das im Juni 2000 in der Hauptstadt Benins unterzeichnete Cotonou-Abkommen kennzeichnet eine neue Phase in der Entwicklungspolitik der EU. Das Abkommen zwischen der Europäischen Union und den Ländern Afrikas, der Karibik und des Pazifischen Raums (AKP), das ehrgeizigste und weitreichendste Handels- und Hilfsabkommen, das je zwischen Industriestaaten und Entwicklungsländern geschlossen wurde, ging aus dem ursprünglich 1975 in der togolesischen Hauptstadt unterzeichneten und anschließend regelmäßig aktualisierten Abkommen von Lomé hervor.

Das Hauptanliegen des Abkommens entspricht dem des Lomé-Abkommens: “die wirtschaftliche, kulturelle und soziale Entwicklung der AKP-Staaten zu fördern und zu beschleunigen und ihre Beziehungen [zur Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten] im Geiste der Solidarität und im beiderseitigen Interesse auszubauen und zu diversifizieren”.

Schwerpunkte des Abkommens von Lomé waren die Handelsbeziehungen und der Marktzugang: das Cotonou-Abkommen zielt weiter und führte beispielsweise neue Verfahren für den Umgang mit Menschenrechtsverletzungen ein.

Die Europäische Union hat den am wenigsten entwickelten Ländern, von denen 39 das Abkommen unterzeichnet haben, besondere Handelserleichterungen gewährt. Ab 2005 können Sie nahezu alle Erzeugnisse zollfrei in die EU einführen.

Der Europäische Entwicklungsfonds stellt für AKP-Programme in einem 7-Jahreszeitraum Mittel in Höhe von 13,5 Mrd. € bereit. Hinzu kommen 9,5 Mrd. € nicht abgerufene Mittel aus den früheren Fonds und Darlehen der Europäischen Investitionsbank in Höhe von 1,7 Mrd. €.“
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